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Die streikenden Metallarbeiter können aber nicht übersehen haben, daß sie 
auf Unterstützung durch die sozialdemokratisch geführte Bundesregierung 
verzichten mußten. Im Gegenteil: Der Bundesfinanz- und Wirtschaftsminister 
griff massiv zum Vorteil der Unternehmer mit der vorzeitigen Veröffentlichung 
der wirtschaftlichen Leitthemen der Regierung in den Lohnkampf ein. Bei 
einem Preisanstieg von 5 Prozent, so heißt es in den Leitthemen des Wirt-
schaftsministeriums für das Jahr 1972, sollen die Einkommen aus Unternehmer-
tätigkeit und Vermögen um 6,7 Prozent steifen und die Löhne um 4,5 Prozent. 
Das aber war haargenau das „Angebot“ der Unternehmer. sr

Zweifellos haben die 40 000 demonstrierenden Metallarbeiter in Stuttgart 
unübersehbare Signale gesetzt und mit ihrem entschlossenen und entschiede-

nen Auftreten den Anstoß gegeben, 
für den wenige Tage später abge-
schlossenen neuen Tarifvertrag. Geht 
man von dieser Tatsache aus, kann 
man nur sagen, daß die streikenden 
Metallarbeiter mehr verdient hätten 
als nur 7,5 Prozent. Wenn diese Zeit-
schrift in die Hände der Leser gelangt 
ist, werden sich die Metallarbeiter in 
einer Urabstimmung für oder gegen 
das Lohnabkommen entschieden ha-
ben. Die Bezirksleitung der IG Me-
tall rechnet mit einem zustimmenden 
Ergebnis, denn schon eine Minderheit 
von 25 Prozent kann für den Vertrag 

entscheiden. An den Gegenstimmen aber wird man den Grad der Unzufrieden-
heit ablesen können und die Metallarbeiter werden sich bei der Abstimmung 
daran erinnern, daß zum Jahresbeginn Otto Brenner eine Forderung von 
15 Prozent begründete, diese Forderung bis zum Anlaufen der Lohnverhand-
lungen auf 11 Prozent reduziert und nun, nach fast 3 Wochen Streik, 7,5 Pro-
zent erreicht wurden. Und doch war dieser Streik ein Erfolg! Den Metallern 
ist wieder deutlich geworden, daß Lohnfragen Machtfragen sind und ohne ihre 
Macht auszuspielen hätten sie die Unternehmer nicht einmal zu dieser nur 
mageren Lohnerhöhung zwingen können.

DGB-Jugend gibt Beispiel
8. Bundesjugendkonferenz 
des DGB

Neue Tarifkonzeption
Beschluß des Gewerkschaftstages 
der IG Druck und Papier

Die Gebrechen des Systems
Zur Lage der 
kapitalistischen Weltwirtschaft

m 15. Streiklag haben die Bezirksleitung der IG Metall in Stuttgart und 
der tarif politische Ausschuß der Unternehmer einen neuen Tarifvertrag für 

Nordwürttemberg-Nordbaden abgeschlossen. Der Vertrag sieht eine Lohnerhö-
hung von 7,5 Prozent ab 1. 1. 1972 bei einer Laufzeit von 12 Monaten, sowie 
eine pauschale Abschlagszahlung für die Monate Oktober, November und De-
zember 1971 von 180 DM vor. Außerdem soll die stufenweise Absicherung 
eines 13. Monatsgehaltes erfolgen, so daß ab 1. 1. 1974 alle Beschäftigten, die 
länger als 36 Monate einem Betrieb angehören, 40 Prozent des durchschnitt-
lichen Monatsverdienstes als 13. Monatsgehalt ausbezahlt bekommen. Dieses 
Abkommen, so hat die IG Metall empfohlen, soll die Grundlage für die noch 
auszuhandelnden Tarifverträge in den beiden übrigen Tarifgebieten Baden- 
Württembergs werden.



Kampf mit größter Härte
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Metallarbeiter streiken um ihre berechtigten Forderungen 
Unternehmer mißbrauchen rücksichtslos ihre Macht

Die Krankenscheinprämie sollte die 
Arbeiter davon abhalten, den Arzt zu 
konsultieren, wenn sie sich krank 
fühlen. In der Tat war die Zahl der 
Behandlungsfälle zunächst rückläufig, 
um dann um so stärker wieder anzu-
steigen, und das mit erheblichen Ko-
sten, weil mit Rücksicht auf die Prä-
mie Krankheit verschleppt und die 
Heilung darum erheblich teurer wurde.

ses Landes mehr gelernt, als sie in 
Jahren auf Schulbänken erfahren hat. 
Die Praxis des brutalen Klassenkamp-
fes der Unternehmer ist ein vorzüg-
licher Lehrmeister für sie gewesen. 
Sie wird diese Lehren auch in Zu-
kunft nicht vergessen." Und Otto 
Brenner stellte fest, indem den Arbei-
tern „die Machtpositionen und die 
Willkür der Unternehmer demonstriert 
werden, steigert sich die Entschlossen-
heit der Arbeitnehmer, ihre Interessen 
mit allem Nachdruck zu vertreten".

Der diesjährige Tarifkonflikt in der metallverarbeitenden Industrie hat sich 
zu einem Politikum ersten Ranges entwickelt: Seit dem 1. Oktober (in Bayern 
1. November) herrscht der tariflose Zustand. Die Metallindustriellen weigern 
sich, den rund 4,3 Millionen Arbeitern und Angestellten den verlangten Anteil 
am Produktionsergebnis zu gewähren. Auf den Streik in Baden-Württemberg 
reagierten die Unternehmer mit der willkürlichen Aussperrung Hunderttausen-
der. In allen Tarifbezirken sind die Verhandlungen bzw. Schlichtungsversuche 
geplatzt, in Baden-Württemberg auch die „besondere" Schlichtung. Die politische 
Konzeption des Unternehmerverbandes Gesamtmetall ist unverkennbar. Er 
sucht die totale Konfrontation zwischen Kapital und Arbeiterklasse, nicht nur 
in der Metallindustrie. Die größte DGB-Gewerkschaft, die IG Metall, soll in die 
Knie gezwungen, die Kampffront aufgebrochen werden. Aber die Metallbosse 
beißen auf Granit. (Bei Redaktionsschluß dauerte der Streik noch an)

Ein erster Schlichtungsversuch unter 
Vorsitz des baden-württembergischen 
Landtagsvizepräsidenten Veit ergab 
mit den Stimmen der Gewerkschafts-
beisitzer und gegen die Stimmen der 
Unternehmervertreter den Vorschlag 
einer Lohn- und Gehaltserhöhung von 
7,5 Prozent für sieben Monate. Der 
Vorstand der IG Metall in Frankfurt 
nannte diesen Spruch einen „vertret-
baren Kompromiß" und gab damit die 
Bereitschaft zu erkennen, noch unter 
die als Mindestforderung beschlosse-
nen 11 Prozent zu gehen. Aber auch 
dieses fast schon unverantwortliche 
Entgegenkommen wurde von der Un-
ternehmerseite nicht honoriert. Die 
Schlichtung platzte und damit stand 
die ursprüngliche Forderung — 11 Pro-
zent — wieder im Raum.

Prof. Wannagat gab am 8. Dezember 
nach fünftägigen ergebnislosen Ver-
suchen, eine Einigung zustande zu 
bringen, seinen Auftrag zurück. Auch 
dieser Schlichter, wie zuvor schon 
Veit, emnfahl die Erhöhung der Löh-
ne und Gehälter um 7,5 Prozent, aller-
dings bei einer Laufzeit von zwölf 
Monaten, und die tarifvertragliche Ab-
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Die Entschlossenheit der baden-würt-
tembergischen Metallarbeiter, die er-

Diese von den Metallindustriellen ge-
wollte Zuspitzung dürfte bei Tausen-
den Gewerkschaftern die von den Ein-
peitschern der Unternehmer — 
Schleyer und Frankenberger — si-
cherlich nicht gewollte Erkenntnis ge-
fördert haben, daß es höchste Zeit 
und ein Akt sozialer Gerechtigkeit 
ist, durch Überführung von Konzern-
betrieben in Gemeineigentum den 
egoistischen und verantwortungslosen 
Mißbrauch von Produktionsmitteln 
durch einzelne Multimillionäre zu un-
terbinden. Treffend hieß es in den von 
der IG-Metall-Bezirksleitung Stutt-
gart herausgegebenen „Streik-Nach-
richten" am 26. November: „In die-
sen Tagen hat die Arbeiterklasse die-

Daraufhin verfügten die Unternehmer 
unter Mißbrauch ihrer wirtschaftlichen 
Macht die Schließung aller Metallbc- 
triebe in Nordwürttemberg und Nord-
baden mit mehr als 100 Beschäftigten. 
Am 26. November wurden durch die-
se Willkürmaßnahme 240 000 Arbeiter 
(die Angestellten wurden ausgenom-
men) auf die Straße gesetzt. Insge-
samt blieben für 360 000 Arbeiter in 
544 Betrieben die Fabriktore durch 
Streik bzw. Aussperrung geschlossen. 
Zehntausende Arbeiter hatten schon 
am Tag vor der Aussperrung mit Pro-
testmärschen und Kundgebungen in 
zahlreichen Städten des Tarifgebiets 
gegen die Unternehmerwillkür pro-
testiert und die Arbeitsplätze schon 
lange vor der Aussperrung verlassen. 
(Siehe auch: „Aussperrung" und 
„Ganz gewöhnlicher Kapitalismus", 
Seite 4 und 5.)

Seit Januar 1970 prämiieren bekannt-
lich die gesetzlichen Krankenkassen 
die nicht benutzten Krankenscheine 
mit 10 DM. Nach den Berichten, die 
die Krankenkassen jetzt über ihre 
Erfahrungen mit diesem von den Ge-
werkschaften abgelehnten Experiment 
vorgelegt haben, ist eingetreten, daß 
der Bundestag nicht umhin kann, die-
se Krankenscheinprämie wieder abzu-
schaffen.

Mit einem überzeugenden Votum ent-
schieden sich am 12. November die ge-
werkschaftlich organis;erten Metallar-
beiter Baden-Württembergs in einer 
Urabstimmung für den „Einsatz aller 
gewerkschaftlichen Mittel einschließ-
lich des Streiks" zur Durchsetzung ih-
rer Forderung. Genau 89,98 Prozent 
der 243 392 Mitglieder der IG Metall 
— Arbeiter und Angestellte — 
stimmten für Streik.

Der Schwerpunkt der Auseinanderset-
zung liegt im Tarifbezirk Nordwürt- 
temberg-Nordbaden, wo am 22. No-
vember zunächst rund 55 000 Arbeiter 
in vier Werken von Daimler-Benz und 
zwei Werken von Audi-NSU in den 
Streik traten. Am nächsten Tag dehn-
te die IG Metall den Streik auf ins-
gesamt 82 Betriebe mit 120 000 Be-
schäftigten aus. In einigen kleinen 
und mittleren Betrieben legten auch 
die Angestellten die Arbeit nieder. 
Streikbrecher wagten nicht, in Er-
scheinung zu treten.

Der während des Streiks unternom-
mene Versuch von Gesamtmetall, zu 
zentralen Verhandlungen mit dem 
Vorstand der IG Metall zu kommen, 
um so die Gewerkschaftsmitglieder ge-
gen ihre Führung auszuspielen, wur-
de von der IG Metall zurückgewiesen. 
In einem längeren Gespräch mit dem 
Vorsitzenden von Gesamtmetall, van 
Hüllen, vereinbarte Otto Brenner le-
diglich das Verfahren für die im 
Schiedsabkommen während eines 
Streiks vorgesehene „besondere" 
Schlichtung, lehnte jedoch Sachge-
spräche über die Lohnforderungen der 
Bezirke ab. Der Präsident des Bundes-
sozialgerichts, Prof. Wannagat, wurde 
zum Vorsitzenden der „besonderen" 
Schlichtung berufen.

hobene Forderung — an 11 Pi . at 
höhere Löhne und viehälter — /ait 
allen verfügbaren Mitteln duiu.zu-
kämpfen, kennzeichnete diese i< rif- 
bewegung von Anfang an. Schon als 
die Unternehmer mit ihrem provo-
zierenden Minus-Angebot von 4,5 
Prozent (6,2 Prozent beträgt allein 
der Anstieg der Lebenshaltungsko-
sten) in die Verhandlungen kamen, 
traten in Baden-Württemberg und in 
anderen Teilen der Bundesrepublik 
Zehntausende Metallarbeiter in kurz-
fristige Warnstreiks. Schließlich er-
klärte die IG Metall die Tarifver-
handlungen in diesem Bezirk für ge-
scheitert.

Mit den Erfahrungsberichten über die 
Krankenscheinprämie haben jene So-
zialpolitiker einen Denkzettel erhalten, 
deren Überlegungen zur Krankenkas-
senreform nicht über die Vorstellung 
hinauskamen, daß man vor allem 
„Mißbrauch" verhindern muß.

okolus



Stingl zurückgepfiffen
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In den übrigen Tarifbezirken entstand 
einige Wochen der Eindruck, als stehe 
seit dem Streikbeginn im Bezirk Stutt-
gart die Tarifbewegung nur noch un-
ter dem Motto: „Warten auf Baden- 
Württemberg“. Es wäre unbedingt er-
forderlich gewesen, in jenen Bezirken, 
in denen die Schlichtung gescheitert 
und die Friedenspflicht abgelaufen 
war, sofort die Urabstimmung beim 
Vorstand der IG Metall zu beantragen 
und durchzuführen.

Während am Morgen des 7. Dezember 
die Gewerkschaftsvertreter in Stutt-
gart ihr „letztes Wort“ sprachen, mach-
te Minister Schiller auf der Mitglie-

In der letzten Phase der „besonderen" 
Schlichtung sah es am 7. Dezember so 
aus, als würde Gesamtmetall seiner 
Zielsetzung erheblich näherkommen: 
Zentralisierung der Tarifverhandlun- 
gen und Einschaltung von Bonner Po-
litikern, deren einseitige Agitation ge-
gen die gewerkschaftlichen Forderung 
und faktische Unterstützung der Un-
ternehmerargumente bekannt ist. Zu 
einem nächtlichen Gespräch mit Bun-
deskanzler Brandt, flankiert von den 
Ministern Schiller, Genscher, Arendt 
und Ehmke, fanden sich am Abend 
des 7. Dezember die Mitglieder der 
„besonderen" Schlichtungsstelle und 
der Vorsitzende Wannagat in Bonn 
ein. Allerdings verlief die versuchte 
Einflußnahme der Kabinettsmitglieder 
ohne konkretes Ergebnis.

Während die Gewerkschaft weitge-
hend auf die Ausdehnung des Kamp-
fes als der einzig richtigen Antwort 
auf die Aussperrung und die lohn-
politische Minus-Konzeption verzich-
tete, dehnten die Unternehmer ihre 
Offensive zur Drangsalierung und 
Einschüchterung der Arbeiterschaft auf 
alle Teile der Bundesrepublik aus. 
Mit ungerechtfertigten Betriebsschlie-
ßungen, Einführung von Kurzarbeit 
und verstärkten Entlassungen suchten 
sie die Kampffront der IG Metall zu 
schwächen oder gar aufzusplittem.

Unter Ausschaltung der Selbstverwal-
tungsorgane hatte der Präsident der 
Bundesanstalt für Arbeit, Josef Stingl 
(CDU), eine Anordnung getroffen, nach 
der an Arbeiter und Angestellte, deren 
Arbeitsausfall nach Behauptung der 
Unternehmer auf den Streik in Ba-
den-Württemberg zurückzuführen ist, 
in keinem Fall Arbeitslosenunterstüt-
zung zu zahlen sei.
Dagegen protestierte der Deutsche 
Gewerkschaftsbund energisch mit dem 
Erfolg, daß die Stinglsche Anordnung 
durch einen Beschluß des Verwaltungs-
rates außer Kraft gesetzt wurde. Das 
hat die Unternehmer in Harnisch ge-
bracht und die Bundesvereinigung der 
Arbeitgeberverbände hat nicht nur an 
den Arbeitsminister, sondern auch an 
den Bundeskanzler Willy Brandt ap-
pelliert, diesen Beschluß des Ver-
waltungsrates der BfA aufzuheben. Es 
kommt den Unternehmern offensicht-
lich darauf an, die Gelegenheit des

Die weitere Entwicklung und Koordi-
nierung der Kampfkraft der Metall-
gewerkschafter und der Solidaritäts-
bewegung in der Arbeiterklasse der 
Bundesrepublik, aber auch des Aus-
lands, wird dazu beitragen, daß die 
über 4 Millionen Beschäftigten der 
Metallindustrie den Unternehmerfunk-
tionären von Gesamtmetall einen 
dicken Strich durch ihre provozierende 
Rechnung machen. Gerd Siebert
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Diese Ziffer beeinflußte offenbar auch 
das Schlichtungsverfahren in Nord-
rhein-Westfalen, wo der frühere Bun-
desarbeitsminister Hans Katzer als 
„neutraler" Schlichter Lohn- und Ge-
haltserhöhungen von 7,3 Prozent und 
eine Absicherung des 13. Monatsein-
kommens in Höhe von 40 Prozent 
vorschlug. Bekanntlich lehnte Gesamt-
metall den Spruch ab, während die

Die Streikbewegung in Baden-Würt-
temberg blieb auch am Ende der drit-
ten Kampfwoche unerschütterlich und 
in den anderen Tarifbezirken gab es 
in Betrieben und Gewerkschaftsver-
sammlungen unzählige Bekundungen 
der Kampfbereitschaft. Der DGB und 
mehrere seiner Gewerkschaften, Be-
triebsräte und Belegschaften anderer 
Branchen, Mitglieder und Funktionäre 
der SPD sowie der Düsseldorfer Par-
teitag der DKP erklärten sich mit den 
kämpfenden Metallarbeitern solida-
risch und verurteilten den Machtmiß-
brauch der Metallindustriellen.

Gewerkschaft zustimmte. In Hamburg 
vollzog sich die umgekehrte Prozedur: 
Die Unternehmer stimmten dem 
Schlichtungsvorschlag von nur 6 Pro-
zent Lohn- und Gehaltserhöhung zu, 
während die IG Metall ihn zurück-
wies und die Arbeiter und Angestell-
ten in mehreren Metallbetrieben mit 
Warnstreiks ihre Kampfentschlossen-
heit demonstrierten.

Etwas anderes, als die Metallarbeiter 
auszuhungern, ist es nämlich nicht, 
wenn die Unternehmer von der Re-
gierung fordern, zu verhindern, daß 
von Streik betroffene Arbeiter und 
Angestellte außerhalb des Streikgebie-
tes von dem Geld der Bundesanstalt 
unterstützt werden, das sie selbst zu-
sammengetragen haben. Es wäre nur 
zu verständlich, wenn die empörten 
Metallarbeiter und ihre Gewerkschaft 
der Bundesvereinigung der Arbeit-
geberverbände darauf eine kräftige 
Antwort erteilen würden. -er

Mangelhaft war auch die Kampffüh-
rung der IG Metall, die in den ein-
zelnen Bezirken nicht auf die volle Ent-
faltung aller Kräfte orientierte. Auch 
in Baden-Württemberg selbst, wo der 
Schwerpunkt der Auseinandersetzung 
lag, wurden die streikenden bzw. aus-
gesperrten Metallarbeiter unzurei-
chend für die Entfaltung einer breiten 
Protestbewegung und für die Aufklä-
rung und Solidarisierung der Öffent-
lichkeit mit den gewerkschaftlichen 
Forderungen in Bewegung gesetzt.

Streikes wahrzunehmen, um über den 
Metallarbeitern die Zuchtrute zu 
schwingen. Ihnen ist kein Mittel zu 
gemein und zu schäbig, um die Streik-
front der Metallarbeiter in Baden- 
Württemberg zu erschüttern und durch 
Aussperrung, Arbeitsausfall und Hun-
ger die Metallarbeiter im gesamten 
Bundesgebiet auf die Knie zu zwingen.

Es muß auch auf einige Mängel in 
der Kampfführung der IG Metall hin-
gewiesen werden. Zweifellos war es 
nicht klug vom Stuttgarter Bezirks-
leiter der IG Metall, Willi Bleicher, 
nach dem Scheitern der ersten Schlich-
tungsverhandlung zu erklären, daß 
ein Abschluß „unter 7,5 Prozent" nicht 
in Frage komme. Dadurch wurde un-
nötig ein Datum in die Diskussion 
gebracht, das von der Ausgangsfor-
derung in den Betrieben (um 15 Pro-
zent) und der von der Großen Tarif-
kommission beschlossenen Forderung 
von 11 Prozent jeweils sehr weit — 
zu weit — entfernt ist.

In der „besonderen" Schlichtung hat-
ten am Morgen des 7. Dezember die 
Beisitzer der IG Metall eine Lohner-
höhung um 7,9 Prozent plus 40 Pro-
zent Absicherung des 13. Monatsge-
halts in Abweichung von ihrem Auf-
trag, 11 Prozent durchzusetzen, als 
„äußerstes Entgegenkommen" und 
„letztes Wort" bezeichnet. Der Ge-
werkschaft kann nur geraten werden, 
sich nicht auf die sogenannte politi-
sche Schlichtung mit Einschaltung von 
Regierungsvertretern einzulassen. Die 
Tarifautonomie muß gewahrt bleiben.

Sicherung eines 13. Monatseinkom-
mens in Höhe von 40 Prozent. Wäh-
rend bei den gewerkschaitlicnen Ver- 
handlungsiuhrern wiederum die Nei-
gung bestand, diesen Vorschlag zu 
akzeptieren, stieß er bei den Unter-
nehmervertretern auf kühle Zurück-
weisung.

dertagung der Bundesvereinigung der 
UnternenmerverDanae in Baa Godes-
berg Stimmung gegen die gewerk- 
scuaitlicuen Forderungen. Duren „stu-
res Wenerpokern" werde die Lei- 
stungsianigKeit der Wirtschatt aufs 
bpiei gesetzt, tönte der Minister. Das 
„Jagen nach leeren Prozenten" ver- 
gronere die Risiken für Beschäftigung 
und Wachstum. Zur gleichen Zeit wur-
den in Bonn — vermutlich durch ge-
zielte Indiskretion — tue „neuen Eck-
werte" des wirtsenafts- und Finanzmi-
nisteriums lür kunnige Lohnoewegun- 
gen bekannt. Danach will Proiessor 
Schiller in der Sitzung der konzertier-
ten Aktion am 10. Dezember auf 6 
bis 7 Prozent als neues Orientierungs-
datum für die gewerkschaftliche Tarif-
politik 1972 bestehen. Die Unterneh-
mer werden es ihm danken.



Gewöhnlicher KapitalismusAussperrung
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Es ist falsch, die Aussperrung als de-
mokratisches Mittel der Unternehmer

dem Sinne, wenn der Arbeiter streikt, 
muß der Unternehmer aussperren dür-
fen. Die Aussperrung ist ein Kampf-
mittel, das mit einer demokratischen 
Verfassung nicht vereinbar ist. Nicht 
umsonst ist die Aussperrung in der 
Hessischen Landesverfassung wie auch 
in allen Verfassungen der skandinavi-
schen Ländern verboten.

nehmer icmorieren und in die Betrie-
be zurückgehen.

Seit der Aussperrung im Jahre 1880 in Hamburg, die sich gegen die Teilnahme 
der Arbeiter an den gewerkschaftlichen Kampfaktionen anläßlich des 1. Mai 
richteten, haben die deutschen Großkapitalisten immer wieder zu diesem bru-
talen Machtmittel gegriffen. Die Aussperrung in Baden-Württemberg zeigt, daß 
es sich auch bei dem heutigen „modernen" Kapitalismus — wie damals — um 
nichts als ganz gewöhnlichen Kapitalismus handelt. In Situationen zugespitzten 
Klassenkampfes wird das immer ganz besonders sichtbar.

Chronik der Aussperrungspolitik über die Jahrzehnte 
„Überholter Klassenkampf“ — die rauhe Wirklichkeit

Das Bundesarbeitsgericht der Bundes-
republik läßt 1956 durch seinen Gro-
ßen Senat verkünden, daß es „pari-
tätisch zum Streik" ein gleiches Recht 
für die Unternehmer, nämlich die Aus-
sperrung gäbe. Damit tritt die viel 
gepriesene bürgerliche „Freiheit und 
Gleichheit" wieder einmal die Rechte 
des arbeitenden Volkes mit Füßen. Ein 
winziger Satz des Urteils erhellt das 
brutale Klasseninteresse der Monopo-
le an Aussperrungen: „Das Risiko der 
Arbeitnehmer, beim Streik ihre Ar-
beitsstellen zu verlieren, darf ihnen 
nicht abgenommen werden."

Kommunisten, Demokraten und Chri-
sten überboten bei weitem das 
Zwangsinstrument Aussperrung. Vor 
allem aber war es die gewaltige Rü- 
stungs- und Kriegsmaschinerie für den 
zweiten Weltkrieg, die die Millionen 
arbeitender Menschen in sich aufsog, 
ihre materielle und physische Exi-
stenz millionenfach vernichtete.

Eigentlich erübrigt es sich, festzustel-
len, daß es in dem perfektionierten

den Aussnerrungsbeschluß der Unter- ■

Im Jahr 1924 wurde mit fast 1 Million 
ausgesperrter Arbeiter die Spitze er-
reicht. Die „Vereinigung Deutscher 
Arbeitgeber-Verbände" gibt in ihrem 
Geschäftsbericht die Zahl von 976 936 
Ausgesperrten an. Nach unvollständi-
gen amtlichen Angaben kam es 1924 
zu insgesamt 2012 Streiks und Aus-
sperrungen, von denen etwa 1,6 Mil-
lionen Arbeiter und Angestellte er-
faßt waren. Das . daraus erkennbare 
zahlenmäßige Verhältnis der Streiken-
den (600 000) zu Ausgesperrten (1 Mil-
lion) beweist den aggressiven Cha-
rakter der kapitalistischen Aussper-
rungspolitik.

Verbrechersystem des deutschen Fa-
schismus keine Aussperrungen gab. 
Die völlige terroristische Durchdrin-
gung der gesamten gesellschaftlichen 
und politischen Verhältnisse, die An-
wendung militaristisch-faschistischer 
Diktatur in der Wirtschaft und in den 
Betrieben, die Zerschlagung der Ge-
werkschaften, die Einführung der fa-
schistischen Zwangsarbeit, die erbar-
mungslose Verfolgung und tausendfa-
cher Mord an Sozialdemokraten und

1928 kommt es im Kampf der Metall-
arbeiter an der Ruhr zu der berüch-
tigten Nord-West-Aussperrung von 
213 000 Metallarbeitern. Mit Aussper-
rung und Zwangsschlichtung, mit dem 
Diktat von Lohnabbau, Arbeitszeit-
verlängerungen und Verschlechterun-
gen der Arbeitslosenunterstützung 
schlagen Unternehmer und ihr Staat 
gemeinsam auf die Arbeiterklasse ein 
und dokumentieren in krassester Wei-
se den Herrschaftsmechanismus im 
großkapitalistischen Deutschland En-
de der zwanziger Jahre.

Die Aussperrung ist keine arbeits-
rechtliche Kategorie, sondern eine ge-
sellschaftspolitische. Das heißt, daß 
die Gewerkschaften sich hier das Recht 
selbst verschaffen müssen, wenn es 
ihnen vom Gesetzgeber versagt bleibt, 
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Das Koalitions- und Streikrecht, das 
sich die Arbeiterschaft in Jahrzehnten 
gegen den Druck der Unternehmer 
erkämpft hat, gilt heute in allen Staa-
ten, die es mit der Demokratie ernst 
meinen, als legitimes Mittel, die wirt-
schaftliche Übermacht der Unterneh-
mer auszugleichen. Die Aussperrung 
hebt diese demokratische Errungen-
schaft wieder auf, sie verstärkt die 
wirtschaftliche Übermacht gegenüber 
den einzelnen Arbeitern und Ange-
stellten und ist ein Rückfall in das 
19. Jahrhundert, in die Zeit der So-
zialistengesetze und die totale Unter-
werfung der Arbeiter unter die Herr-
schaftsansprüche einer reichen Min-
derheit. Am Aussperrungsbeschluß der 
Unternehmer zeigt sich erneut, daß 
in der BundesrepubVk die Demokratie 
am Fabriktor aufhört.

Den Streik der Metallarbeiter in Ba-
den-Württemberg, von den Unterneh-
mern provoziert, hat der Verband der 
Metallindustriellen in Baden-Württem-
berg mit einer Aussperrung beantwor-
tet. Hier zeigt sich das brutale Ge-
sicht des Kapitalismus, der sich um 
nichts gegenüber der Vergangenheit 
geändert hat, auch wenn einige Su-
perkluge den Arbeitern und Angestell-
ten das Gegenteil weismachen wol-
len. Die Aussperrung zeigt allen 
Werktätigen, daß von diesen, allein 
auf ihren Profit eingestellten „Part-
nern“, nur Unmenschlichkeit zu erwar-
ten ist, gegen die ihn allein seine 
Gewerkschaft und seine eigene Kraft 
schützt.

In den Wirtschaftskämpfen Mitte und 
Ende der zwanziger Jahre entwickel-
ten die Unternehmer und ihre arbei-
ten und gewerkschaftsfeindlichen Ver-
bände die Aussperrung zu einem 
ständigen und äußerst brutalen Macht- 

; Instrument der Erpressung und Ter- 
gegen den Streik anzusehen, etwa in rorisierung großer Teile der Arbeiter-

klasse. Durch ihre Häufigkeit und die 
Zahl der betroffenen Arbeiter erreich-
ten die Aussperrungen besonders in 
den Jahren 1924 und 1928 einen gro-
ßem Umfang.

Während so das Streikrecht der Ar-
beiter und Gewerkschaften in das „Ri-
siko des Verlustes der Arbeitsstellen" 
verwandelt wird, höhnen Richter, daß 
demgegenüber die Aussperrung „die 
Einräumung einer kollektiven Chance 
für alle Arbeitnehmer" zur Wieder-
gewinnung ihrer durch das Risiko 
Streik verlorenen Arbeitsplätze und 
Verträge sei. Wie der Syndikus eines 
Konzerns entwirft der Große Senat 
des Bundesarbeitsgerichtes selbst die 
Formel, mit der sich die Unternehmer 
an die von ihnen ausgesperrten Ar-
beiter wenden sollen: „Macht uns 
nach Beendigung des Kampfes ein 
Vertragsangebot auf Erneuerung 
(Fortsetzung) der Arbeitsverträge. 
Wir sind dann grundsätzlich geneigt, 
das Angebot anzunehmen. Eine Ver-
pflichtung dazu übernehmen wir je-
doch nicht. Die Annahme des Ange-
bots soll in unserem unternehmeri-
schen Ermessen liegen."

Das „unternehmerische Ermessen", 
über das Schicksal der Arbeiter derart 
zu befinden, soll an nichts ande-
res gebunden sein, als an einen „den 
Grundsätzen unserer freiheitlichen 
Rechts- und Wirtschaftsordnung ge-
mäßen Spielraum, der nicht der rich-
terlichen Nachprüfung unterliegt." Das 
Bundesarbeitsgericht erklärt den Un-
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Seit Jahren fordern die Gewerkschaf-
ten, die Aussperrung als undemokrati-
sches Mittel grundsätzlich zu verbie-
ten. Sie widerspricht auch dem im 
Grundgesetz postulierten Grundrecht 
auf Arbeit, und die Metallarbeiter 
sollten ihren Anspruch auf dieses 
Recht dadurch demonstrieren, daß sie j
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schleunigst durch einen Richterspruch 
beseitigt werden müßte.

im Verhältnis zur Sympathieaussper-
rung weitgehend geklärt und die 
Rechtsfragen, die sich hier einmal hin-
sichtlich etwaiger Ansprüche der Ar-
beitnehmer, zum anderen aus der recht-
lichen Behandlung der Verträge mit 
drittbetroffenen Unternehmern erge-
ben könnten, eingehend erörtert."

ternehmern haargenau, wie weit ihr 
Spielraum reicht: „So liegt kein Miß-
brauch vor, wenn die Arbeitgeber 
andere Arbeitnehmer einstellen ..., 
Rationalisierungsmaßnahmen treffen, 
Abteilungen aufgeben, mit weniger 
Arbeitskräften auskommen wollen 
usw. . .. Die Behauptungs- und Be-
weislast, daß offentsichtlicher Miß-
brauch vorliegt, trifft regelmäßig den 
Arbeitnehmer, der Wiedereinstellung 
begehrt."

1958 erschienen eine „Streikfibel für 
Unternehmer" und „Streikrichllinien 
für die Arbeitgeber", mit denen die 
Unternehmerverbände ihre Mitglieder 
zur Handhabung des Instruments Aus-
sperrung vorbereiteten. Anfang der 
60er Jahre war es dann soweit. Das 
Großkapital hielt den Zeitpunkt für 
gekommen, mit Aussperrungen gegen 
Arbeiter und Gewerkschaften vorzu-
gehen.

Zur Durchsetzung ihrer berechtigten 
Lohnforderungen bestreikte die IG Me-
tall 1963 im Raum Baden-Württem-
berg eine Reihe von Schwerpunkt-
betrieben. Die Antwort des Monopol-
kapitals: 400 000 Baden-Württembergi-
sche Metallarbeiter werden ausge-
sperrt. Der Chef des Gesamtverban-
des der Metallunternehmer, Hubert van 
Hüllen, erklärt vor der Aussperrung: 
„Solange die Gewerkschaften das ge-
setzlich erlaubte Kampfmittel des 
Streiks besitzen und anwenden, be-
dürfen wir Unternehmer einer Waffe, 
die es uns erlaubt, uns mit Erfolg 
gegen die Pression des Streiks zu weh-
ren .. . Die einzig wirksame Waffe 
gegen den Streik ist die Aussperrung." 
Und nach der Aussperrung: „Unsere 
Waffe Aussperrung hat sich hundert-
prozentig bewährt. Wir haben zwei 
Tabus durchbrochen. In Zukunft muß 
der Arbeiter damit rechnen, daß einer 
Urabstimmung auch ein Streik folgt 
und daß dem Streik die Aussperrung 
aller folgt."

1968 wurde die Notstandsgesetzgebung 
im Bonner Bundestag durchgepeitscht, 
eine sogenannte „Schutzklausel für 
Arbeitskämpfe" in den Artikel 9 des 
Grundgesetzes eingefügt. Von nun an 
spricht die Verfassung der Bundes-
republik von „Arbeitskämpfen tarif-
fähiger Parteien“. Hinter dieser schein-
bar harmlos klingenden Formulierung 
verbirgt sich nichts anderes als die 
widerrechtliche reaktionäre Gleich-
stellung von Streik und Aussperrung. 
CDU-Benda erklärte zynisch, daß sich 
niemand einbilden solle, daß die Bun-
desrepublik nun etwa zwei Verfas-
sungen hätte: eine Notstandsverfas-
sung für schlechte Zeiten und eine 
reguläre Verfassung für Schönwetter-
zeiten. Vielmehr werde die Not-
standsverfassung zur Normalsituation 
werden.

Der Stoß sollte sich gegen die IG 
Metall richten. Bereits in der Tarif-
auseinandersetzung 1961/62 trat der 
damalige BDA-Präsident Paulsen mit 
un verhüllten Aussperrungsdrohungen 
auf. Der Gesamtverband der Metall-
industriellen legte folgende Taktik 
fest: Einheitliche Kündigung der Ta-
rifverträge; Übertragung der Ver-
handlungsvollmachten von den Lan-
desverbänden an Gesamtmetall; Ver-
handlung scheitern lassen; Aussper-
rung bei Streiks; straffes einheitliches 
Vorgehen aller Unternehmer; Ab-
stimmung mit der Bundesregierung; 
starke pronagandistische Beeinflus-
sung der Öffentlichkeit durch Presse 
und Funk auch mit Hilfe der Regie-
rung.

Vor allem aber mit der auf Hochtou-
ren laufenden Notstandsgesetzgebung 
sollte auch die monopolistische Aus-
sperrung eine verfassungsrechtliche 
Fundamentierung erfahren. Hilfreich-
ster Verfechter des Monopolanliegens 
wurde der damalige CDU-Innenmini-
ster Benda — vor kurzem zum Präsi-
denten des Bundesverfassungsgerichts 
sozusagen als Bock zum Gärtner ge-
wählt. Der CDU-Politiker Benda kon-
zentrierte sich in ganz besonderem 
Maße auf die Liquidierung demokrati-
scher Arbeiter- und Gewerkschafts-
rechte. Ausdrücklich versprach er den 
Monopolverbänden die Einführung 
einer verfassungsrechtlichen Garantie 
ihres „Aussperrungsrechts".

Für das Tarifgebiet Nordrhein-West-
falen kündigten sie die Möglichkeit 
einer „vorbeugenden Aussperrung" 
an. Aber damit nicht genug: quer 
über das Gebiet der Bundesrepublik 
werden immer mehr Betriebsstille- 
gunqen angekündigt und praktiziert, 
durch die weitere Hunderttausende 
Arbeiter sozusaaen auf kaltem Wege 
ausgesperrt werden.

Das ist die Wahrheit in der bundes- 
renublikanischen Klacsennesellschaft, 
der man so nem das Mäntelchen eines 
„sozialen Rechtsstaates" umh^nqt. 
Nichts ist sozial und rechtsstaatlich an 
dieser „AussDerrunnsdemokratie" — 
es ist brutaler Kapitalismus.

Erna Stein
5

Drei Jahre später, 1961, begann die 
offene Orientierung des monopolisti-
schen Dachverbandes BDA auf Prakti- 
zierung einer Massenaussperrung. 
Darüber heißt es im Jahresbericht der 
BDA 1962: „Besonderen Raum nahmen 
in den Beratungen des Arbeitsrechts-
ausschusses Fragen des Arbeitskampf-
rechts und hier vor allem Probleme 
der Aussperrung ein, deren rechtli-
che und praktische Klärung angesichts 
der Entwicklung in der letzten Zeit 
erheblich an Bedeutung gewonnen 
hat. Entsprechende Veröffentlichungen 
werden vorbereitet. . . Der Unteraus-
schuß Arbeitskampf führte gleichfalls 
unter der Leitung von Dr. Schleyer 
eine Anzahl von Beratungen durch, 
die sich vornehmlich mit Fragen der 
Aussperrung beschäftigten. Er wand-
le sich damit einer Materie zu. die 
rechtssystematisch bislang verhältnis-
mäßig wenig behandelt worden ist und 
die daher in mancher Hinsicht noch 
der Klärung und Durchdringung nach 
der praktischen und juristischen Sei-
te bedarf. In diesen Beratungen wur-
den Begriffsmerkmale der verschiede-
nen Arten der Aussperrung, ihre Ab-
grenzung untereinander, insbesondere
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Dieses Grundsatzurteil der höchsten 
Klassenjustiz der BDR schien man-
chem nur akademischen Wert zu ha-
ben. Mannigfaltige Theorien vom „ge-
wandelten Kapitalismus", von neuer-
standener „Sozialpartnerschaft" zwi-
schen Kapital und Arbeit florierten 
und ihre Anhänger auch in reformi-
stischen Kreisen der Arbeiterbewe-
gung bezweifelten den Emst dieser 
Drohung. Aber die Entwicklung der 
darauffolgenden Jahre — vor allem 
die rauhe Klassenwirklichkeit der 
Auseinandersetzungen in den 60er und 
Anfang der 70er Jahre — überführ-
ten die Drahtzieher angeblicher Klas-
senharmonie ihrer falschen schädli-
chen Auffassungen. Kaum hatte das 
reaktionäre Urteil des Bundesarbeits-
gerichts das Licht der Welt erblickt, 
als die Unternehmer systematisch be-
gannen, sich für die Handhabung 
ihres angeblichen „Rechts auf Aus-
sperrung" zu rüsten.

Wiederum in einer Tarifauseinander-
setzung mit der IG Metall versuchten 
1966 di 2 Unternehmer im Land Hessen 
eine Aussperrung zu provozieren. Ar-
tikel 29, Absatz 5 der Hessischen Lan-
desverfassung gebietet unmißver-
ständlich: .-Die Aussoerrung ist rechts-
widrig". Im Wiesbadener Verwal-
tungsgericht ging prompt eine Unter-
nehmerklage ein, die behauptet, daß 
dieser Verfassungsartikel ungültig sei. 
„Mitten in der Bundesrepublik exi-
stiere hier ein juristisches Eiland", 
welches einen Zustand der „Rechtsun-
sicherheit herbeiführe" und deshalb

1971 wird die „Normalsituation“ des 
Großkapitals praktiziert. Unter der 
zentralen Regie von „Gesamtmetall" 
beantworten die Metallunternehmer 
der Bundesrepublik die Lohnforderun-
gen der Arbeiter und der Gewerk-
schaft mit einem provokatorischen Mi-
nusangebot. In Nordbaden-Nordwürt- 
temberg ruft die IG Metall den Streik 
aus und 110 000 Metallarbeiter dieses 
Tarifgebietes bekräftigen ihre berech-
tigten Lohnforderungen durch den 
Streik. Die Metallunternehmer ant-
worten mit der Massenaussperrrung 
von 380 000 Baden-Württembergischer 
Metallarbeiter.

In den darauffolgenden Jahren kon-
zentriert sich das Großkapital auf 
neue, weitergesteckte Ziele zur Ze-
mentierung seines angemaßten Aus-
sperrungsrechts. Die Auseinanderset-
zungen verlagerten sich nun in den 
verfassungsrechtl’chen Raum. Das ge-
schah in zweierlei Richtungen.



ÖTV: Notfalls wird gestreikt

K. Kilian
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Streik im Ö’Ikonzern

■ Die Monatslöhne der Arbeiter und 
Grundvergütungen der Angestellten 
werden einschließlich des Ortszuschla-
ges um 5 Prozent sowie um einen ein-
heitlichen Betrag von 50 DM erhöht. 
Das entspricht einer Aufbesserung um 
durchschnittlich 9 Prozent — 6,6 Pro-
zent für den höher verdienenden An-
gestellten und 11 Prozent für den we-
niger gut verdienenden Arbeiter.

■ Die regelmäßige wöchentliche Ar-
beitszeit ist von gegenwärtig 42 Stun-
den auf 40 Stunden ab 1. Januar 1973 
zu verkürzen.

Geld- und Prozentforderungen für öffentlichen Dienst 
Tarifbewegung für über 3 Millionen Beschäftigte

Am 22. und 23. November traten in 
Betrieben der Deutschen Texaco AG 
in Hamburg und Heide (Schleswig- 
Holstein) rund 1200 Olarbeiter in 
einen längeren Streik, der bei Redak-
tionsschluß dieser Ausgabe noch an-
dauerte. Nach vier ergebnislosen Ge-
sprächen der verhandlungsführenden 
Gewerkschaften IG Chemie - Papier - 
Keramik, IG Bergbau und Energie so-
wie Gewerkschaft Handel, Banken und 
Versicherungen wurden am 5. Novem-
ber die Verhandlungen für gescheitert 
erklärt. Die Unternehmerseite hatte 
lediglich eine Steigerung der Löhne 
und Gehälter um 8 Prozent ab Okto-
ber 1971 sowie Sparförderungsleistun-
gen in Höhe von 26 DM monatlich 
angeboten.

Die Gewerkschaften hatten die Vor-
weganhebung der Löhne und Gehäl-
ter um 4 Prozent verlangt, um den 
Anschluß an das Tarifniveau der übri-
gen internationalen Mineralölgesell-
schaften in der Bundesrepublik zu er-
reichen. Außerdem sollen Löhne und 
Gehälter um 10 Prozent ab 1. Oktober 
erhöht und Leistungen der Sparförde-
rung in Höhe von 52 DM monatlich 
gezahlt werden.

In einem Gespräch mit der Zeitung 
„Die Welt" vom 29. November 1971 
macht Heinz Kluncker darauf aufmerk-
sam, „daß die Angehörigen des öffent-
lichen Dienstes im Durchschnitt hinter 
den Einkommen von vergleichbaren 
Arbeitnehmern in der Privatwirtschaft

Nach dem harten Lobnkampf in der Metallindustrie hat eine weitere Tarifrunde 
begonnen: Die Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Transport und Verkehr, die 
Deutsche Postgewerkschaft, die Gewerkschaft der Eisenbahner Deutschlands 
und die Deutsche Angestelltengewerkschaft haben für die rund 2 Millionen 
Arbeiter und Angestellten bei Bund, Ländern und Gemeinden sowie Bahn und 
Post die Tarifverträge gekündigt und ihre Forderungen präzisiert. Gleichzeit’g 
hat auch der DGB für die 1,3 Millionen Beamten die Erhöhung der Besoldungs-
vergütungen gefordert. In einem Zeitungsinterview erklärte der UTV-Vorsit- 
zende Heinz Kluncker, wenn es nicht anders gehe, würden auch die Beschäftig-
ten des öffentlichen Dienstes für die Durchsetzung ihrer berechtigten Anliegen 
in den Streik treten, ebenso wie die Metallarbeiter.

■ Die Ausbildungsvergütungen für 
Lehrlinge sollen auf 340 DM und ge-
staffelt bis 475 DM im vierten Aus-
bildungsjahr erhöht werden, was ei-
ner Steigerung zwischen 90 und 152 
Mark entspricht.

Obgleich diese Forderungen nicht in 
allem den Vorstellungen entsprechen, 
die in der vorbereitenden Diskussion 
in den Betrieben und Büros des öffent-
lichen Dienstes entwickelt wurden 
(z. B. in Hamburg: 50 DM plus 8 Pro-
zent), gehen sie doch deutlich über das 
hinaus, was von Vertretern der Bun-
desregierung in letzter Zeit als Leit-
linie genannt wurde: Anhebung der 
Löhne und Gehälter bzw. Beamten-
vergütungen um 3 bis 5 Prozent. Von 
dieser Konzeption zur Senkung der 
Realeinkommen (allein die Lebenshal-
tungskosten sind um 6,2 Prozent ge-
stiegen) wollen die Beschäftigten des 
öffentlichen Dienstes absolut nichts 
wissen. Wie OTV-Vorsitzender Heinz 
Kluncker am 25. November erklärte, 
könne die OTV „durch lohnnoli- 
sche Enthaltsamkeit nicht die Finan-
zen der öffentlichen Haushalte in Ord-
nung bringen".

DGB-Gewerkschaften für die Arbeiter 
und Angestellten identisch.

Die Große Tarifkommission der Ge-
werkschaft OTV hat am 25. Novem-
ber 1971 neben der Künd’gung der 
Tarifverträge für die Arbeiter und 
Angestellten zum 31. Dezember die 
Forderungen wie folgt beschlossen:

zurückblieben". Das ist ganz eindeu-
tig ein weiterer Grund dafür, daß die 
Arbeiter, Angestellten und Beamten 
in ihrer gegenwärtigen Tarifrunde die 
fixierten Forderungen ungeschmälert 
durchsetzen müssen.

Die Postgewerkschaft und die Eisen-
bahnergewerkschaft haben sich im 
wesentlichen diesen Forderungen an-
geschlossen, die von den Beschäftigten 
der Bundespost und der Bundesbahn 
gemeinsam mit ihren Kollegen in den 
Verwaltungen und kommunalen Unter-
nehmen von Bund, Ländern und Ge-
meinden durchgesetzt werden sollen. 
Die DAG hat neben dem einhe;tlichen 
Sockelbetrag von 50 DM 6 Prozent 
Gehaltserhöhung verlangt. Die Besol-
dungsforderungen des DGB für die Be-
amten sind mit den Forderungen der
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In diesem Zusammenhang ist die For-
derung der gewerkschaftlichen Ver-
trauensleute des Allgemeinen Kran-
kenhauses St. Georg in Hamburg von 
Bedeutung, in den bevorstehenden 
Tarifverhandlungen grundsätzlich nach 
dem Prinzip zu verfahren, daß jeder 
eventuelle Abstrich an der prozentua-
len Forderung auf den Sockelbetrag 
aufgeschlagen werden muß. Für die 
Tarifbewegung sollte außerdem gelten, 
daß die Lage und die Forderungen der 
Beschäftigten im öffentlichen Dienst, 
bei Bundesbahn und Bundespost, nur 
mit eigenen Maßstäben gemessen wer-
den können und die Ergebnisse an-
derer Tarifbewegungen nicht Orientie-
rungspunkte sein können. Solche 
Orientierung kann es nur für Metho-
de und Ablauf der Tarifbewegung ge-
ben; und dafür gilt möglicherweise 
das Beispiel des Streiks in der Me-
tallindustrie.

Die Bundesregierung will den Arbei-
tern, Angestellten und Beamten im 
öffentlichen Dienst eine Steigerung ih-
rer Einkommen nicht einmal in dem 
Umfang zugestehen, wie sie selbst die 
im Bundeshaushalt 1972 vorgesehenen 
Staatsausgaben steigern will — offi-
ziell um 8.5 Prozent, zusammen mit 
dem Eventualhaushalt jedoch um mehr 
als 14 Prozent. Das Hauntargument, 
es Feien nicht genügend Mittel für die 
Steigerung der Peronalausgaben vor-
handen, wird von der Bundesregie-
rung in der Praxis selbst widerlegt, 
indem beisnielsweise die Rüstungs-
ausgaben überpronortional um 18 Pro-
zent steigen sollen. Die Mittel sind 
vorhanden, sie werden nur falsch und 
in politisch gefährlicher Weise ver-
teilt.

Die gewerkschaftlich organisierten Öl-
arbeiter bei der Texaco wollen mit 
Hilfe des Streiks diese Forderungen 
gegen den Widerstand der Unterneh-
mensleitung durchsetzen, zumal in der 
Mineralölindustrie Spitzenprofite er-
zielt werden und die Lohnkostenan-
teile am Umsatz äußerst gering sind.
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■ Die Laufzeit des neuen Tarifver-
trages darf nicht länger als zwölf 
Monate betragen.

■ Die sogenannten vermögenswirk-
samen Leistungen (Sparförderungen) 
sollen stufenweise von zur Zeit 13 
DM im Monat auf den gesetzlich vor-
gesehenen Höchstsatz von 52 DM an-
gehoben werden.



Für einheitliches Dienstrecht
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Von Ende Dezember 1967 bis Ende 
Dezember 1970 erhöhte sich die Zahl 
der im DGB organisierten Beamten von 
606 030 auf 637 722, d. h. um mehr als 
5,2 Prozent. Von den rund 1,3 Millio-
nen Beamten des Bundes, der Länder 
und der Gemeinden ist demnach knapp 
die Hälfte in den Gewerkschaften des 
DGB organisiert.

Die Hälfte aller Beamten in DGB-Gewerkschaften
8. Deutscher Beamtentag des DGB in Bonn

Reuter stellte die Behauptung auf, 
Streik könne es gegen bestehende Ge-
setze nicht geben. Er wies auf die 
Friedenspflicht innerhalb der Laufzeit 
der Tarifverträge hin; hier könne es 
auch keinen Streik geben. Darauf woll-
ten sich die GEW-Vertreter nicht ein-
lassen. Solange die Verwirklichung 
der Koalitionsrechte mit der Einfüh-
rung eines einheitlichen Dienstrechtes 
auf sich warten lasse, könnten Beamte 
auch im Rahmen der bestehenden Ge-
setze streiken. Diese Ansicht vertaten 
die Delegierten Rodewald und West-
phal (GEW) und wiesen auf Rechtsgut-
achten des DGB und der OTV hin, die 
eindeutig das Recht des Arbeitskamp-
fes einschließlich für Beamte bejahen.

Hervorzuheben sind von den Anträgen 
zur Besoldung zwei Initiativanträge. 
Angenommen wurde ein Hamburger 
Antrag, der die Beibehaltung des seit 
Jahrzehnten gezahlten örtlichen Son-
derzuschlags von 3 Prozent fordert. Im 
zweiten Antrag werden energische Be-
soldungsmaßnahmen für 1972 gefor-
dert. In dem Antrag heißt es:

Blöde faßte alle wichtigen Anträge 
zum einheitlichen Dienstrecht zusam-
men.

„Die Delegierten haben kein Verständ-
nis dafür, daß sie allein und einseitig 
das Opfer des Haushaltsausgleichs 
sowie der Stabilitätspolitik sein und 
erneut zur Konjunkturbremse gemacht 
werden sollen. Die Delegierten for-
dern, daß die Beamten, Richter und 
Soldaten nicht schlechtergestellt wer-
den dürfen als die übrigen Bürger. Zur 
Sicherung der Gleichbehandlung und 
im Hinblick auf die Einkommenslage 
der Bundes-, Länder- und Kommunal-
beamten werden für 1972 wirksame 
Besoldungsmaßnahmen gefordert:

Das Verhältnis zum DBB und die Aus-
sage zum Streikrecht bestimmten die 
wenigen Diskussionsbeiträge. Bemän-
gelt wurde an dem Referat Reuters
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die ungenügende Beachtung der Be-
soldungssituation, die mit der Kündi-
gung der Tarife der 1,8 Millionen Ar-
beiter und Angestellten zum 31. De-
zember 1971 aktuell geworden sei. 
Heftige Kritik an der Schönfärberei 
im Geschäftsbericht übte der Dele-
gierte Busch (DPG), denn das Verhält-
nis DGB—Bundesinnenminister sei gar 
nicht so zufriedenstellend, wie es der 
Bericht weismachen wolle. Auch die 
hohe Teuerungsrate, stellte der Dele-
gierte unter dem Beifall der Kollegen 
fest, sei von Reuter nicht berücksich-
tigt worden.

Waldemar Reuter kritisierte, daß im-
mer noch obrigkeitsstaatliche Relikte 
vergangener Zeiten in den Beamten-
gesetzen zu finden sind. Heule hätten 
wir eine Gesellschaft, in der kein 
Raum für blinden Gehorsam mehr sei. 
Deshalb könne man Aufgaben von 
heute nicht mit den Gesetzen von ge-
stern lösen. Man müsse sich von dem 
Gedanken leiten lassen, daß für Be-
amte, Angestellte und Arbeiter eine 
gemeinsame Plattform für ein einheit-
liches Dienstrecht zu finden sei. Das 
könne weder die rein arbeilsrechtliche 
noch die rein beamtenrechtliche Lö-
sung sein.

Zu der Integration der Beamten in 
die Gesellschaft gehöre Koalitions- und 
Kampffreiheit. Doch sei der Streik 
nicht das alleinige Ziel des DGB; wer 
das behaupte, verleumde ihn böswillig. 
Waldemar Reuter spielte damit auf 
die andauernden Polemiken des Deut-
schen Beamtenbundes (DBB) an, der 
als Standesvereinigung im wesentli-
chen für die Beibehaltung altherge-
brachter Grundsätze im Beamtenrecht 
eintritt und zu Recht die Existenz des 
DBB in Frage gestellt sieht, wenn das 
einheitliche Dienstrecht durchgesetzt 
werden sollte.

Die Anträge des vierten Komplexes 
gingen quer durch die Problematik. 
Von der Verbesserung des Diszipli- 
narrechts bis zum Umweltschutz wurde 
Stellung genommen. Anträge zu ak-
tuellen politischen Fragen gab es auf 
diesem Kongreß nicht. Einige Dele-
gierte hofften, daß dies der letzte 
Beamtenkongreß des DGB gewesen 
sein möge und der nächste Kongreß 
bereits eine Zusammenkunft aller 
Delegierten des neuen Typs des Be-
schäftigten im öffentlichen Dienst sei. 
Dazu wird es jedoch noch energischen 
Kampfes bedürfen. U.S.

1. Zum Ausgleich der Verteuerung der 
Lebenshaltungskosten ist allen Be-
amten ein gleich hoher Sockelbetrag 
zu zahlen.

Die Anträge, die in vier Gruppen 
(Allgemeines und Organisatorisches, 
Beamtenrecht, Besoldungsrecht, Ver-
schiedenes) aufgeteilt waren, wurden 
mit wenigen Änderungen, aber vielen 
Zusammenfassungen — entsprechend 
dem Wunsch der Antragskommission 
— verabschiedet. Der erste Antrags-
komplex befaßte sich hauptsächlich mit 
der Verbesserung der Öffentlichkeits-
arbeit und der Bildung. Der zweite

Der Beamtentag forderte die ersatz-
lose Streichung des § 53 Bundes- 
Beamtengesetz, nach dem den Beamten 
bei der politischen Betätigung „Mäßi-
gung und Zurückhaltung" auferlegt 
wird.

Die Referate und Diskussionen auf dem 8. Deutschen Beamtentag des DGB, 
der am 11. und 12. November in Bonn stattfand, brachten kaum neue Erkennt-
nisse und Ergebnisse. Das ist — kurz gefaßt — das magere Fazit des zwei-
tägigen Kongresses, zu dem die 372 Delegierten der sechs DGB-Gewerkschaften, 
in denen Beamte organisiert sind, im Auftrag von 640 000 Mitgliedern zusam-
mengekommen waren. Im Mittelpunkt der Beratungen standen Fragen des 
angestrebten einheitlichen Dienstrechts.

Es wurde beschlossen, daß der DGB 
zu gegebener Zeit einen Teilkongreß 
der Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes einberuft, der sich mit den 
bisher erreichten Ergebnissen befassen 
soll. Weitere angenommene Anträge 
fordern die Verkürzung der Arbeits-
zeit auf 35 Stunden. Doch zuvor müsse 
alsbald die 40-Stunden-Woche einge-
führt werden. Der Urlaub müsse min-
destens auf 24 Tage erhöht und aus-
schließlich nach dem Lebensalter be-
messen werden.

Sowohl das Hauptreferat des Leiters 
der Abteilung Beamten beim DGB-Bun-
desvorstand, Waldemar Reuter, als 
auch die Diskussion, galten in er-
ster Linie der Verwirklichung eines 
einheitlichen Dienstrechtes für alle Be-
schäftigten im öffentlichen Dienst. Der 
Beschluß des 7. Beamtenkongresses 
1958 und das Papier „DGB-Grund- 
säizc zur Neuordnung des Beamten-
rechts — Gliederung in Status- und 
Folgerecht", das im September 1970 
veröffentlicht worden war, bildeten 
die Grundlage.

Prof. Dr. Wolfgang Däubler, der für 
die OTV das Rechtsgutachten erarbei-
tet hatte, bestätigte auf einer Presse-
konferenz noch einmal die Meinung 
der Delegierten der GEW. Auch auf 
die Frage nach der Zulässigkeit der 
Diskriminierung von Kommunisten im 
öffentlichen Dienst bestätigte Prof. Dr. 
Däubler, daß es rechtlich unzulässig 
sei, den Mitgliedern der DKP den Ein-
tritt in den öffentlichen Dienst zu ver-
weigern bzw. Entlassungen anzu-
drohen.

2. Dio zusätzliche Belastung kinder-
reicher Familien und der Beamten des 
einfachen Dienstes infolge der Preis-
steigerungen ist besonders auszu-
gleichen.

3. Die Beteiligung der Beamten am 
gestiegenen Sozialprodukt ist durch 
eine entsprechende prozentuale Besol-
dungserhöhung zu sichern."

.... .
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Nachweis für Lohnsteigerungen um mehr als 10 Prozent
Gute Forderungen und schwache Aussage zur Geselischaftspolitik

auf einen Ecklohn von 5 DM auf den 
Effektivlohn von 6,50 nur 7,7 Prozent 
ausmacht. Weiterhin ist zu berück-
sichtigen, daß 1972 die Belastung aus 
der Rentenversicherung um ein halbes 
Prozent und aus der Arbeitslosenver-
sicherung um ein viertel Prozent wach-
sen wird.

Der Sachverständigenrat hat in sei- , 
nem Jahresgutachten der Bundesregie-
rung „couragierte Währungspolitik" 
bescheinigt. Gleichzeitig aber eine ne-
gative Prognose für 1972 aufgestellt: 
Weiterer Konjunkturabschwung, mög-
licherweise bis zur Rezession, gerin-
ges Anwachsen des Bruttosozialpro-
duktes, und zwar real nur um 3 Pro-
zent. Was die augenblickliche Kon-
junkturlage betrifft, haben die fünf 
Sachverständigen die Notwendigkeit 
einer Wiederbelebung der Konjunktur 
für das kommende Jahr vorausgesagt. 
Sie fordern dabei aber in erster Linie 
eine Ausweitung der Staatsausgaben 
und den Einsatz der Eventualhaushalte 
im Bund und in den Ländern mit Vor-
rang vor der Ankurbelung des priva-
ten Konsums durch eine Rückzahlung 
des Konjunkturzuschlags.

Der DGB-Bundesvorstand hat Anfang November 1971 seine dritte Zielprojektion 
vorgelegt. Sie umfaßt die Jahre 1972 bis 1976 und soll die wirtschaftlichen und 
sozialen Entwicklungsmöglichkeiten darstellen. Im Rückblick auf 1971 wird fest-
gestellt, daß die wirtschaftliche Entwicklung ungünstiger verlaufen ist, als der 
DGB in seiner letzten Projektion annahm, und das vom DGB vorgelegte Stabi- 
lif.ts- und Wachstumsprogramm politisch nicht durchgesetzt werden konnte. 
Das gelte vor allem für die preispolitischen Forderungen des DGB. Es fehlen 
allerdings die konkreten Hinweise, wo die politischen Hemmnisse liegen.

Der Deutsche Gewerkschaftsbund hat 
in einer Stellungnahme zum Jahres-
gutachten bedauert, daß immer noch 
eine Mehrheit der Sachverständigen 
die sozialen und gesellschaftspoliti-
schen Aspekte der Lohnpolitik ver-
nachlässigt. Diese Unterbewertung, 
ungleiche Einkommensentwicklung und 
Vermögensverteilung erschwere das 
Verständnis für die sozialen Ausein-
andersetzungen und führe zu wirklich-
keitsfremden Vorschlägen. Der DGB 
sagt weiter, die Meinung der Sach-
verständigen, die verfügbaren Netto-
gewinne der Unternehmer sollten stär-
ker ansteigen als die Lohnsumme der 
Arbeiter und Angestellten, würde bei 
der Einkommenssituation in der Bun-
desrepublik bei den Arbeitern kein 
Verständnis finden.

Selbst wenn man nur von 4 Prozent 
Preissteigerung ausgeht und die Steu-
erprogression berücksichtigt, sind Ta-
riflohnerhöhungen von 10 bis 11 Pro-
zent notwendig, um der Zielprojek-
tion des DGB zu entsprechen. Wenn 
man jedoch davon ausgeht, daß die 
Preissteigerungsrate nur unwesent-
lich abnimmt und bei 6 Prozent ver-
harrt, und vieles spricht dafür, dann 
müssen 1972 die Tariflöhne um 12 
bis 13 Prozent steigen, um eine 4- 
prozentige Reallohnsteigerung zu er-
reichen. Daraus ist ersichtlich, daß 
die 9 bzw. 11-prozentige Lohnforde-
rung der IG Metall nur eine Unter-
grenze bilden kann.

Eine Reallohnsteigerung darf nicht nur 
die Preissteigerung einkalkulieren, 
sondern muß auch berücksichtigen, daß 
die Effektivlöhne die Tariflöhne oft 
um 20 bis 25 Prozent übertreffen und 
eine 10-prozentige Tariflohnerhöhung

Der DGB fordert des weiteren eine 
Umstrukturierung der Ausgaben der 
öffentlichen Hand zugunsten der Aus-
gaben der sozialen Sicherheit, des 
Bildungs- und Gesundheitswesens. 
Beim Umweltschutz wird gefordert, 
daß die Kosten nach dem Verursa-
chungsprinzip getragen werden müs-
sen.

Daraus wird geschlußfolgert, daß die 
Reallöhne auch in den kommenden 
Jahren deutlich stärker als die Real-
einkommen der Selbständigen erhöht 
werden müssen. Der DGB fordert eine 
Verbesserung der Einkommensvertei-
lung zugunsten der arbeitenden Be-
völkerung sowie eine Verkürzung der 
Arbeitszeit, vor allem durch eine Ver- 

I längerung des Jahresurlaubs. Die 
Steuerzuschläge sollen 1972 zurückge-
zahlt werden, die öffentlichen Nahver- 

i kehrstarife nach gemeinwirtschaflli- 
' chen Grundsätzen gestaltet und der 

soziale Wohnungsbau verstärkt geför-
dert werden.

Die Kapazitätsauslastung der Wirt-
schaft wird nach den Schätzungen der 
Sachverständigen geringer sein, aber 
der Preisauftrieb nach einem nochmali-
gen Anstieg am Jahresanfang allmäh-
lich schwächer werden. Die Prognose 
der Sachverständigen für 1972: 4,5 Pro-
zent Preisanstieg. Was die Preisbewe-
gung betrifft, so hat der Sachverstän-
digenrat die bestehenden und zuneh-
mend stärker werdenden Wettbe-
werbsmängel zu Recht als Erklärung 
für den wachsenden Preisanstieg hin-
zugezogen.

Angesichts der gegenwärtigen „Metall-
runde" und der Versuche des Sach-
verständigenrates, die Tariflohnerhö-
hungen auf allenfalls 6 Prozent zu be-
grenzen, kam der Zielprojektion des 
DGB eine besondere Bedeutung zu. 
Der DGB stellte fest, daß es nicht ge-
lungen ist, den aus dem letzten Kon-
junkturaufschwung herrührenden Vor-
sprung der Gewinne auszugleichen, 
denn die Realerhöhung der Löhne je 
Arbeiter und Angestellten von 1967 
bis 1971 betrug nur knapp 24 Pro-
zent, während die realen Gewinne 
je Selbständigen sich um mehr als 
37 Prozent erhöhten.

Die Gewerkschaften erstreben eine Er-
höhung der Realeinkommen und da-
mit des Lebensstandards je Arbeiter 
und Angestellten um rund 4 Prozent. 
Eine solche Zielsetzung des DGB- 
Bundesvorstandes hat weitgehende 
Auswirkungen auf die gewerkschaft-
liche Tarifpolitik, für die die DGB- 
Zielprojektion eine Untergrenze dar-
stellt. Dabei muß darauf verwiesen 
werden, daß die vom DGB für 1972 
unterstellte 4-prozentige Steigerung 
des Lebenshaltungsindex zu niedrig 
angesetzt ist. Für 1971 hatte der DGB 
auch nur eine 3-prozentige Steigerung 
angenommen, während in Wirklich- 

i keit 6 Prozent überschritten wurden.
Es heißt in der DGB-Projektion, daß 
die im Wettbewerbs- und Bodenrecht 
eingeleiteten Gesetzesregelungen so 
unvollkommen sind, „daß sie leider 
auch künftig keine ausreichenden 
Handhaben bieten, um den Preisan-
stieg erfolgreich eindämmen zu kön-
nen". Es wird zugleich der illusionä-
ren Hoffnung Ausdruck gegeben, daß
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Im Detail gibt es in der DGB-Pro-
jektion eine Reihe interessanter For-
derungen, wie die nach Gewährlei-
stung einer ausreichenden Massen-
kaufkraft, nach einer umgehenden 
Verabschiedung des Steuerfluchlgeset- 
zes, der Einstellung der Begünstigung 
von Auslandsinvestitionen und nach 
steuerlicher Verbesserung der Situa-
tion der Arbeiter, Angestellten und 
Beamten.

Die relativ harmlose Kritik des DGB 
kann über die Gefährlichkeit des Gut-
achtens nicht hinwegtäuschen. Der 
Bundeswirtschafts- und Finanzminister 
Schiller hat schon angekündigt, daß 
auf der Grundlage dieses Gutachtens 
neue Lohnorientierungsdaten veröf-
fentlicht werden sollen, und bei der 
Sitzung der konzertierten Aktion am 
10. Dezember will der Minister die 
Eckwerte diskutieren, die der Sach-
verständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in 
dem Jahresgutachten veröffentlicht 
hat. sr
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Auch 1972 wird es teurer
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Seeleute fordern 15 Prozent
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Heinz Schäfer
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hat 
um

ihm entsprechenden Profitstreben nicht 
realisiert werden. Das ist nur mög-
lich, wenn entsprechend dem DGB- 
Grundsatzprogramm grundlegende ge-
sellschaftliche Umgestaltungen einge-
leitet werden; doch darüber wird in 
der Zielprojektion kein Wort verlo-
ren.

die Freigabe des DM-Wechselkurses 
auf längere Sicht dem Preisanstieg ent-
gegenwirken werde.

und
und

11
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Ebenso hat Bundesverkehrs- und Post-
minister Leber eine abermalige An-
hebung von Gebühren der Post an-
gekündigt. So soll u. a. die Telefon-
gebühr um 4 auf 22 DM pro Monat 
und das Inlandsbriefporto auf 40 Pfen-
nig klettern. Gedacht ist auch an er-
höhte Gebühren für Pakete, Päckchen 
und den Zeitungszustelldienst.

In mehreren Städten sind auch die 
Tarife für kommunale Verkehrsmittel, 
Strom, Gas und Wasser nach oben in 
Bewegung gesetzt worden. In Ham-
burg beispielsweise, wo bereits im 
August die Fahrpreise um mehr als 
20 Prozent angehoben wurden, sollen

Aber auch hier werden die Gründe 
verschwiegen, die dafür verantwortlich 
sind, daß d:e veranlagte Einkommens-
steuer und die Körperschaftssteuer san-
ken, während die Lohnsteuer sich ra-
pid erhöhte. Der Grund liegt offen-
sichtlich in der wirtschaftspolitischen 
Konzent’on der Bundesregierung, die 
die Profite der Unternehmer unanaeta- 
stet lassen und die Wirtschaft vor al-
lem über die Verbesserung der Profit-
möglichkeit der Unternehmer steuern 
will. Auch der Nachholbedarf der öf-
fentlichen Hand wird nicht definiert.

Insgesamt ist festzustellen, daß der 
DGB in seiner Zielprojektion eine 
ganze Reihe von Forderungen aufge-
stellt hat, die, wenn sie zur Richt-
schnur gewerkschaftlichen Handelns 
werden, dazu angetan sind, die Le-
benslage der arbeitenden Bevölkerung 
zu verbessern. Für sie gilt es alle 
Gewerkschafter zu mobilisieren. In 
ihrer gesellschaftspolitischen Aussage 
bleibt die DGB-Zielprojektion jedoch 
weit hinter dem DGB-Grundsatzpro-
gramm zurück.

Im übrigen sind die staatlich verur-
sachten Preissteigerungen Ausdruck 
einer Regienmgskonzeption, die es ab-
lehnt, entsprechend den Forderungen 
der Gewerkschaften die Konzerne und 
Multimillionäre stärker zur Kasse zu 
bitten. Da andererseits, nicht zuletzt 
wegen unablässig steigender Rüstungs-
lasten, die Gelder zur Sicherung der 
öffentlichen Haushalte benötigt wer-
den, greift man zum bewährten Rezent: 
Die Arbeiter, Angestellten und Be-
amten müssen zahlen. Sie werden in 
den gegenwärtigen und kommenden 
Lohnkämpfen daran denken müssen.

Sb.

Es ist bemerkenswert, daß es die staat-
lichen Organe sind, die den Vorreiter 
der nächsten Teuerungswelle machen. 
Das soll nicht heißen, daß von den 
Unternehmern her keine Preiserhöhun-
gen drohen, ganz im Gegenteil: So 
sind u. a. Preissteigerungen für Tex-
tilien, Heizöl, Kfz-Versicherung, Mie-
ten usw. angekündigt. Die staatlich 
initiierte Teuerungswelle dient den 
Unternehmern als Legimitation für 
immer neue Preissteigerungen.

Es wird zwar darauf aufmerksam ge-
macht, daß die Unternehmer ihre Prei-
se stark erhöhten. Die Ursachen die-
ser Preiserhöhungen, die in der mo-
nopolistischen Struktur der Wirtschaft 
liegen, werden nicht erwähnt. Unkom-
mentiert wird festgestellt, daß sich die 
Bundesregierung finanziell außerstan-
de sah, die vom DGB für 1971 gefor-
derten Steuerentlastungen für die Ar-
beiter, Angestellten und Beamten 
durchzuführen. Als Gründe werden an-
geführt, daß erstens weniger Gewinn-
steuern abqeführt wurden und zwei-
tens der Nachholbedarf der öffentli-
chen Aufgaben sich immer deutlicher 
bemerkbar mache.

Mit einer Verteuerung der Lebens-
haltung von etwa 6,2 Prozent gegen-
über 1970 hat dieses auslaufendc Jahr 
einen Rekord an inflationärer Entwick-
lung in der Bundesrepublik gebracht. 
Und schon sind auch für das kom-
mende Jahr zahlreiche Tarif- und Preis-
erhöhungen, vor allem im staatlich 
beeinflußten Bereich, angekündig'. 
Staat und Unternehmer drehen weiter 
an der Preisschraube, um ihre Ein-
nahmen bzw. Profite auf Kosten der 
arbeitenden Bevölkerung zu steigern.

Nicht zu übersehen ist, daß eine il-
lusionäre Haltung zur Wirtschaftspo-
litik vorhanden ist. Sie wird nur an-
satzweise und äußerst rücksichtsvoll 
kritisiert. Das wird jedoch dazu bei-
tragen, die Verwirklichung der Ziel-
projektion zu erschweren. Wenn fest-
gestellt wird, daß die im Laufe 
des Jahres 1971 angestiegene Ar-
beitslosigkeit und Kurzarbeit während 
des nächsten Jahres wieder zurück-
gedrängt wird, so ist dieser Wunsch 
durch die wirtschaftliche Entwicklung 
nicht gedeckt. Gerade 1972 wird der 
Kampf um die Erhaltung der Arbeits-
plätze und gegen die Folgen der ka-
pitalistischen Rationalisierung große 
Bedeutung erlangen.

Für das fahrende Personal der See-
schiffahrt in der Bundesrepublik läuft 
zum Jahresende der Heuertarif aus. 
Die Gewerkschaft OTV, Abteilung 
Seeschiffahrt, hat die Forderungen 
noch nicht präzisiert. In Diskussionen 
in den Hamburger Seemannsheimen 
wurden von Seeleuten 15 Prozent bzw 
220 DM mehr Heuer gefordert.

So nimmt es nicht Wunder, daß zwar 
festaestellt wird, daß die Entspan- 
nunnsnolitik zu einer Entlastuna des 
Haushalts von Rüstungsausqaben 
führen müsse: aeqen die enorme Stei- 
gerunq des Rüstunashaushalts wird 
aber kein Wort verloren.

Offensichtlich sind die Reeder zu einer 
harten Konfrontation entschlossen. Sie 
bereiten die Lohnrunde auf ihre Art 
vor: 30 Schiffe wurden in letzter Zeit 
aus der Fahrt genommen, andere 
Schiffe wurden unter sogenannte 
„billige" Flaggen gestellt, deutsche 
Seeleute wurden durch ausländische, 
zum Teil von den Südseeinseln er-
setzt. So haben acht Hamburger Ree-
der mit 400 Seeleuten von den Gilbert- 
Inseln (Südsee) skandalöse Arbeits-
verträge abgeschlossen. Die Heuer be-
trägt danach für Decksmänner monat-
lich 146 DM. Ein Strafenkatalog sieht 
folgendes vor: „unverschämtes Reden" 
kostet eine Tagesheuer, Fluchen eine 
halbe, und das Mitbringen von Spiri-
tuosen drei Tagesheuern.

ab Januar die Preise für Strom um 
14,2 Prozent, für Gas bis 20 Prozent 
und für Wasser sogar um 50 Prozent 
angehoben werden. Ferner hat der 
Senat der Hansestadt die Erhöhung 
der Gewerbe- und Lohnsummensteuer, 
der Grundsteuer und Hundesteuer be-
schlossen.

Besondere Schwierigkeiten hat die 
Zielprojektion dort, wo es um die 
Einschätzung der Wirtschaftsordnung 
und um grundlegende Alternativen 
geht. So fordert der DGB eine Wirt-
schaftspolitik, die die Arbeitsplätze 
sichert, das Preisniveau stabilisiert, 
ein angemessenes und stetiges Wirt-
schaftswachstum bei außenwirtschaft-
lichem Gleichgewicht gewährleistet 
und eine gerechtere Einkommens- und 
Vermögensverteilung ermöglicht. Die-
ses sogenannte magische Viereck oder 
sogar Fünfeck kann unter den Bedin-
gungen des Kapitalismus und dem 
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Einen besonders harten Brocken stellt 
die Erhöhung der Sozialtarife bei der 
Bundesbahn dar. Schon ab Januar 
will die Bundesbahn neben höheren 
Frachttarifen die Wochen- 
Monatskarten 
Schüler um

die
für Berufstätige 

durchschnittlich
Prozent verteuern. Während der Auf-
schlag für Berufstätige zwischen 
10 und 14,3 Prozent ausmachen soll, 
werden es bei Schülermonatskarten 
zwischen 6 und 37,5 Prozent sein.
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Wie Vetter, stellte Woschech für die 
Gewerkschaften die Aufgabe, Wirt-
schaft und Gesellschaft umzugestalten, 
die „Abhängigkeit und Ausbeutung 
der arbeitenden Menschen . . . durch 
politisches Handeln zu überwinden" 
und „die Übermacht der wenigen Men-
schen zu brechen, die allein oder über-
wiegend über Kapital und Eigentum 
an Produktionsmitteln verfügen."

Gegenüber diesen richtungweisenden 
Aussagen hatten Bundespräsident Hei-

8. Bundesjugendkonferenz des DGB In Dortmund 
Antikommunismus-Beschluß des SPD-Parteirats verurteilt

nicht den Interessen der Arbeiterju-
gend entsprachen und im Grunde der 
Stabilisierung der großkapitalistischen 
Herrschaftsstrukturen dienten.

Angesichts des in den 316 Anträgen 
und 26 Initiativanträgen sichtbar ge-
wordenen Prozesses der verstärkten 
Politisierung und Aktivierung der Ge-
werkschaftsjugend, fand der DGB-Vor- 
sitzende Heinz Oskar Vetter in sei-
ner Begrüßungsrede und das zustän-
dige Mitglied des geschäftsführenden 

’ , Franz Woschech, 
starke Worte. Vetter hob hervor, daß 
die Gewerkschaften bis heute Kampf-
organisationen geblieben sind. Er for-
derte die arbeitende Jugend auf, die 
Flecken des Rostes, die sich an eini-
gen Stellen der Gewerkschaften zeig-
ten, wegzuputzen.

Dieser Interessengegensatz soll den 
jungen Arbeitern und Angestellten 
mit der Zielsetzung verdeutlicht wer-
den, die Lage der Jugendlichen zu 
verbessern, ein kritisches, politisches 
und gewerkschaftliches Bewußtsein zu 
entwickeln sowie die Gewerkschaft als 
Instrument des Kampfes um sozialen 
Fortschritt zu stärken.

In einer weiteren Entschließung zum 
gleichen Thema wird festgestellt, mit 
Begriffen wie „Betriebsfrieden" und 
„vertrauensvolle Zusammenarbeit von 
Betriebsrat und Unternehmern" wur-
de der „antagonistische Klassengegen-
satz" verschleiert.

Die Serie von Gewerkschaftstagen und Bundespersonengruppenkonferenzen des 
DGB im Herbst 1971 fand mit der 8. Bundesjugendkonferenz des DGB ihren Ab-
schluß und auch einen Höhepunkt. Die 271 Delegierten und Gastdelegierten 
vertraten vom 16. bis 18. Oktober in Dortmund rund eine Million jugendliche 
Mitglieder der DGB-Gewerkschaften. Die Aussagen und Beschlüsse dieser Kon-
ferenz enthalten nicht nur ein Programm für die gewerkschaftliche Jugendarbeit, 
sondern können auch als Beispiel für den 9. ordentlichen DGB-Bundeskongreß 
im Juni 1972 gewertet werden. In wesentlichen Fragen entwickelte die Dort-
munder Konferenz eine von den Klasseninteressen der Arbeiter und Angestell-
ten bestimmte Gewerkschaftspolitik.

Aus verschiedenen Ministerien sickerte 
Ende November die Nachricht durch, 
daß diese seit einigen Monaten mit 
der Vorbereitung der Ausführungs-
bestimmungen zu den Sicherstellungs-
gesetzen für Arbeit, Verkehr, Ernäh-
rung, Wasser und Wirtschaft sow’e 
zum Schutzbaugesetz befaßt sind. Die 
Bestrebungen gehen von verschiede-
nen Seiten, insbesondere auch von der 
CDU/CSU, dahin, das Stillhalteabkom-
men aufzuheben.

Lange hat man von der 1968 gegen 
den Willen der Gewerkschaften verab-
schiedeten Notstandsverfassung nichts 
gehört. Die aufgebrachten Gemüter 
sollten sich erst einmal beruhigen. Das 
war auch die Absicht eines noch von 
der Regierung der Großen Koalition 
im selben Jahr verabschiedeten „Still-
halteabkommens". Danach sollten die 
Ausführungsbestimmungen zu den so-
genannten „einfachen" Notstandsge-
setzen später, zu geeigneter Zeit, er-
lassen werden. Jetzt hält man in Bonn 
diese Zeit für gekommen.

Gesundheitsminister Käthe Strobel nur
* zu verkünden, die

In einem Beschluß über „Inhalt und 
Aufgabenstellung der gewerkschaftli-
chen Jugendarbeit" betrachtet sich die 
Gewerkschaftsjugend als Teil der Ge-
samtorganisation und stellt sich die 
Aufgabe, auf betrieblicher und örtli-
cher Ebene vorrangig, aber nicht aus-
schließlich für die Interessen der arbei-
tenden Jugend einzutreten. „Gewerk-
schaftliche Jugendarbeit geht nicht 
von irgendeiner Form von .Sozialpart-
nerschaft' aus, sondern vom Grund-
widerspruch zwischen Kapital und 
Arbeit."

Man hält seitens der Notstandsein-
peitscher nach einer Periode bewußter 
Zurückhaltung in dieser Frage (Motto: 
„Die ganze Aufregung war umsonst!") 
die Zeit für reif, der Bevölkerung eine 
abermalige Konfrontierung mit den 
Notstandsgesetzen zuzumuten. Vor 
allem aber drängen die Scharfmacher 
in der CDU/CSU, denen gewisse Ent-
spannungstendenzen im Ergebnis der 
Verträge von Moskau, Warschau und 
Westberlin suspekt erscheinen, im In-
nern der Bundesrepublik auf eine An-
heizung der politischen Atmosphäre, 
insbesondere des Antikommunismus. 
Ihnen geht es darum, die sozialdemo-
kratisch geführte Bundesregierung zu 
einem antikommunistischen Kontrast-
programm mit entsprechenden Maß-
nahmen zu zwingen.

Damit die von Vetter und Woschedi 
betonte gesellschaftsveränderne Auf-
gabe der Gewerkschaften nicht nur 
eine leere Deklamation bleibt, unter-
mauerten die Delegierten diese Orien-
tierung mit konkreten Beschlüssen. Die 
Jugendkonferenz forderte die Über-
führung der marktbeherrschenden 
Großbetriebe in Gemeineigentum so-
wie die Einschränkung „der privaten 
Verfügungsgewalt von Grund und Bo-
den, entsprechend den Zielstellungen 
des Grundgesetzes".

Widersprüchlidi ist ein gegen eine 
starke Minderheit angenommener Ini-
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Weiter heißt es: „Das novellierte Ge-
setz verschleiert durch die Gebote der 
Friedenspflicht, Schweigepflicht 
vertrauensvollen Zusammenarbeit den 
Interessengegensatz von Lohnabhängi-
gen und Produktionsmittelbesitzern, 
den gesellschaftlichen Grundwider-
spruch von Arbeit und Kapital. Es be-
läßt den Betriebsrat in der Rolle des 
Schlichters von betrieblichen Konflik-
ten, die er in letzter Konsequenz nicht 
als ausschließlicher Vertreter der In-
teressen von Lohnabhängigen und mit 
deren solidarischer Hilfe austragen 
darf."

Wer nach den Gesprächen von Brandt 
und Scheel in der Sowjetunion und Bundesvorstandes, 
den Verhandlunaen zwischen den 
Staatssekretären Bahr und Kohl — wie 
das in Bonn geschieht — die Rüstungs-
ausgaben drastisch erhöht, Mobil-
machungsübungen in Aussicht stellt, 
die Diskussion über ein mögliches 
DKP-Verbot anheizt und darangeht, 
Ausführungsbestimmungen für die Not-
standsgesetze zu erlassen, wird un-
glaubwürdig, wenn er von Friedens-
politik spricht. Er gibt vielmehr zu 
erkennen, daß er Entspannungspolitik 
im Grunde wider Willen betreibt und 
offenkundig von den demokratischen 
und friedliebenden Kräften im eigenen 
Lande und in Europa dazu genötigt 
wurde. Daraus folot. daß es dringend 
erforderlich ist, gleichen Druck und 
Widerstand auch dem reaktionären, 
scharfmacherischen Kontrastprogramm ; nemann und der sozialdemokratische 
in der Innenpolitik entgegenzusetzen.

G. S.

Besonders kritisch setzten sich die De- 
ligierten mit dem neuen Betriebsver-
fassungsgesetz auseinander und unter-
strichen die Forderungen der Gewerk-
schaften nach echter Mitbestimmung. 
In einem von der IG-Metall-Jugend 
eingebrachten Initiativantrag wird zum 
neuen BetrVG gesagt, daß es „wich-
tige gewerkschaftliche Forderungen 
unberücksichtigt" läßt und nicht die 
bestehenden Machtstrukturen im Be-
trieb verändert.
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Hervorzuheben ist noch, daß sich die 
Jugendkonferenz dafür aussprach, den 
1. Mai wieder zum Kampftag zu ma-
chen und „traditionelle Demonstra- 
tions- und Agitationsformen" neu zu 
beleben. Das liegt ganz im Sinne einer 
angenommenen Entschließung zur ge-
werkschaftlichen Jugendarbeit in der 
Öffentlichkeit, in der es heißt: „Auch 
weiterhin sind machtvolle Demonstra-
tionen der Arbeitnehmer, die die Ver-
besserung der Lage oder die Abwehr 
reaktionärer Tendenzen und Gesetze 
zum Ziel haben, unverzichtbar."

Das zeigte sich u. a. in einer anti-
militaristischen Grundhaltung dieser 
Konferenz. Erstmals trat ein Delegier-
ter, der zur Zeit Wehrpflicht ableistet, 
in Uniform auf einer Gewerkschafts-
jugendkonferenz auf. Unter großem 
Beifall aller Delegierten rief Gerd 
Pohl dazu auf, den Widerstand gegen 
den Militarismus in den Kasernen 
durch die Gewerkschaftsjugend zu un-
terstützen. Die Gewerkschaften dürften
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Die Gewerkschaftsjugend rief zum ent-
schiedenen Kampf gegen die neona-
zistische Gefahr auf. Die Vertreter der 
Arbeiterjugend drängten energisch auf 
das Verbot der NPD und die Bekämp-
fung reaktionärer Personen und Grup-
pierungen in der CDU/CSU sowie in 
den Presseorganen und traten für den 
Ausschluß der „Deutschen Jugend des 
Ostens" aus dem Bundesjugendring 
ein. Auch diese Aussage unterstrich, 
daß die Gewerkschaftsjugend erkannt 
hat: der Hauptfeind der Arbeiterklas-
se ist das Monopolkapital und die mit 
ihm eng verbundene CDU/CSU.

die Kollegen, die ihren Wehrdienst 
bei der Bundeswehr ableisteten nicht 
sich selbst überlassen und müßten den 
Vertrauensleuten der Soldaten in den 
Kasernen helfen.

Wegen der besonderen Problematik 
der gewerkschaftlichen Forderungen 
zur Bildung und beruflichen Bildung 
werden NACHRICHTEN in einem spe-
ziellen Beitrag in einer der nächsten 
Ausgaben ausführlich berichten.

Entsprechend dieser Erkenntnis steht 
jetzt die Gewerkschaftsjugend vor der 
Aufgabe, an die Verwirklichung ihrer 
zahlreichen Beschlüsse heranzugehen. 
Dabei sollte sie mit allen anderen 
Arbeiterjugendorganisationen Zusam-
menarbeiten und zugleich ihren gan-
zen Einfluß geltend machen, daß die 
wesentlichen Beschlüsse der Gewerk-
schaftsjugend auf dem DGB-Kongreß 
im Juni 1972 zum Vorbild der Be-
schlüsse für die Gesamtorganisation 
werden.

In diesem Sinne wurde auch beschluß-
mäßig die Weigerung des Bremer Se-
nats, Professor Holzer in das Beamten-
verhältnis zu übernehmen, weil er der 
DKP angehört, als grundgesetzwidrig 
verurteilt. In einer anderen Entschlie-
ßung wurde in gleicher Weise gegen 
die Diskriminierung von fortschrittli-
chen Lehrern protestiert.

tialivantrag zur konzertierten Aktion, 
der von den hauptamtlichen Delegier-
ten der IG Metall initiiert wurde. 
Einerseits wird festgestellt, daß das 
„Gesetz zur Förderung von Stabilität 
und Wachstum der Wirtschaft", nach 
dem die konzertierte Aktion eingerich-
tet wurde, kein geeignetes Instrument 
zur Erreichung der im Grundsatzpro-
gramm des DGB formulierten volks-
wirtschaftlichen Zielsetzung sei. „Die 
profitorientierte Eigendynam.k kapita-
listischen Wirtschaftens ist weder 
durch das Stabilitätsgesetz noch durch 
andere systemimmanente Steuerungs-
organe auf Ziele zu lenken, die den 
Interessen der Lohnabhängigen ent-
sprechen." Weiterhin fordert die Ent-
schließung, die konzertierte Aktion zu-
gunsten der vom DGB geforderten 
Wirtschafts- und Sozialräte mit ech-
ten Mitbestimmungsrechten aufzulö-
sen.

Trotz dieser richtigen Erkenntnis wird 
in der gleichen Entschließung anderer-
seits „nicht gefordert, die Teilnahme 
der Gewerkschaftsvertreter an den 
Gesprächen über die Orientierungs-
daten einzustellen". Diese letztere 
Entscheidung steht im Gegensatz zu 
zahlreichen Anträgen und Beschlüssen 
von Bundesjugendkonferenzen der 
Einzelgewerkschaften, die einen sofor-
tigen Austritt aus der konzertierten 
Aktion verlangt hatten.

Bei der Entschließung zur konzertier-
ten Aktion wurde deutlich, daß auch 
innerhalb der Gewerkschaftsjugend 
das Wirken von verschiedenen Klas-
senströmungen vorhanden ist. Auf 
der einen Seite wird den Klassen-
interessen der Arbeiterjugend und 
aller Arbeiter und Angestellten ent-
sprochen, auf der anderen Seite wur-
de — vornehmlich von hauptamtli-
chen Bundesjugendsekretären — der 
Versuch gestartet, die Politik der Ge-
werkschaftsjugend der Regierungspo-
litik unterzuordnen. Offensichtlich 
wollte hier Otto Brenner eine Gleich-
schaltung mit den Beschlüssen des 
10. Gewerkschaftstages der IG Me-
tall erreichen.

Allerdings konnten die Befürworter 
einer regierungskonformen und auf 
Systemstabilisierung ausgerichteten 
Gewerkschaftspolitik nur in wenigen 
Fällen, wie der konzertierten Aktion, 
eine Mehrheit erreichen. Insgesamt 
müssen die Aussagen und Beschlüsse 
der Bundesjugendkonferenz als Kri-
stallisationspunkte für eine unabhän-
gige Gewerkschaftspolitik positiv ein-
geschätzt werden.

Bei der Beratung der Anträge nah-
men die bildungspolitischen Forderun-
gen der Gewerkschaftsjugend einen 
großen Raum ein. Laut dem verab-
schiedeten Grundsatzbeschluß zur Re-
form des Bildungswesens, mit der das 
Recht auf Bildung, Demokratisierung 
und Chancengleichheit verwirklicht 
werden soll, tritt die Gewerkschafts-
jugend für die integrierte Gesamt-
schule als der einzigen Schulform 
ein. Als Schlüsselproblem der Bil-
dungsreform sahen die Delegierten, 
die Trennung von allgemeiner und be-
ruflicher Bildung zu überwinden.

Diese Aussagen wurden durch meh-
rere Beschlüsse unterstrichen: Kür-
zung der Wehrdienstzeit auf 12 Mo-
nate, drastische Senkung der Rüstungs-
ausgaben, Protest gegen die Wehr-
propaganda in den Schulen und Ge-
währung gewerkschaftlichen Rechts-
schutzes für Wehrdienstverweigerer 
bzw. Ersatzdienstleistende. Ferner be-
grüßten die Delegierten einmütig die 
Initiative „Soldat 70" und verlangten 
ungehinderte Diskussion der Studie 
innerhalb und außerhalb der Kasernen 
sowie Straffreiheit für die Autoren.

Die Konferenz setzte sich für Bezie-
hungen mit allen Gewerkschaften Eu-
ropas einschließlich der Organisatio-
nen, die dem Weltgewerkschaftsbund 
angehören, sowie für eine europäische 
Gewerkschaftsjugendkonferenz ein. 
An dem 10. Weltjugendfestival 1973 
in der Hauptstadt der DDR, Berlin, 
will die Gewerkschaftsjugend offiziell 
teilnehmen.

Die Bundesjugendkonferenz des DGB 
sagte dem Antikommunismus den 
Kampf an. Das dokumentierte sich in 
einer speziellen Entschließung, in der 
es heißt: „Wir verurteilen auch, daß 
mit den Münchener Parteiratsbeschlüs-
sen der SPD erneut eine antikommu-
nistische Welle in die Arbeiterbewe-
gung hineingetragen wird. Der Anti-
kommunismus hat sich stets als ein 
Mittel zur Spaltung der Arbeiterbewe-
gung, zum Völkerhaß und als eine 
Barriere gegen progressive gesell-
schaftliche Veränderungen erwiesen."

Die Konferenz sprach sich für die so-
fortige Ratifizierung der Verträge mit 
der UdSSR und Polen sowie für die 
völkerrechtliche Anerkennung der 
DDR aus. Einstimmig verlangten die 
Delegierten Freiheit für Angela Da-
vis, die Beendigung der USA-Aggres-
sion in Indochina und verurteilten die 
wirtschaftliche und militärische Unter-
stützung der faschistischen Staaten 
Spanien, Portugal und Griechenland 
durch die Bundesregierung. Sie for-
derten vom DGB-Bundesvorstand, auf 
die Auflösung der US-Sender „Radio 
Freies Europa" und „Radio Liberty" 
zu drängen.

Nach langer Diskussion faßte die Kon-
ferenz in einer Kampfabstimmung den 
Beschluß, auf allen Ebenen der Ge-
werkschaftsjugend Modelle zur Über-
windung der Misere in der Berufsaus-
bildung zu diskutieren und zusammen 
mit den bereits in Dortmund vorge-
legten Anträgen auf einer außeror-
dentlichen DGB-Bundesjugendkonfe-
renz im Herbst 1972 eine endgültige 
Position zu verabschieden. Auf dieser 
Konferenz soll auch die Stufenaus-
bildung, über die es in Dortmund Mei-
nungsverschiedenheiten gab, behan-
delt werden.



Neue Tarifkonzeption

Schriftsteller zur IG Druck?
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Nach heftigen Auseinandersetzungen 
auf dem Gewerkschaflstag wurde der 
Entwurf eines neuen Lohntarifvertra-
ges verabschiedet, der

■ die Spanne zwischen tariflichem 
Niedrigst- und Höchstlohn auf 45 Pro-
zent verringert,

■ auch die Facharbeiterlohngruppen 
durchlässig macht, so daß jeder die 
Möglichkeit hat, entsprechend seiner 
ausgeübten Qualifikation in die höch-
ste Tarifgruppe zu gelangen,

■ nur noch sechs Lohngruppen auf-
weist, die sich auf die zu erbringenden 
Qualifikationen beziehen,

Entwurf eines neuen Tarifvertrages für Druckindustrie 
Wichtiger Beschluß des Gewerkschaftstages der IG Druck

B Soll die betriebliche Lohneingrup-
pierung durch die Mitbestimmung des 
Betriebsrates bzw. einer paritätisch be-
setzten Kommission erfolgen oder soll 
weiterhin dieser Bereich ausschließlich 
den Unternehmern überlassen bleiben?

rifvertraglich abgesichert und einge-
engt werden?

Die Gegner des „Entwurfes" hatten 
einen Alternativvorschlag entwickelt,

Schriftsteller und künstlerischen Ur-
heber als „Abhängige" begreifen und 
die übergroße Mehrheit der Autoren 
weit hinter den sozialen Errungen-
schaften zurückbleibt, die die Gewerk-
schaften für die Arbeiter und Ange-
stellten erkämpft haben.

■ die bisherigen fünf Lohngruppen für 
die Hilfskräfte auf drei Gruppen redu-
ziert.

■ Kann durch eine begrenzte Form 
der tariflichen Lohndifferenzierung die 
von den Unternehmern geschaffene 
Differenzierung der Effektivlöhne ta-
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der im Kern auf einen einheitlichen 
Tariflohn für alle Facharbeiter hin-
ausging. Dieses Konzept hat der Ge-
werkschaflstag als gegenwärtig nicht 
realistisch verworfen, da es hierfür 
keine breite Unterstützung der Mit-
gliedschaft gibt. Es besteht aber auch 
die Gefahr, daß durch eine derartige 
Zielsetzung von den eigentlichen Zie-
len, nämlich der Reallohnerhöhung 
und der Absicherung der Effek'ivlöhne 
abgelenkt wird.

Das brisanteste tarifpolitische Thema des 9. ordentlichen Gewerkschaftstages 
der IG Druck und Papier war der Entwurf eines neuen Lohntarifvertrages für 
die Druckindustrie. Ausgangspunkt der sehr wechselvollen Geschichte zur 
Konzipierung eines neuen Lohntarifvertrages für die Druckindustrie ist die 
schon seit Jahren bestehende Unzufriedenheit mit der derzeit gültigen Lohn-
tarifstruktur.

Für die Aufnahme in die IG Druck und 
Papier hat der erste Vorsitzende 
Leonhard Mahlern, auf der erwähnten 
Bundesdelegiertenkonferenz des VS 
ein Sieben-Punkl-Angebot vorgelegl. 
Es reicht von der Zusage, die „berufs-
politischen Forderungen im Steuer-, 
Sozial- und Tarifrechl" gemeinsam 
durchzusetzen und auch für die 
literarischen Tätigkeitsbereiche tarif-
politische Normen zu schaffen, bis hin 
zur Zusicherung gewerkschaftlicher 
Solidarität.

Sicherlich wird es erhebliche Schwie-
rigkeiten bei der betrieblichen Lohn- 
eingrupp:.erung geben. Der Kampf um 
den Lohn muß aber auch dort geführt 
werden, wo er nicht zuletzt hingehört, 
nämlich in den Betrieben. Aber gerade 
diese Auseinandersetzung um den 
Lohn sollte ein Ansatzpunkt für eine 
stärkere betriebsbezogene Gewerk-
schaftsarbeit sein. Dieser Aufgabe wnl 
sich die IG Druck und Papier stellen.

Manfred Balder

Tarifpolitisch muß vorrangig sein, was 
zur Erhöhung und Absicherung der 
Löhne beiträgt. Mit einem einheitli-
chen Tariflohn für alle Facharbeiter 
wird nicht die Unsicherheit der Löhne 
abgebaut, sondern mit großer Wahr-
scheinlichkeit der übertarifliche Spiel-
raum der Unternehmer vergrößert. Die 
künftige Lohntarifpolitik der IG Druck 
und Papier ist darauf gerichtet, die 
Spanne zwischen tariflichem Niedrigst- 
und Höchstlohn und zwischen Tarif- 
und Effektivlohn zu verringern.

Solidarität in der Tarifpolilik muß eine 
reale Basis haben. Die realistische 
Form von solidarischer Lohnpolitik 
dürfte gegenwärtig darin bestehen, 
daß diejenigen, die mehr haben, mehr 
bekommen.

Der Gewerkschaftstag hat sich mit 
Mehrheit dafür entschieden, daß ge-
genwärtig eine begrenzte Differenzie-
rung der tariflichen Löhne ein geeigne-
tes Mittel sein kann, um die Unsicher-
heit der Effektivlöhne abzubaucn. Im 
Beschluß zur Tarifpolitik wurde gleich-
zeitig festgelegt, daß parallel dazu 
eine aktive Lohnpolitik und die wei-
tere Absicherung der Effektivlöhne an-
gestrebt werden muß. Diese drei Mög-
lichkeiten widersprechen sich nicht, 
sondern stellen eine geschlossene Kon-
zeption zur Effektivlohnsicherung dar.

Diese Lohntarifstruktur weist mit 23 
verschiedenen Lohnpositionen eine 
sehr weitgehende Differenzierung der 
Entlohnung auf. Die Spanne zwischen 
tariflichen Niedrigst- und Höchstlöh-
nen beträgt 55 Prozent. Für die Fach-
arbeiter gibt es drei Lohngruppen, die 
sich aber nur auf bestimmte Berufs-
gruppen beziehen.

In bisherigen Lohntarifverträgen wu:de 
bei der Einstufung meistens nach der 
überwiegenden Tätigkeit verfahren. 
Der Entwurf für die Druckindustrie 
sieht deshalb vor, daß bei Tätigkeiten, 
die quer durch mehrere Lohngruppen 
gehen, für die jeweilige Einstufung 
immer nur die am höchsten qualifi-
zierte Tätigkeit maßgeblich ist.

Diese neue Lohntarifstruktur ist ein 
erheblicher Fortschritt im Hinblick auf 
eine größere Gleichförmigkeit der ta-
riflichen Lohnstruktur. Indem für den 
überwiegenden Teil der Facharbeiter 
die Möglichkeit geschaffen wird, in 
eine höhere Lohngruppe zu gelangen, 
werden zumindest Teile des übertarif-
lichen Lohnes durch einen solchen 
Lohntarifvertrag abgesichert.

Die Auseinandersetzungen um den 
neuen Lohntarifvertrag haben sich auf 
dem Gewerkschaftstag im wesentlichen 
auf zwei Punkte konzentriert:

Schon auf dem vorangegangenen 
9. ordentlichen Gewerkschaftstag der 
IG Druck und Papier, Ende Oktober 
in Nürnberg (vgl. NACHRICHTEN 
11/71, Seite 8), spielte die beabsich-
tigte Aufnahme des VS in die 
IG Druck und Papier eine beachtliche 
Rolle. Der Vorsitzende des VS, Dieter 
Latünann, hat in einer Rede zum 
Ausdruck gebracht, daß sich die

Die Schriftsteller brauchen diese 
Solidarität; denn nur so sind sie in 
der Lage, ihre berechtigten For- 
rungen gegen das kapitalistische 
System und die großkapitalistischen 
Verlage zu verwirklichen.

Der rund 3 000 Mitglieder zählende 
„Verband Deutscher Schriftsteller“ 
(VS) erwägt sich der IG Druck und 
Papier anzuschließen. Bei der 3. Bun-
desdelegiertenkonferenz des VS, am 
4. November 1971, in Westberlin, 
stimmten von den 32 Delegierten 26 
für den Anschluß an die IG Druck und 
Papier, nur einer war dagegen und fünf 
enthielten sich der Stimme. Eine 
endgültige Entscheidung soll auf dem 
2. Schriftstellerkongreß im Novem-
ber 1972 in Hamburg gefällt werden. 
Auch die Grafik-Designer und die 
bildenden Künstler wollen einer 
DGB-Gewerkschaft beitreten.



BetrVG im Bundesrat blockiert
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Standes rechtfertigen, darüber wird 
Diskussionen geben.

Neues Betriebsverfassungsgesetz verbessert nicht 
die Position der Gewerkschaften im Betrieb

dem Unternehmer schriftlich mitteilen, 
und der Gekündigte kann diese schrift-
lichen Bedenken des Betriebsrates vor 
dem Arbeitsgericht geltend machen. 
Eine wesentliche Verbesserung ergibt 
sich bei der Regelung der betrieblichen 
Jugendvertretungen, wenngleich auch 
die weitreichenden Forderungen der 
Gewerkschaftsjugend nicht verwirk-
licht wurden.

Fragen, wenn es sich um die Inter-
essen der Arbeiter und Angestellten 
handelt.
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Wenn mit dem BetrVG das gleiche 
geschieht, wie mit dem Mietergesetz, 
dann wird es schwierig sein, die näch-
sten Betriebsratswahlen nach diesem 
neuen Gesetz durchzuführen. Umso-
mehr müssen die Gewerkschaften auch 
jetzt noch, nach Verabschiedung des 
Gesetzes durch den Bundestag, mit ge-
werkschaftlichen Aktionen zumindest 
dafür sorgen, daß dieses schlechte Ge-
setz nicht noch schlechter wird.
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Verbesserungen zeigen sich in Fragen 
der personellen und sozialen Mitbe-
stimmung der Betriebsräte, die an 
einigen Stellen erweitert wurden. Hier 
ergeben sich gewisse Möglichkeiten, 
die sozialen und personellen Belange 
der Belegschaftsmitglieder entschie-
dener zu vertreten. Ein Vorteil ist 
auch, daß nach dem neuen Gesetz 
jedes Betriebsralsmilglied Anspruch 
auf bezahlte Freistellung für die Dauer 
von drei Wochen für Schulungs- und 
Bildungsveranstaltungen hat.

Geblieben sind auch die „Maulkorb-
paragraphen". Wie gehabt, stehen 
auch in dem neuen Gesetz Betriebs-
räte sowie Mitglieder der Wirtschafts-
ausschüsse unter Geheimhaltungs-
pflicht, d. h., sie dürfen in Fällen, die 
der Unternehmer für geheimhaltungs-
pflichtig betrachtet, die Belegschafts-
mitglieder nicht informieren. Wie eh 
und je wird in dem geänderten BetrVG 
das Prinzip von „teile und herrsche" 
im Interesse der Unternehmer beibe-
halten. Das zeigt sich besonders in 
bezug auf die leitenden Angestellten. 
Hier hat der Gesetzgeber, entgegen 
den gewerkschaftlichen Forderungen, 
die weitere Heraushaltung eines schon 
bisher relativ weitgezogenen Kreises 
sogenannter leitender Angestellter 
aus dem Geltungsbereich des BetrVG 
bestätigt.

„Der Deutsche Gewerkschaftsbund wertet das vom Bundestag verabschiedete 
neue Betriebsverfassungsgesetz als einen erheblichen Schritt auf dem Wege zu 
einer umfassenden Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Wirtschafts- und Ar-
beitsleben ... Die neue Betriebsverfassung stellt trotz einiger Mängel einen 
wesentlichen Fortschritt dar." Mit diesen Sätzen begrüßt der Bundesvorstand des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes das neue Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG), 
das der Bundestag mit den Stimmen der Koalitionsparteien sowie den 21 Stim-
men des Katzer-Flügels der CDU im Bundestag angenommen hat und von der 
CDU/CSU-Mehrheil im Bundesrat blockiert wurde. Ob die sehr sparsamen Ver-
besserungen in diesem neuen Gesetz den Enthusiasmus des DGB-Bundesvor- 

es in den Gewerkschaften noch viele

Diesen bescheidenen Zugeständnissen 
an die Gewerkschaftsforderungen 
steht die Tendenz, die auch in dem 
alten Gesetz vorherrschte, gegenüber, 
den Betriebsräten die wirtschaftlichen 
Mitbestimmungsrechte zu verwehren 
und die Gewerkschaften von Betriebs-
rat und Belegschaftsmitgliedern im Be-
trieb zu trennen. Das letztere findet 
einen deutlichen Ausdruck in der 
neuen Regelung bezüglich des Zutritts 
von Gewerkschaftsvertretern zum Be-
trieb. Während sie früher ohne Behin-
derung den Betrieb aufsuchen konnten, 
müssen sie jetzt den Unternehmer 
von ihrem Besuch „unterrichten", der 
ihnen Zutritt gewährt, „soweit dem 
nicht unumgängliche Notwendigkeiten 
des Belriebsablaufes, zwingende Si-
cherheitsvorschriften oder der Schutz 
von Betriebsgeheimnissen entgegen-
stehen."

Wie bisher, wurde den Betriebsräten 
wieder zur Auflage gemacht, trotz der 
offensichtlichen Interessengegensätze 
zwischen dem Betriebsrat als Vertre-
ter der Arbeiter und Angestellten und 
dem Unternehmer „vertrauensvoll" 
mit dem Unternehmer zusammenzu-
arbeiten und „Friedenspflichl“ zum 
Wohl des Betriebes zu wahren. Un-
ter den Tisch gefallen ist auch die 
gewerkschaftliche Forderung nach er-
satzloser Streichung des Verbots par-
teipolitischer Betätigung im Betrieb, 
die im Regicrungsentwurf enthalten 
war. Jetzt ist zwar die „parteipoli-
tische Betätigung verboten, aber poli-
tische Betätigung im Betrieb gestattet. 
Es kann das für den Unternehmer nur 
eine Handhabe sein, jede politische 
Betätigung zu unterbinden, denn es 
gibt im Betrieb nur parteipolitische

Mit der Verabschiedung des neuen 
BetrVG sind die entscheidenden For-
derungen der Arbeiter und ihrer Ge-
werkschaften nach Ausweitung der 
Mitbestimmung nicht erfüllt worden. 
Es hat sich erneut gezeigt, daß die 
Arbeiterklasse und die Gewerkschaf-
ten in der Bundesrepublik keine Mit-
bestimmungsrechte, weder vom Bun-
destag noch von den herrschenden 
Kreisen in der Wirtschaft, zu erwarten 
haben. Demokratische Rechte für die 
Arbeiter und Angestellten können nur 
in entschiedenem Kampf gegen das 
Monopolkapital und gegen die poli-
tische und wirtschaftliche Macht der 
Unternehmer errungen werden. H. S.

Was das neue BetrVG an fortschritt-
lichen Regelungen bietet, ist sehr 
schnell aufgezählt: Erstmalig wird im 
BetrVG von den Rechten des ein-
zelnen „Arbeitnehmers" gesprochen. 
Es handelt sich dabei um Informations-
und Anhörungsrechte in Angelegen-
heiten, die die eigene Person und den 
Arbeitsplatz betreffen. In den vor-
ausgegangenen Auseinandersetzungen 
um die Novellierung des BetrVG ha-
ben diese Fragen unter dem Stichwort 
„Mitbestimmung am Arbeitsplatz" be-
reits eine große Rolle gespielt.

zu hören und 
un-

Unternehmer und Gewerkschaften 
verbinden mit dem Begriff „Mitbe-
stimmung am Arbeitsplatz" jedoch 
unterschiedliche, zum Teil sogar ge-
gensätzliche Auffassungen und Ziel-
setzungen. Für die Arbeiter und An- 

die Stärkung 
Gewerk-

schaften in den Betrieben. Für den 
Unternehmer aber verbindet sich mit 
dem Begriff „Mitbestimmung am Ar-
beitsplatz" eine Aufsplitterung der 
Arbeiter und eine Schächung der Inter-
essenvertretung durch Betriebsräte und 
Gewerkschaften.

gestellten geht es um 
der Betriebsräte und der

Ferner ist in diesem Zusammenhang 
die neue Bestimmung zu erwähnen, 
die die Mitbestimmung der Betriebs- 

bei Kündigungen regelt. Hier 
wird festgestellt, daß der Betriebsrat 
vor jeder Kündigung 
eine Kündigung ohne Anhörung 
wirksam ist. Flat der Betriebsrat, so 
heißt es weiter im Gesetz, gegen eine 
ordentliche Kündigung Bedenken, so 
muß er diese unter Angabe der Gründe 
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Inzwischen hat die CDU/CSU, der als 
Untemehmerpartei das BetrVG nicht 
reaktionär genug war, ihre Mehrheit 
im Bundesrat benutzt, um die end-
gültige Inkraftsetzung des Gesetzes 
zu blockieren. Sie hat im Bundesrat 
eine weitere Verschlechterung des 
Gesetzes gefordert, und zwar verlangt 
sie die Wahl von Arbeitsgruppen-
sprechern als eine von den Unterneh-
mern beeinflußte und gelenkte Ein-
richtung neben dem gewählten Be-
triebsrat und den gewerkschaftlichen 
Vertrauensleuten, um eine geschlos-
sene Front der Arbeiter und Ange-
stellten in den Betrieben zu verhin-
dern. Ferner verlangt sie die Einrich-
tung eines Sprecherausschusses für 
die sogenannten leitenden Angestell-
ten, gleichfalls als Mittel zur Spaltung 
der Belegschaft.



Parteitag der DKP

Im Zeichen zunehmenden Selbstbewußtseins, wachsender Mitgliederslärke und 
politischer Erfolge wurde vom 25. bis 28. November 1971 der Düsseldorfer — 
zweite — Parteitag der Deutschen Kommunistischen Partei durchgeführt. Ver-
lauf und Beschlüsse des Parteitages unterstreichen die Verbundenheit der 
Kommunisten in der Bundesrepublik mit den politischen, sozialen und gesell-
schaftlichen Interessen der Klasse, zu der sie selbst gehören und die sie in 
ihren Handlungen vertreten: die Arbeiterklasse, über 13 000 Neuaufnahmen in 
zwei Jahren seit dem Essener Parteitag, der Einzug von DKP-Abgeordneten in 
23 Stadt- und Gemeindeparlamente und die Anwesenheit von 21 Delegationen 
kommunistischer Bruderparteien sind einige Faktoren, die das nationale und 
internationale Profil der DKP beleuchten. Der Parteitag verabschiedete, neben 
einer Anzahl von Beschlüssen zu verschiedenen Fragen, 44 programmatische 
Thesen zur Politik der DKP und ein „Manifest an die arbeitende Bevölkerung".

Besonders herzlich, wie die Delegation 
der SED, wurde auch die Abordnung 
der Kommunistischen Partei der So-
wjetunion unter der Leitung von Ar- 
vied J. Pelsche, Mitglied des Polit-
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Orientierung auf Einheit der Arbeiterklasse 
Seit dem Essener Parteitag 13 000 neue Mitglieder

Der DKP-Vorsilzende betonte, daß sich 
die Kommunisten durch den engstirni-
gen Antikommunismus und die Spal- 
lungsbemühungen rechter SPD-Führer 
von dieser Zielstellung nicht abbringen 
lassen würden. Eindrucksvoll war in 
diesem Zusammenhang der Auftritt 
von Heinz Narz, der als Sozialdemo-
krat und Angehöriger einer Gruppe 
sozialdemokratischer Beobachter den 
Parteitag mit den Worten begrüßte: 
„Ich bin der Auffassung, daß gerade 
in der gegenwärtigen Lohnrunde das 
gemeinsame und solidarische Handeln 
von Sozialdemokraten und Kommuni-
sten das Gebot der Stunde ist. Im 
Kampf gegen die Monopole — unse-
ren gemeinsamen Feind — verbinden 
uns in erster Linie die gemeinsamen 
Interessen."

Ihre Haltung zur SPD-geführlen Bun-
desregierung bestimme die DKP nach 
wie vor ausschließlich von der Frage, 
ob die Regierung dem Volke dienliche 
Schritte tue oder nicht. So präzisierte 
der DKP-Vorsitzende Bachmann die 
Position seiner Partei. Alle positiven 
Maßnahmen der Regierung, wie die 
Einleitung einer realistischeren Außen-
politik würden befürwortet und unter-
stützt. Allen reaktionären und natio-
nalistischen Angriffen trete die DKP 
entschieden entgegen.

In allen Begrüßungsreden sowohl der 
Repräsentanten der kommunistischen 
Parteien sozialistischer als auch kapi-
talistischer Länder, darunter Frank-
reichs, Italiens, Großbritanniens und 
der USA, war die Wertschätzung für 
die DKP nicht zu überhören. In den 
drei Jahren ihrer Existenz hat sie sich 
auch in der kommunistischen und Ar-
beiterbewegung in Ost und West Ver-
trauen und Ansehen erworben. Meh-
rere Delegationsleiter aus westeuro-
päischen Ländern machten konkrete 
Vorschläge für eine enge Zusammen-
arbeit mit der DKP, um insbesondere 
in den Unternehmen multinationaler 
Monopole die Interessen der Arbeiter 
und Angestellten wirkungsvoller ver-
treten zu können.

Ein zentrales Thema des Parteitages 
bildete das Bemühen der DKP um Zu-
sammenarbeit mit Sozialdemokraten 
und Gewerkschaftern zur besseren 
Durchsetzung der sozialen und politi-
schen Forderungen der Arbeiterklasse 
und zur Zurückdrängung des Einflus-
ses der Monopole sowie ihrer politi-
schen rechtsorientierten Kräfte inner-

„Das ist ein Ergebnis des veränderten 
Kräfteverhältnisses", sagte Pelsche, 
„der friedliebenden Außenpolitik der 
Sowjetunion und der gesamten so-
zialistischen Gemeinschaft, ein Ergeb-
nis des beharrlichen Kampfes der 
kommunistischen Parteien, aller fort-
schrittlichen Kräfte in den nichtsozia-
listischen Ländern. Schließlich ist dies 
auch ein Ergebnis dessen, daß heute 
in verschiedenen Ländern des We-
stens ein bestimmter Teil der herr-
schenden Kreise an die Lösung der 
europäischen Fragen immer realisti-
scher herangeht."

Bachmann erneuerte die Bereitschaft 
der Zusammenarbeit von Kommuni-
sten und Sozialdemokraten im Kampf 
gegen das Großkapital, für wirksame 
Mitbestimmung, für Sicherung der Ar-
beitsplätze, gegen das Preis- und 
Lohndiktat der Monopole, gegen die 
ultrarechten Kräfte der CDU/CSU, 
für die Ratifizierung und Verwirk-
lichung der Verträge von Moskau und 
Warsdiau, für eine europäische Sicher-
heitskonferenz, für die Aufnahme der 
BRD und der DDR in die UNO sowie 
für den Abbau der Rüstungsausga-
ben, damit Mittel frei werden für die 
Verwirklichung sozialer Reformen.

Heinz Narz wurde inzwischen aus der 
SPD ausgeschlossen und der Partei-
vorstand der SPD wiederholte seinen 
bekannten ablehnenden Standpunkt 
hinsichtlich der Zusammenarbeit von 
Sozialdemokraten und Kommunisten. 
Daß dieser Standpunkt nicht der Ar-
beiterklasse, sondern deren Gegnern 
dient, ist offenkundig und wird von 
immer mehr sozialdemokratischen Ar-
beitern und Gewerkschaftern erkannt. 
In den Betrieben wird diese Gemein-
samkeit in zunehmendem Maße prak-
tiziert. Diesen notwendigen Prozeß 
dürfte vor allem auch der Düsseldor-
fer Parteitag der DKP weiter gefördert 
haben, wie er überhaupt sichtbar 
machte, wie sehr die Bundesrepublik 
einer so vorwärtsdrängenden gesell-
schaftlichen Kraft, wie die Kommuni-
sten sie darstellen, bedarf.

Gerd Siebert

12/71

büros des Zentralkomitees, begrüßt. 
Der prominente sowjetische Politiker 
erläuterte u. a. die Vorschläge der 
UdSSR, die auf die Gewährleistung 
der europäischen Sicherheit und die 
Truppen- und Rüstungsbeschränkun-
gen zielen. Jetzt seien Bedingungen 
entstanden, unter denen man an die 
Realisierung herangehen könne.

Der Delegationsleiter der Sozialisti-
schen Einheitspartei Deutschlands, 
Prof. Albert Norden, Mitglied des Po-
litbüros und Sekretär des Zentral-
komitees, überbrachte den Delegierten 
des Parteitages die Grüße der SED.

halb und außerhalb von CDU und 
CSU. Die DKP sei daran interessiert, 
daß eine Rückkehr der CDU/CSU in 
die Regierung verhindert wird.

Auf dem Parteitag wurden vom wie-
dergewählten Vorsitzenden der DKP, 
Kurt Bachmann, und von prominenten 
Gästen bemerkenswerte Aussagen ge-
macht. Bachmann unterstrich die Ziel-
setzung der DKP, in der Bundesrepu-
blik eine sozialistische Gesellschafts-
ordnung zu errichten. Er machte den 
Entwicklungsprozeß dahin sichtbar: 
„Wir unterscheiden uns dadurch, daß 
wir nicht nur diese oder jene Reform 
im Rahmen des bestehenden groß-
kapitalistischen Systems durchsetzen, 
nicht nur diesen oder jenen Mißstand 
der kapitalistischen Profitwirtschaft 
korrigieren wollen, sondern eine tief-
greifende demokratische Erneuerung 
von Staat und Gesellschaft anstreben, 
die die Überwindung der Herrschaft 
des Monopolkapitals, die Schaffung 
einer antimonopolistischen Demokratie 
zum Ziel hat. Dadurch wird der Weg 
zu einer neuen, sozialistischen Ge-
sellschaftsordnung in der Bundesrepu-
blik geöffnet."

Norden veranschaulichte am Beispiel 
der DDR die Überlegenheit der sozia-
listischen Gesellschaft gegenüber dem 
Kapitalismus. Sarkastisch bemerkte er: 
„Auch in kapitalistischen Ländern 

sind Arbeiter zu Ministern aufgestie-
gen; aber wie viele von ihnen haben 
im Denken und Handeln ihre Klasse 
verlassen und dienen der Aufrechter-
haltung der kapitalistischen Ausbeu-
terordnung! Bei uns wird der Arbei-
ter Minister oder Generaldirektor, und 
als Minister oder Generaldirektor 
bleibt er Arbeiter und Sozialist, und 
in seiner Tätigkeit steht er dem ar-
beitenden Volk Rede und Antwort."
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Zahlreiche Delegierte konnten an dem 
Parteitag nicht von Anfang an teilneh-
men, weil sie von ihren Kollegen in 
die Streikleitung gewählt wurden und 
dort im Kampf gemeinsam mit den 
sozialdemokratischen Gewerkschaftern 
die Aktionseinheit für die berechtigten 
Lohnforderungen praktizierten.

An der Seite der Streikenden und Ausgesperrten 
Starke DKP im Interesse der Gewerkschaften

B Mietstopp und verstärkter Mieter-
schutz sowie Förderung des sozialen 
Wohnungsbaus;

E Aktive Lohnpolitik zur Steigerung 
der Massenkaufkraft;

Auf dem Düsseldorfer Parteitag der Deutschen Kommunistischen Partei nahm 
das Verhältnis der DKP zu den Gewerkschaften einen breiten Raum ein. Dieses 
erschöpfte sich nicht nur in verbalen Erklärungen, sondern dokumentierte sich 
insbesondere in der Solidarität mit den streikenden und ausgesperrten Arbei-
tern und Angestellten der Metallindustrie. Von den anwesenden 567 Delegierten 
und 214 Gastdelegierten waren 680 Mitglieder der Gewerkschaften, von de-
nen 397 Delegierte gewerkschaftliche und 101 Delegierte betriebliche Funktionen 
ausübten. Allein schon diese Zahlen unterstreichen den Charakter der DKP als 
Partei der Arbeiterklasse, die es ihren Mitgliedern zur Pflicht macht, sich aktiv 
in den Gewerkschaften als konsequente Interessenvertreter der Arbeiter und 
Angestellten zu bewähren.

»

Der Parteitag hat die Gewißheit er-
bracht, daß die DKP ihre Arbeit in den 
Betrieben weiter verstärken wird. Be-
reits heute verfügt sie über 408 Be-
triebsgruppen, von denen 326 Betriebs-
zeitungen für rund 400 zumeist Groß-
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□ konsequenter Kampf der Beleg-
schaften gegen Entlassungen, Kurz-
arbeit und Stillegungen;

Der wiedergewählte Vorsitzende der 
DKP, Kurt Bachmann, sagte in dem 
Rechenschaftsbericht des Parteivor-
standes, daß die weitere Entwicklung 
in der Bundesrepublik in starkem 
Maße von der Haltung und Aktivität 
der Gewerkschaften abhängen werde. 
Er nannte es eines der wichtigsten 
Ergebnisse der bisherigen Arbeit der 
DKP, daß sie im Verhältnis zu den 
Gewerkschaften eine auf die Stärkung 
der Einheit der Gewerkschaften ge-
richtete konstruktive, wenn auch nicht 
unkritische Haltung bewiesen habe.

Der Delegierte Helmut Bublitz, stell-
vertretender Bezirksvorsitzender der 
DKP Ruhr-Westfalen und Betriebsrats-
vorsitzender, sagte zu der Rolle der 
Kommunisten in den Gewerkschaften: 
„Wir sind keine organisierte Opposi-
tion in den Gewerkschaften und keine 
Mitglieder zweiter Klasse ... Uns geht 
es um die Interessen der Arbeiter-
klasse, um die Stärkung der Gewerk-
schaften als Klassenorganisation." Er 
hob hervor, daß die DKP die Gewerk-
schaften als unabhängige Organisa-
tionen der Arbeiterklasse betrachtet, 
die nur den Interessen der Arbeiter 
und Angestellten verpflichtet seien.

□ das Recht auf Mitbestimmung für 
die Arbeiter und Angestellten ist ein 
dringendes Erfordernis für die Ver-
besserung ihrer sozialen Lage.

B Preisstopp bei demokratischer Kon-
trolle;

„Die kommunistischen Arbeiter und 
Angestellten sind Teil der Gewerk-
schaften. Sie kämpfen aktiv für die 
12/71

den Klasseninteressen dienenden Be-
schlüsse dieser Arbeiterorganisationen 
und ihre Durchsetzung, für die Ent-
wicklung der Gewerkschaften als 
Klassenorganisation der Arbeiter-
klasse. Sie sind dabei stets um das 
Zusammenwirken von kommunisti-
schen, sozialdemokratischen, christli-
chen und parteilosen Arbeitervertre-
tern bemüht."

E Lohnsteuer und Mehrwertsteuer 
senken, den Arbeitnehmerfreibetrag 
verdreifachen, dafür die Einkommens-, 
Vermögens- und Erbschaftssteuer so-
wie für die Großkonzerne die Körper-
schaftssteuer für Kapitalgewinne auf 
80 Prozent erhöhen;

Unmittelbar nach der Eröffnung des 
Parteitages galt das erste Wort den 
streikenden Arbeitern und Angestell-
ten der Metallindustrie in Baden- 
Württemberg. In einer einstimmig an-
genommenen Solidaritätserklärung 
grüßte der Parteitag die kämpfenden 
Metallarbeiter und versprach, alle An-
strengungen zu unternehmen, „damit 
durch einheitliches und geschlossenes 
Handeln der volle Erfolg ihres ge-
werkschaftlichen Kampfes gesichert 
wird”. Daß die Solidarität sich nicht 
nur in Worten zeigte, unterstrich 
eine Geldsammlung für die streiken-
den Metallarbeiter: Delegierte, Gäste 
und Pressevertreter spendeten 4907,76 
Mark.

„Wenn die Herren des Großkapitals 
sich als unfähig erklären“, sagte Bach-
mann, „diese Forderungen zu erfüllen, 
weil der Profit für sie Maßstab aller 
Dinge ist, dann zeigt sich daran die 
Notwendigkeit, diesen Herren die Ver-
fügungsgewalt über die wirtschaftliche 
Macht, über das Schicksal von Zehn-
tausenden, über die Wirtschaftsent-
wicklung unseres ganzen Landes zu 
entziehen."

Die auf dem Parteitag sichtbar ge-
wordene Solidarität im Lohnkampf, 
das aktive Eintreten von Kommuni-
sten zur Sicherung der Arbeitsplätze 
und für viele andere gewerkschaft-
liche Forderungen bestätigte die Rich-
tigkeit der einmütig angenommenen 
44 Thesen der DKP. In der These 30, 
die sich mit den Gewerkschaften be-
schäftigt, heißt es:

Der auf dem Parteitag in das Präsi-
dium des DKP-Parteivorstandes ge-
wählte Gewerkschaftsfunktionär und 
Betriebsratsvorsitzende Heinz Lang 
verließ zeitweilig den Parteitag, um 
zu den ausgesperrten Arbeitern des 
Düsseldorfer Zweigbetriebes des 
Daimler-Bcnz-Konzerns zu sprechen. 
In einem Diskussionsbeitrag auf dem 
Parteitag setzte sich Lang mit den ver-
logenen Unternehmerargumenten aus-
einander und bezeichnete die Aus-
sperrung als einen brutalen Willkür-
akt des Kapitals.

B Abbau der unproduktiven Rü-
stungsausgaben und Verwendung der 
freiwerdenden Mittel für soziale, kom-
munale und bildungspolitische Auf-
gaben;

Daß in den Betrieben sowie den ört-
lichen Gewerkschaftsverständen ein 
solcher Meinungsaustausch und ge-
meinsames Handeln mit den Kommu-
nisten bereits praktiziert wird, ist in 
der Diskussion auf dem Parteitag 
sichtbar geworden. Beispielsweise be-
richtete der Delegierte Peter Epkens, 
Betriebsrat bei Ford, Köln, daß die 
DKP-Betriebsgruppe ein 20-Punkte- 
Forderungsprogramm mit sozialdemo-
kratischen Gewerkschaftern für die 
Betriebsratswahlen abgesprochen habe 
und sie gemeinsam für die Einheits-
liste der Gewerkschaften eintreten 
werden.

Bei vielen Forderungen gibt es zwi-
schen der DKP und den Gewerkschaf-
ten Übereinstimmung. Das zeigte sich 
besonders in den folgenden Vorschlä-
gen, die Kurt Bachmann zur Sicherung 
und Verbesserung des Lebensstan-
dards, für wirtschaftliche Stabilität 
und Sicherheit unterbreitete:

Bachmann begrüßte, daß in letzter 
Zeit von führenden Vertretern der 
Gewerkschaften ein sachlicher Kurs 
gegenüber der DKP vertreten wurde. 
Es sei jetzt an der Zeit und im Inter-
essen der Arbeiter und Gewerkschaf-
ten, daß der DGB und die Vorstände 
der Einzelgewerkschaften nicht nur 
mit der SPD oder der gewiß nicht ge-
werkschaftsfreundlichen CDU Gesprä-
che führen, sondern auch einen Mei-
nungsaustausch mit der DKP aufneh-
men.
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Weiterhin Systemtreue...

iiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiniiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiN

ge-

Auseinandersetzungen auf dem SPD-Sonderparteitag 
Schiller verliert in der Partei an Boden

betriebe mit einer monatlichen Ge-
samtauflage von rund 500 000 Exem-
plaren herausgegeben werden.

Der stellvertretende Parteivorsitzende 
Herbert Mies sagte in seinem Referat, 
wenn die DKP die Masse der Arbeiter-
schaft für grundlegende gesellschaft-
liche Veränderungen gewinnen wolle, 
müsse sie ihr die Einsicht vermitteln, 
daß die Arbeiter und Angestellten 
keine „bloßen Rädchen" seien. Wört-
lich fuhr er fort: „Mit der Kraft der 
Arbeiter, durch die Solidarität, durch 
ihr gemeinsames Handeln kann viel 
erreicht werden."

teresse der Gewerkschaften", heißt es 
zu dieser Problematik in der These 30.

Wer sich vor Beginn des SPD-Sonderparteitages vom 18. bis 20. November in 
Bonn die Mühe gemacht hat, die über 1300 Anträge aus den unteren Partei-
organisationen zur Steuer- und Medienpolitik, zur Reform der Parteiorgani-
sation und zu anderen Fragen durchzublättern, wußte, daß es zu lebhaften 
Auseinandersetzungen auf diesem Parteitag kommen würde. Tn Erwartung von 
Beschlüssen, die das Großkapital stärker zur Kasse bitten könnten, verkündeten 
führende SPD-Politiker vorsorglich, daß sie sich an Parteitagsbeschlüsse nicht 
gebunden fühlen.

Gegen den Willen Karl Schillers und 
der anderen führenden SPD-Politiker 
sprach sich eine Parteitagsmehrheit 
auch für eine Begrenzung des Split-
tingsvorteils bei der Einkommenssteuer 
für Großverdiener aus. Gegen Schil-
lers Einspruch wurde mit Mehrheit 
beschlossen, das Steueraufkommen 
stärker und früher zugunsten der Ge-
meinden und Länder umzuverteilen.

Wenn sich sozialdemokratische Regie-
rungsmitglieder und Parlamentarier 
den Beschlüssen ihres höchsten Partei-
gremiums nicht verpflichtet fühlen, 
wem dann sonst? Schillers ehemaliger 
Staatssekretär Rosenthal selbst lüftete 
ein wenig den Schleier, als er in seiner 
Rücktrittserklärung vorrechnete, daß 
unter einem 
Finanzminister

Auch Delegierte auf dem SPD-Partei-
tag konnten rechnen, und sie kamen 
zu demselben Ergebnis: „Wer näm-
lich das A und O aller wirtschafts- 
und finanzpolitischen Weisheit darin 
sieht, den Unternehmern um den Bart 
zu gehen, ihre privaten Investitions-
neigungen und Gewinnerwartungen 
ins Zentrum aller wirtschaftspoliti-
schen Erwägungen und Maßnahmen 
zu stellen, der blockiert im Grunde 
genommen damit auch den Weg für 
alle ernsthaften Reformen." (Fritz 
Opel).

Für eine progressiv orientierte Ge-
werkschaftspolitik ist es offensichtlich 
ein großer Gewinn, wenn eine starke 
kommunistische Partei vorhanden ist, 
wenn Kommunisten und Sozialdemo-
kraten für die Tagesaufgaben als auch 
für die gesellschaftsverändernden 
Fernziele in den Einheitsgewerkschaf-
ten Zusammenarbeiten und jedwede 
Angriffe auf die Unabhängigkeit der 
Gewerkschaften sowie alle Versuche, 
die Gewerkschaften zu Ordnungsfak-
toren des Systems umzuwandeln, ge-
meinsam zurückweisen.

Werner Petschick

Spätestens bei der Abstimmung über 
den Spitzensteuersatz bei Einkommen 
merkte die Parteispitze, daß sie sich 
der Mehrheit der Delegierten nicht 
automatisch sicher sein konnte. Als es 
deshalb zur Diskussion über den 
Spitzensatz bei der Körperschafts-
steuer kam, darüber, ob er auf 56 
oder 58 Prozent erhöht werden sollte, 
griffen Schiller, Wehner und Brandt 
massiv in die Diskussion ein. Den 
Delegierten sollte das Gruseln 
lehrt werden:

Ein Teil der Delegierten empfand das 
als Brüskierung. Mit einer solchen 
Einstellung, erklärte der Delegierte 
und IG-Metall-Funktionär Fritz Opel 
gleich zu Anfang der Diskussion, 
würde der „demokratische Prozeß der 
parteilichen Willensbildung im Grunde 
genommen zur Farce", zu einer reinen 
„Akklamationsprozedur", zu einem 
„Showgeschäft für die Öffentlichkeit" 
gemacht.

Enttäuschung über die Ergebnisse der 
Regierungspolitik auf sozialem und 
wirtschaftlichem Gebiet war der eine 
Grund für sarke oppositionelle Ten-
denzen auf dem SPD-Sonderpartei-
tag, die Verschärfung der sozia-
len und politischen Widersprüche in 
unserem Lande der andere Grund. 
Wenn sich diesmal wieder stärker 
Delegierte aus den Gewerkschaften zu 
Wort meldeten, dann auch deshalb, 
weil in Betrieben und in der Gesell-
schaft ein rauherer Wind weht und 
die Großunternehmer den Druck auf 
die Arbeiterklasse verstärken. Wenn 
Kommunalpolitiker teilweise mit Jung-
sozialisten in eine Kerbe schlugen, 
dann widerspiegelte sich darin auch 
die wachsende Notlage der Städte und 
Gemeinden.

Je stärker sich die DKP als Partei der 
Arbeiterklasse profiliert und entwik- 
kelt, um so mehr kann sie auch den 
Gewerkschaften helfen, ihre Forde-
rungen zu verwirklichen, um so mehr 
wird es möglich sein, das Kräftever-
hältnis zugunsten der Arbeiterklasse 
in der Bundesrepublik zu verändern. 
„Darum liegt eine starke DKP im In- 
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sozialdemokratischen
„die Unternehmen

In einem Beschluß wurde der Partei-
vorstand beauftragt, die Zusammen-
arbeit von Betriebsgruppen auf Kon-
zernebene zu organisieren und eine 
internationale Zusammenarbeit anzu-
streben. Damit soll der Zusammenbal-
lung der Kapitalmacht in nationalen 
und multinationalen Konzernen die 
vereinigte Macht der Arbeiter ent-
gegengestellt werden. Auch an die 
Gewerkschaften wurde in der schon 
zitierten These 30 die Empfehlung ge-
richtet, der Strategie der Konzerne 
eine von den Arbeiterinteressen be-
stimmte einheitliche und koordinierte 
Gewerkschaftspolitik entgegenzuset-
zen.

während der laufenden Legislatur-
periode um insgesamt 8 Milliarden 
Mark entlastet werden, während in 
den letzten zwei Jahren die Ver-
brauchssteuern, deren Löwenanteil die 
Arbeitnehmer tragen, um zusammen 
6 Milliarden erhöht wurden".

So ist es zu erklären, daß sich die 
Delegierten gleich zu Beginn des Par-
teitages mit dem Lohnkampf der Me-
tallarbeiter und ihrer Gewerkschaft 
solidarisierten, obgleich Parteivorsit-
zender Willy Brandt indirekt gegen 
die kämpfenden Metallarbeiter mit 
den Worten Stellung bezog, „daß hohe 
Lohnsteigerungen gegenwärtig ge-
samtwirtschaftlich nicht zu verkraften 
sind". So ist es auch zu erklären, daß 
gegen die Empfehlung der Antrags-
kommission ein Antrag angenommen 
worden ist, den Spitzensteuersatz bei 
Einkommen nicht nur auf 58 Prozent, 
sondern auf 60 Prozent zu erhöhen. 
Oder daß die Forderung eine Mehrheit 
fand, den Steuersatz bei Großvermö-
gen für natürliche Personen nicht auf 
0,8 Prozent — wie die Antragskom-
mission vorschlug —, sondern auf 
1 Prozent festzusetzen.

„Laßt bei diesem Punkt 
Tassen im Schrank; wir 
sonst wettbewerbsmäßig unter den 
Schlitten. Die großen Gesellschaften 
auf dem Gemeinsamen Markt werden 
ihren Sitz in die Länder verlegen, in 
denen sie niedrigere Körperschafts-
steuersätze zu zahlen haben." (Schil-
ler). Arbeitsplätze seien in Gefahr, die 
(kapitalistische) Kuh müsse „in guter
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Rosenthal

Zwar hat sich auf diesem Parteitag in
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In der Rede Willy Brandts fehlte auch 
diesmal nicht der obligatorische An-
griff auf die DKP. Seine Erklärung: 
„Der prinzipielle Gegensatz zwischen 
Sozialdemokraten und Kommunisten

ergeben hätte, nicht eingehalten wur-
de. Vielmehr mußten die Arbeiter und 
Angestellten 3,3 Milliarden DM für 
den Konjunkturzuschlag aufbringen.

■ 

■

Sicher ist es verfehlt, aus dem Rück-
tritt des Porzellanunternehmers und 
Multimillionärs — mit einem sozialde-
mokratischen Parteibuch in der Tasche 
— den Schluß zu ziehen, Rosenthal 
habe sich zu einem Fürsprecher ge-
werkschaftlicher Forderungen gewan-
delt. Vielmehr sind es taktische Mei-
nungsverschiedenheiten darüber, wie 
das krisenanfällige System der Profit-
wirtschaft besser stabilisiert werden 
kann.

Man sollte auch nicht verschweigen, 
daß eine überwältigende Mehrheit der 
Delegierten der Erhöhung der Steuern 
auf Tabak, Spirituosen und Mineralöl 
zustimmte und die Erhöhung der Mehr-
wertsteuer nicht generell zurückwies. 
Also ein in vieler Beziehung höchst 
widerspruchsvoller Parteitag, der auf 
Beschluß seine Beratungen über die 
Reform der Parteiorganisation am 17. 
und 18. Dezember 1971 fortsetzt, da 
die Zeit zur Diskussion über dieses 
Problem nicht ausreichte. Kurt Schacht

Der Parlamentarische Staatssekretäi 
im Bundeswirtschafts- und Finanzmini-
sterium Philip Rosenthal (SPD) ist in 
Widerspruch zu seinem Parteifreund 
Schiller Mitte November zurückgetre-
ten. Hauptsächlich die unsoziale Steu-
erpolitik sowie die Blockierung der 
Vermögensbildungspläne durch den 
Superminister Schiller haben Rosenthal 
zu diesem spektakulären Schritt be-
wogen.

Aus diesen Fakten von Rosenthal soll-
ten die Gewerkschaften die Schluß-
folgerung ziehen, sich nicht auf irgend-
welche nebelhaften Vermögensbil-
dungspläne einzulassen, sondern einen 
Standpunkt zu vertreten, der das Ziel 
verfolgt, die Millionäre im Interesse 
der Millionen zur Kasse zu bitten und 
zugleich den Kampf für eine echte Mit-
bestimmung zu verstärken. —ick
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Während Schiller mehr oder weniger 
offen für weiter steigende Profite der 
Großkonzerne eintritt, strebt Rosen-
thal eine andere taktische Variante 
an. Er will das gleiche unter dem 
Deckmantel einer „Beteiligung der Ar-
beitnehmer am Produktionsvermögen“ 
erreichen. Rosenthal glaubt damit, wie 
er sich ausdrückt, besser das Konzept 
der Sozialpartnerschaft verwirklichen 
zu können und „sogenannte system-
sprengende Reformen" zu verhindern.

Rosenthal stellte fest: Den Unterneh-
mern werden durch das Auslaufen der 
Investitionssteuer 8 Milliarden DM ge-
schenkt, während die werktätige Be-
völkerung durch erhöhte Verbrauchs-
steuern mehr als 6 Milliarden DM zu-
sätzlich aufbringen muß. Er rügte auch, 
daß die versprochene Erhöhung des 
Arbeitnehmerfreibetrages, die eine 
Entlastung von rund 4 Milliarden DM

läßt sich nicht hinwegzaubern. Wir 
denken nicht daran, ihn abzuschwä-
chen. Das wird die DKP schon mer-
ken", schien aber mehr an die Adresse 
der progressiven Kreise in der SPD 
gerichtet gewesen zu sein. Der Ver-
lauf des SPD-Sonderparteitages be-
stätigte die Tatsache, daß es zwischen 
Sozialdemokraten und Kommunisten 
sowohl prinzipielle Gegensätze als 
auch konkrete Gemeinsamkeiten gibt. 
Gerade diese konkreten Gemeinsam-
keiten sind es, die der SPD-Führung 
zu schaffen machen.

Die Parteiführung setzte ihren Stand-
punkt durch. Die Debatte zeigte, daß 
die Mehrheit der Delegierten zwar 
für verstärkte sozialreformerische An-
strengungen eintrat, aber dann vor 
der Konsequenz ihrer Forderungen 
zurückschrecktc, wenn sie unmittelbar 
mit der Entscheidung konfrontiert 
wurde, die Profit- und Machtspiel-
regeln des kapitalistischen Systems 
zu durchbrechen.

Das gleiche wiederholte sich in der 
Diskussion über die Medienpolitik. 
Selbstbewußt lehnte cs eine Partei-
tagsmehrheit ab, den Entwurf der von 
Heinz Ruhnau geleiteten Medienkom-
mission zur Grundlage der Diskussion 
zu machen. Statt dessen votierte sie 
für den Antrag von Hessen-Süd als 
Beratungsgegenstand. In konkreten 
Fragen wie die Entflechtung von 
meinungsbeherrschenden Pressekon-
zernen und weitgehenden Mitbcstim- 
mungsrechten für Redaktionen und 
Vcrlagsbelegschaften bekamen jedoch 
viele Delegierte Angst vor der eigenen 
Courage.

viel stärkerem Maße als früher Oppo- i 
sition gegen den Führungskurs und 
vor allem gegen die Finanz- und Wirt-
schaftspolitik Schillers bemerkbar ge-
macht, aber die SPD-Führung hat in 
allen wesentlichen Fragen die Kon-
trolle behalten. Gemessen an den ele-
mentaren Interessen der Arbeiter-
schaft nach gesichertem Arbeitsplatz, 
demokratischer Mitbestimmung, so-
zialen Reformen, spürbarer steuer-
licher Entlastung hat dieser Parteitag 
verhältnismäßig wenig gebracht.

Verfassung gehalten" werden (Brandt). 
„Gesellschaftspolitisch progressiv ge-
meinte Beschlüsse können der gesell-
schaftspolitischen Rechten in die 
Hände arbeiten." (Wehner).

Sieht man von der Diskussion und 
Beschlußfassung zum Paragraphen 218 
ab, so wurde eine ganze Reihe von An-
trägen, in denen konkrete Abrü-
stungsmaßnahmen, die Verurteilung 
der amerikanischen Aggression in 
Vietnam, die Aufhebung der Anti-
kommunismusbeschlüsse gefordert 
wurden, erst gar nicht auf die Tages-
ordnung gesetzt. Der Parteitag brachte 
es fertig, zwei Tage über Steuer-
probleme zu diskutieren, ohne daß 
einmal das Wort Abrüstung fiel.

Die für 1974 vorgesehene Steuerreform 
hat die gleiche Tendenz zum Inhalt. 
Großverdiener, die ein 150 000-DM- 
Haus besitzen, erhalten eine Steuerer-
sparnis von 36 000 DM. Arbeiter und 
Angestellte mit geringerem Verdienst, 
die nicht einkommenssteuerpflichtig 
sind und sich eine Eigentumswohnung 
vom Munde absparen müssen, bekom-
men nach dieser „Steuerreform" keine 
einzige Mark.

Angesichts dieses an den Grenzen des 
kapitalistischen Systems haltmachen-
den sozialreformerischen Bewußtseins 
eines Großteils der Delegierten konn-
te sich auch nur schwacher Wider-
spruch gegen das von Helmut Schmidt 
und anderen vorgetragene Konzept 
eines Langzeitprogramms regen, das 
völlig von den kapitalistischen Ver-
hältnissen in der BRD ausgeht und 
unausgesprochen die Absicht erkennen 
läßt, das kapitalistische System zu mo-
dernisieren und zu stabilisieren. Die 
Frage des Vorsitzenden der Jungsozia-
listen Karten Voigt: „Nadi welchen 
Planungs- und Lenkungsinstrumenten 
soll aber erreicht werden, daß die 
Wirtsdiaft nidit mehr nach privaten 
Interessen weniger Kapitaleigner, 
sondern nach den objektiven Inter-
essen der Mehrheit der Menschen ge-
lenkt wird?" — fand wenig Resonanz.

Von der Tagesordnung gestrichen 
wurde die Diskussion über die Ver-
mögensbildung. Führende SPD-Politi-
ker votierten dafür, weil sozialdemo-
kratische Minister in dieser Frage zer- . 
stritten sind. Progressive Delegierte 
stimmten zu, weil sie Vermögensbil- ! 
düng grundsätzlich in Frage stellen.

Wenn die reaktionäre Presse den Ver-
lauf des SPD-Sonderparteitages zum 
Anlaß nimmt, der SPD einen Marsch ; 
zu einer „klassenkämpferischen Par- I 
tei" anzudichten, so, um antikommu-
nistische Emotionen gegen die sozial-
reformerischen Kräfte in der SPD und 
gegen die realistischeren Akzente in 
der Ostpolitik der Bundesregierung 
zu mobilisieren. Mit den Tatsachen 
stimmt eine solche Charakterisierung ' 
nicht überein.

Dagegen argumentierten Delegierte; 
„Man muß den Mut zur Dividenden-
beschneidung haben"; es gilt, „die 
Grenzen der Belastbarkeit zu erpro-
ben"; die steuerlichen Lasten gerech-
ter zu verteilen heißt, „eine Steuer- 
lastumvcrteilung zugunsten der 
Schwächeren". Kein Delegierter kam 
jedoch auf den Gedanken, Wehner zu 
antworten, daß es wohl doch die zu 
Lasten der arbeitenden Bevölkerung 
gehende Steuer- und Finanzpolitik 
der Bundesregierung ist, die der ge-
sellschaftspolitischen Rechten in der 
BRD in die Hände arbeitet.
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IG Metall fordert Wieder-
einstellung Eckart Spoos

Noch ungeheuerlicher ist die Begrün-
dung für die Kündigung von Eckard 
Spoo. Ihm wird vom Karl Gerold zur 
Last gelegt, als Herausgeber des Bu-
ches „Die Tabus der bundesdeutschen

Der Gefreite Otto Wagner von der 2. 
Kompanie des Fernmelde-Bataillons 2 
in der Tannenberg-Kaserne, Marburg, 
hat in eindrucksvoller Weise erfah-
ren, daß gewerkschaftliche Solidari-
tät kein Lippenbekenntnis ist.

der 
in

Die Disziplinarstrafe war kaum ver-
hängt, als eine Welle der Solidarität 
für Otto Wagner einsetzte: Auf dem 
9. ordentlichen Gewerkschaftstag der 
IG Druck und Papier stellten sich spon-
tan 30 Delegierte aus Hessen auf die 
Seite ihres Kollegen. Anschließend be-
schloß der Kreisausschuß des DGB 
Frankfurt im Namen der 150 000 Ge-
werkschafter einen Offenen Brief an 
Verteidigungsminister Schmidt, der in 
der Forderung nach sofortiger Nieder-
schlagung der Strafe für Otto Wagner 
gipfelte. Gleichzeitig forderten die Ge-
werkschafter die Entlassung des Ba-
taillonskommandeurs und volle poli-
tische Rechte für alle demokratischen 
Soldaten.

Die Verleger greifen zu den billigsten 
Vorwänden, um die Entlassungen zu 
rechtfertigen. So argumentiert Herr En-
gelhardt vom „Main-Echo": Der Re-
dakteur Barczynski sei Leiter einer 
Bezirksredaktion, die von der schwar-
zen Konkurrenz bedroht sei; er —En-
gelhardt — könne es sich deshalb 
nicht leisten, die Bezirksredaktion in 
Lohr am Main von einem „Linken" 
leiten zu lassen. Das Groteske ist, daß 
eben unter Leitung von Barczynski die 
Auflage dieser Bezirksausgabe wesent-
lich anstieg.

Die Schriftsteller Martin Walser und 
Friedrich Hitzer stellten in einem Pro-
testschreiben fest: „Wir meinen, daß 
diese Kündigungswelle eine koordi-
nierte Aktion nervös gewordener Ver-
leger darstellt, die den gewerkschaft-
lich organisierten VS, Schriftsteller, 
bildende Künstler, Graphik-Designer, 
Film- und Fernsehschaffende usw. un-
ter dem Molto einschüchtern soll: ,Da 
seht ihr, was euch geschieht, wenn 
ihr zur Gewerkschaft geht...’"

Das „Main-Echo" kündigte zur glei-
chen Zeit dem Landesvorsitzenden der 
bayerischen DJU, Jörg Barczynski, zum 
Ende des Jahres. Hannelore Messhof, 
Mitglied des bayerischen Landesvor-
standes der DJU und stellvertretende 
Vorsitzende des Ortsvereins München, 
bekam von der „tz" die lapidare Mit-
teilung, daß ihr Vertrag nicht verlän-
gert werde. Bernhard Wette, aktives 
Mitglied der Rundfunk- und Fernseh-
union in der DJU, erhielt von der Ge-
schäftsleitung des Südwestfunks Ba-
den-Baden zum 31. Dezember 71 eben-
falls die Papiere.

Diese Mitteilung ist alt und nie de-
mentiert worden. Um so merkwürdi-
ger ist es, wenn sie jetzt dazu dienen 
soll, Eckart Spoo aus der „Frankfurter 
Rundschau" zu katapultieren. Aber 
nicht der Vorwand ist interessant, son-
dern die Tatsache, daß hier der Bun-
desvorsitzende der Deutschen Journa- 
listen-Union getroffen werden soll, der 
die Gewerkschaft als entscheidende 
Gegenmacht auch im Zeitungswesen 
versteht. Aus den Ortsvereinen der 
IG Druck und Papier häufen sich in-
zwischen die Berichte über geplante 
Protestveranstaltungen. Bm.

Der eingesperrte Gefreite Wagner er-
lebte unterdess in der Kaserne ein 
Blumenwunder. Die Grüße an ihn wa-
ren so zahlreich, daß sich die „Fleurop" 
in Marburg als überfordert erklärte, 
weiter an die Kaserne zu liefern. Dort 
nahmen Otto Wagners Kameraden So-
lidaritätspost, Buchspenden und an-
dere Grüße der Verbundenheit mit 
wachsender Begeisterung entgegen. 
Weit über Marburg hinaus ist der Fall 
Wagner/Wirth zu einem Präzedenzfall 
geworden. Bezeichnend ist, daß Bun-
desverteidigungsminister Schmidt bis 
auf den Tag auf den Brief des DGB 
noch nicht geantwortet hat. P. B.

Wenige Wochen nach dem Gewerk-
schaftstag der IG Druck und Papier, 
auf dem erneut die Forderung nach 
Kompetenzabgrenzung und Mitbestim-
mung in den Zeitungsbetrieben erho-
ben wurde, hat eine Verlegerphalanx 
zum Schlag gegen die Deutsche Jour- 
nalisten-Union ausgeholt. Entlassen 
wurde zum 31. März 1972 der Bundes-
vorsitzende der Deutschen Journali- 
sten-Union in der IG Druck und Pa-
pier, Eckard Spoo, seit zehn Jahren 
bei der „Frankfurter Rundschau" tätig.

Der gewählte Kompanie-Vertrauens-
mann Wagner wurde von seinem Ba-
taillonskommandeur, Oberstleutnant 
Wirth, zu 21 Tagen Arrest verdonnert, 
weil er sich in Uniform öffentlich mit 
einem Transparent zeigte: „Für die 
Ratifizierung der Verträge von Mos-
kau und Warschau, für eine europäi-
sche Sicherheitskonferenz, für die Kür-
zung des Wehretats."

Presse" sich nicht zum Zensor über 
Professor Dr. Klaus Peter Kisker ge-
macht zu haben. Kisker hat in einem 
Nebensatz zur Verflochtenheit von 
wirtschaftlichen Interessen und politi-
schem Journalismus die Tatsache er-
wähnt, daß der Wirtschaftsredakteur 
der „Frankfurter Rundschau" auch als 
publizistischer Unternehmensberater 
tätig gewesen sei.

Zum Einladerkreis gehörten neben 
zahlreichen DGB-Jugendausschüssen, 
der IG Druck und Papier und der Ge-
werkschaft Erziehung und Wissenschaft 
fast alle demokratischen Jugendver-
bände und der VDS.

Die Industriegewerkschaft Metall hat 
sich dem Protest der IG Druck und 
Papier und anderer Gewerkschafts-
organe gegen die Entlassung des Re-
dakteurs Eckart Spoo durch die „Frank-
furter Rundschau" angeschlossen. Die 
IG Metall — so heißt es in einer Er-
klärung des Vorstandes vom 26. No-
vember 1971, sieht darin eine Gefähr-
dung der journalistischen und gewerk-
schaftlichen Betätigung in der Bundes-
republik. Die Kündigung Spoos stelle 
einen politischen Vorgang dar, der von 
der demokratischen Öffentlichkeit nicht 
stillschweigend hingenommen werden 
könne. Da gleichzeitig andere DJU- 
Kollegen von verschiedenen Zeitungen 
entlassen wurden, liege der Verdacht 
nahe, daß Zeitungsverleger gegen 
Journalisten vorgehen wollen, die 
politisch unabhängig sind und sich ak-
tiv gewerkschaftlich betätigen. Die 
IG Metall fordert die „Frankfurter 
Rundschau" auf, die Kündigung Spoos 
rückgängig zu machen, zumal der an-
gegebene Grund eine Entlassung kei-
neswegs rechtfertigen könne.

Die IG Druck und Papier hat Klage 
vor den Arbeitsgerichten angekündigt. 
Die Kündigungswelle, heißt es in einer 
Stellungsnahme, sei ein weiterer Be-
weis dafür, wie notwendig es sei, 
tarifvertraglich und gesetzlich perso-
nelle Mitbestimmungsrechte zu veran-
kern, um die Entscheidung über Be-
schäftigung und Entlassung von Re-
dakteuren nicht mehr ausschließlich 
den Verlegern zu überlassen.

Diesen Offenen Brief übernahmen alle 
Einzelgewerkschaften in Frankfurt 
und gaben ihn zur Unterschriften-
sammlung in die Betriebe. Allein 63

Betriebsräte der IG Metall unter-
zeichneten; in manchen Betrieben 
unterschrieben der Betriebsrat und 
der Vertrauensleutekörper geschlos-
sen die Listen. Auch der DGB-Vor-
sitzende des Landesbezirks Hessen, 
Landtagsabgeordneter Pless, gab seine 
Unterschrift. Auf diese Weise wurde 
diese Aktion buchstäblich von Zehn-
tausenden Gewerkschaftern getragen. 
Höhepunkt der Kampagne wurde ein 
Tribunal gegen den Oberstleutnant in 
der Marburger Stadthalle am 23. No-
vember, zu dem nicht weniger als 1700 
junge Menschen, vor allem Gewerk-
schafter, kamen. Die IG Druck und 
Papier stellte Busse zur Verfügung.



Geändertes Mietrecht
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Unvereinbar mit Verfassung !?

r
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H Volle Wiederherstellung des Kün-
digungsschutzes und der Mietbindung, 
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Neben Verbesserungen viele Unzulänglichkeiten 
Soziales Mietrecht muß erst geschaffen werden

wie sie vor den Lücke-Gesetzen be-
standen haben.

E Wiederaufnahme eines wirksamen 
sozialen Wohnungsbaues mit tragba-
ren Mieten. Erhöhung der öffentlichen

oder anderen Behörden. Die Weige-
rung, einen Angehörigen einer zuge-
lassenen Partei oder Organisation im 
öffentlichen Dienst zu beschäftigen, ist 
eine Verfassungsverletzung."

Mittel für den sozialen Wohnungsbau 
auf Kosten des Rüstungsetats.

’.r

■V

Nach langem parlamentarischen Tauziehen im Bundestag sowie im Bundesrat 
hat das Parlament mit den Stimmen der Regierungskoalition SPD und FDP das 
Mietrechts-Änderungsgesetz (Artikel-Gesetz) endgültig beschlossen. Die CDU/ 
CSU-Abgeordneten lehnten den Entwurf ab und forderten, das Gesetz, dessen 
Gültigkeit bis Ende 1974 befristet ist, auf die Kreise zu beschränken, in denen 
besonderer Wohnungsmangel herrscht und nicht, wie es die Koalitionsfraktionen 
beschlossen haben, auf das gesamte Bundesgebiet. Bezeichnend war dabei, daß 
die CDU/CSU-Fraktion sich haargenau der gleichen Argumente bediente, wie 
der „Zentralverband Deutscher Haus- und Grundstückseigentümer" — das stellte 
der Deutsche Mieterbund fest.

£
r.

£

t;

■ Festsetzung von Höchstpreisen für 
Bauland. Gesetzliche Unterbindung je-
der Bodenspekulation und von Miet-
wucher. Überführung des großen Bo-
denbesitzes der Banken-, Handels-, 
Versicherungs- und Industriekonzeme 
und des Großgrundbesitzes in genos-
senschaftliches, gemeinnütziges oder 
kommunales Eigentum.

■ Höchstbegrenzung der Mieten in 
Übereinstimmung mit den Höchstgren-
zen im Wohngeldgesetz. Herabsetzung 
überhöhter Mieten. Einrichtung kom-
munaler Stellen für Wohnungsvermitt-
lung und Mietkontrolle unter demo-
kratischer Mitbestimmung der Ge-
werkschaften und des Mieterbundes.

Kernstück des Gesetzes ist nach den 
Vorstellungen der Koalitionsparteien 
SPD und FDP der Kündigungsschutz. 
Die Kündigungsvorschriften sind zwar 
insofern verbessert worden, als Woh-
nungskündigungen zum Zwecke der 
Mieterhöhung erschwert wurden. Auch 
soll das Fehlen eines angemessenen 
Ersatzwohnraumes zu zumutbaren Be-
dingungen als Widerspruch des Mie-
ters gegen den Vermieter anerkannt 
werden.

Fragwürdig im höchsten Grad ist die 
Bestimmung der neuen Gesetze in 
bezug auf die Bindung des M’et- 
preises an die „ortsübliche Vergleichs-
miete". In den Großstädten sind heute 
schon Wuchermieten ortsüblich, und 
im übrigen können die Wohnungs-
konzerne durch Preisabsprachen nach 
bekannten Vorbildern, ohne daran ge-
hindert zu werden, „ortsübliche Ver-
gleichsmieten" nach ihren Profitvor-
stellungen manipulieren.

Der Hamburger Beschluß verdeutlicht 
wieder einmal, wie wenig sich manche 
Verteidiger der kapitalistischen Pro-
fitgesellschaft um Recht und Verfas-
sung kümmern, wenn sie Gefahr für 
das System wittern — und sei es in 
Form realistischen Schulunterrichts. 
Die Gewerkschaften in der Bundes-
republik, die sich die Verteidigung der 
Demokratie zur Pflicht gemacht ha-
ben, und die nachdrücklich die Demo-
kratisierung der Schulen und der Lehr-
inhalte fordern, haben in der Bekämp-
fung des Senatsbeschlusses und in der 
aktiven Solidarität mit den betroffenen 
demokratischen Lehrern eine große 
Aufgabe. G.S.

19

E Senkung der Zinsen und Tilgungs-
raten für öffentliche und private Bau-
darlehen und Hypotheken sowie de-
mokratische Kontrolle der Baustoff- 
und Baupreise sr/pp

Was den sozialen Inhalt des Gesetzes 
angeht, entspricht er genau den Grund-
sätzen, nach denen die Bundesregie-
rung ihren Entwurf formuliert hatte: 
Der Mieterschutz sollte „wesentlich" 
verbessert werden, ohne die Rechte 
der Vermieter zu beschneiden. Man 
wollte also dem Bären das Fell wa-
schen- ohne ihn naß zu machen. Von 
der Verwirklichung eines sozialen 
Miet- und Wohnrechts sind die Mieter 
in der Bundesrepublik — das sind 
immerhin zwei Drittel aller Fami-
lien — weit entfernt. Audi nach die-
sem Gesetz, wird es notwendig sein, 
die von den Gewerkschaften aufge-
stellten Forderungen vollinhaltlidi 
durdizusetzen:

In Hamburg hat der Senatsbeschluß 
insbesondere unter Lehrern und Er-
ziehern große Empörung hervorge-
rufen. In einer Hauptversammlung der 
dortigen GEW-Organisation, auf der 
über 700 Mitglieder anwesend waren, 
wurde die zitierte Erklärung des 
Hauptvorstandes der GEW unter-
strichen. Er wurde von den gewerk-
schaftlich organisierten Erziehern und 
Lehrern aufgefordert, die Aufhebung 
des Senatsbeschlusses zu erwirken. 
Außerdem beschloß die Hauptver-
sammlung, allen betroffenen Mitglie-
dern der GEW Rechtsschutz zu ge-
währen. Die übrigen Gewerkschaften 
im DGB wurden aufgefordert, sich mit 
den Kollegen der GEW solidarisch zu 
erklären. Vom Senat wurde verlangt, 
die erfolgten Entlassungen rückgängig 
zu machen.

Einige Verbesserungen beziehen sich 
auf die Sozialklausel, die Umwand-
lung von Mietwohnungen in Eigen-
tumswohnungen und von Wohnraum 
in Geschäfts-, Büro- oder Schlaf-
räume sowie auf die verlängerte 
Zweckbindung von Sozialwohnungen. 
Ferner kann Mietwucher höher be-
straft und können Auswüchse des 
Maklerunwesens unterbunden werden.

Diese Gleichsetzung von Neonazis und 
Kommunisten ist jedoch nur optisch. 
In der Praxis richtet sich der Beschluß 
eindeutig gegen links und alle jene, 
die man für links hält. Unmittelbar 
nach Verabschiedung der Senatsent-
scheidung wurde eine Lehrerin wegen 
ihrer Mitgliedschaft in der DKP ent-
lassen. Anderen Lehrern wird — trotz 
ausgeprägten Lehrermangels — die 
Übernahme in das Beamtenverhältnis 
verweigert. Wer andererseits weiß, in 
welchem Ausmaß nazistisches, rassi-
stisches und völkerverhetzendes Ge-
dankengut von manchen Lehrkräften 
im staatsbürgerlichen Unterricht an 
Schulen verbreitet wird, ohne daß 
irgendeine Behörde trotz wiederholter 
Beschwerden von Ellern darauf re-
agiert, dem dürfte die Stoßrichtung des 
Hamburger Senatsbescblusses klar 
sein.

■

Der Hamburger — sozialdemokrati-
sche — Senat hat Mitte November 
einen Beschluß gefaßt, der in der 
Öffentlichkeit starkes Aufsehen und 
bei vielen Gewerkschaftern Empörung 
ausgelöst hat. Nach dem Beschluß 
sollen künftig Angehörige „extremer" 
Gruppen, namentlich sind Mitglieder 
der NPD und der DKP genannt, nicht 
mehr im Staatsdienst — Beamten-
verhältnis — beschäftigt werden.

Der Hauplvorstand der DGB-Gewerk-
schaft Erziehung und Wissenschaft 
(GEW) hat gegen den Senatsbeschluß 
mit der Erklärung protestiert: „Die 
Feststellung der Verfassungswidrig-
keit einer Partei oder Organisation 
steht nach dem Grundgesetz allein 
dem Bundesverfassungsgericht zu, 
nicht aber Parlamenten, Regierungen



Die Gebrechen des Systems

H

Kapitalistische Weltwirtschaft im Zeichen 
von Stagnation und Krise — Ein Rückblick

zer Anstieg, aber seitdem hat die kon-
junkturelle Entwicklung stark nachge-
lassen.

B Was schließlich Großbritannien be-
trifft, so ist die Lage dort — wie schon 
seit Jahren — durch eine Tendenz 
schwacher Zunahme der Produktion 
bzw. eine Stagnation gekennzeichnet. 
Im September 1971 war die Industrie-
produktion nur etwa so hoch wie vor 
einem Jahr.

Diese und die anderen Maßnahmen 
der USA-Regierung trafen auf den Wi-
derstand der kapitalistischen Rivalen

12/71

Wohin man gegenwärtig in der kapitalistischen Weltwirtschaft auch blicken 
mag, überall zeigen sich Stagnationstendenzen und Krisenzeichen, und es ver-
geht kaum ein Tag, an dem die Presse nicht genötigt ist, über weitere Erschei-
nungen der ökonomischen Labilität des Kapitalismus zu berichten. Dabei ist es 
noch gar nicht lange her, daß versucht worden war, den Werktätigen einzu-
reden, der heutige Kapitalismus sei durch ein „stetiges Wachstum" gekennzeich-
net. Wieviel Aufwand wurde getrieben, um das „magische Viereck" von 
wirtschaftlichem Wachstum, Preisstabilität, Vollbeschäftigung und ausgegliche-
ner Zahlungsbilanz als ein reales Ziel der Wirtschaftspolitik in den kapitalisti-
schen Ländern hinzustellen!

Faßt man die Entwicklung in den ka-
pitalistischen Industrieländern zusam-
men, so zeigt sich, daß die Industrie-
produktion nach den relativ hohen 
Zuwachsraten in den Jahren 1968 und 
1969 (4- 6,7 bzw. 4- 7,3 Prozent) und 
einer bedeutenden Verlangsamung im 
Jahre 1970 (4- 2,4 Prozent) nun im 
Jahre 1971 kaum noch zugenommen 
hat (4- 0,7 Prozent im 1. Halbjahr). 
Nimmt man die Entwicklung der In-
dustrieproduktion als Maßstab für die 
Beurteilung der gegenwärtigen Lage, 
so ist festzusfellen. daß sich die kapi-
talistische Weltwirtschaft in einer Pe-
riode der Stagnation befindet. In w;ch- 
tiaen Teilbereichen zeigen sich dabei 
Krisenerscheinungen, die alle kapita-
listischen Länder erfaßt haben, vor al-
lem in der Stahlindustrie. Auch in 
der Schiffbauindustrie g:bt es Anzei-
chen dafür, daß der mehrjährige 
„Boom" zu Ende ist.

■ Italien ist bereits in eine Krise 
eingetreten. Dort war schon in der 
zweiten Hälfte des Jahres 1969 die 
Industrieproduktion stark zurückge-
gangen. Der dann folgende Wiederan-
stieg war aber im Vergleich mit der 
Zeit bis Mitte 1969 relativ schwach. 
Schon im ganzen Jahre 1970 überwo-
gen Stagnationstendenzen, 1971 hat 
sich die Krise von Monat zu Monat 
vertieft.B In den USA haben sich die Erwar-

tungen der Monopole, daß die Mitte
1969 ausgebrochene zyklische Über-
produktionskrise, die im November
1970 ihren Tiefpunkt erreichte, schnell 
überwunden werden kann und daß 
unmittelbar darauf ein neuer Auf-
schwung beginnt, nicht erfüllt. Die 
Industrieproduktion war im Herbst
1971 noch immer um etwa 6 Prozent 
geringer als vor dem Ausbruch der 
Krise. Alle von der Nixon-Regierung 
ergriffenen Maßnahmen haben bisher 
nicht den erhofften Impuls gehabt.

Die Ursache für die Verschlechterung 
der Wirtschaftslage in den meisten 
der genannten Länder bzw. für das 
Ausbleiben der Belebung in den USA 
oder das Anhalten der Stagnation in 
Großbritannien liegen in den inneren 
Gesetzmäßigkeiten des kapitalistischen 
Wirtschaftssystems in jedem einzel-
nen Land. Unter den Bedingungen der 
zunehmenden Internationalisierung 
des Wirtschaftslebens wird die öko-
nomische Entwicklung immer stärker 
durch äußere Faktoren beeinflußt.

Der erneute Ausbruch der Währungs-
krise wurde ausgelöst durch den Ver-
such der führenden Kräfte der USA, 
die durch die Folgen der Vietnam- 
Aggression offenkundig gewordene 
Krise des USA-Imperialismus — die 
alle Bereiche des dortigen gesellschaft- 
Fchen Lebens erfaßt hat — auf Ko-
sten anderer Länder zu überwinden: 
Am 15. August 1971 hob Nixon die 
Goldumtauschverpflichtung der USA 
auf und zerriß damit das Statut des 
Internationalen Währungsfonds. Er 
führte ferner eine lOprozentige „Im-
portsteuer" (einen Zusatzzoll) ein. um 
das den USA für 1971 drohende Han-
delsbilanzdefizit abzuwenden.

Im Jahre 1971 hat die ungeheure Ver-
schärfung der chronischen kapitalisti-
schen Währungskrise nicht nur die 
ökonomischen Widersprüche ver-
schärft, sondern auch die Auseinander-
setzungen zwischen den drei Haupt-
zentren des Kapitalismus — den USA, 
Japan und Westeuropa — über die 
Währungs- und Außenhandelspolitik 
zugespitzt. Dabei sind die Interessen-
gegensätze im ökonomischen Bereich 
nur Erscheinungsformen des Kampfes 
um Macht und Einfluß im System des 
Imperialismus. Es ist die Verflechtung 
der zyklischen Entwicklung in den 
einzelnen Ländern mit den Auswir-
kungen der Währungskrise sowie die 
Verguickung ökonomischer Interessen 
und machtpolit’ischer Ziele, die die La-
bilität der kapitalistischen Wirtschaft 
im Jahre 1971 so verstärkt haben.

■ In Frankreich, wo dieProduktion 
zwar in der Tendenz noch weiter, 
wenn auch in geringerem Tempo an-
steigt, machen sich ebenfalls Anzei-
chen für eine Stagnation bemerkbar, 
so daß die von der Regierung im Rah-
men des „IV. Wirtschaftsplanes" ge-
setzten Ziele voraussichtlich nicht er-
reicht werden.

Seit einiger Zeit sind die Propagan-
disten solcher Pseudotheorien unter 
dem Druck der Realitäten sehr klein-
laut geworden, allen voran der Bun-
deswirtschafts- und Finanzminister 
Schiller, der nicht nur mit seinen Vor-
hersagen über die Preisentwicklung in 
der Bundesrepublik Schiffbruch erlit-
ten hat, der auch vor Jahresfrist noch 
versicherte, daß die von ihm betrie-
bene Wirtschaftspolitik zu „Stabilität 
ohne Stagnation“ führen werde. Die 
Wirtschaftslage der Bundesrepublik 
ist am Ende des Jahres 1971 aber 
eher durch Stagnation ohne Stabilität 
geprägt. Auch anderswo haben die 
„Wachstumsprognosen" einer sich ver-
schlechternden ökonomischen Gesamt-
situation weichen müssen: Nicht ein 
einziges der bedeutendsten kapitalisti-
schen Länder befindet sich gegenwär-
tig in einer Phase anhaltenden Auf-
schwungs oder der Belebung.

Ein anderes typisches Kennzeichen der 
ökonomischen Situation der kapitali-
stischen Länder im Jahre 1971 ist die 
anhaltende Inflation. Ihre Ursache ist 
das System der Monopolpreise. Die 
Jagd nach Profit führt unter diesen 
Umständen auch bei sich verschlech-
ternder Konjunktur zu weiter stei-
genden Preisen. Verschärft wiird die-
se Tendenz noch durch Kosten der 
verschiedenen globalstrategischen bzw. 
machtpolitischen Konzeptionen, die 
sich aus der Aufrüstung und den an-
deren Aufwendungen im Interesse der 
Expansion der Monopole ergeben. Die 
inflationäre Geldentwertung konnte 
bisher nirgendwo durch Maßnahmen 
der staatlichen Wirtschaftspolitik ge-
stoppt werden. Die vielgepriesenen 
„Instrumentarien" blieben den Beweis 
ihrer Verwendbarkeit schuldig.

Japan galt jahrelang unter den 
kapitalistischen Ländern als eine Art 
-Prototvn" für schnelles Wachstum. 
Seit Mitte 1970 zeigen sich aber auch 
dort unverkennbar Stagnationstenden-
zen, die zunehmend stärker geworden 
sind. Das W’rtschaftsplanungsamt der 
iapanischen Regierung hat im Oktober 
das „Wachstumsziel" für die Industrie-
produktion im Haushaltsjahr 1971/72 
von bisher 10 auf nur noch 5 Prozent 
herabgesetzt.

■ Tn der Bundesrepublik war der 
Aufschwung, der der Krise von 1966/ 
67 folgte, schon im Frühjahr 1970 zu 
Ende gegangen. Dann folgte eine kur-
ze Periode stagnierender Produktion 
und Anfang 1971 noch einmal ein kur-
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DDR: Stabile Preise garantiert
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Das Politbüro des Zentralkomitees der SED und der Ministerrat der DDR haben 
im November 1971 einen Beschluß zur Sicherung der Stabilität der Verbraucher-
preise gefaßt, der bemerkenswerte Bestimmungen enthält. Auf knappem Raum 
sind in vier Punkten im Interesse der werktätigen Menschen bedeutsame Fest-
legungen getroffen worden.

Wie reagieren Betriebsleitungen auf 
diesen Beschluß zur Preisstabilität? 
Die Leitung des volkseigenen Werk-
zeugkombinates Schmalkalden erklär-
te: „Wir sehen in den Maßnahmen zur 
Stabilität der Verbraucherpreise eine

Es liegt auf der Hand, daß diese Ver-
ordnung den Interessen der arbeiten-
den Menschen dient. In der DDR ge-
hört es zu den Aufgaben der Gewerk-
schaften, kraft ihrer Autorität und 
ihrer Rechte über die strikte Einhal-
tung dieses Beschlusses zu wachen und 
die Massenkontrolle zu organisieren. 

Dr. Tu. Dr. E. S.

Der Versuch der USA-Führung, ande-
re Länder zur Kasse zu bitten, wurde 
nun gerade in einer Zeit unternom-
men, als deren wachsende wirtschaft-
liche Schwierigkeiten immer offenkun-
diger wurden. Die Verschärfung der 
Gegensätze zwischen USA und Japan 
sowie zwischen USA und den west-
europäischen Ländern war unter die-
sen Umständen unausbleiblich. Dabei 
zeigten sich innerhalb der EWG er-
neut Widersprüche zwischen der Bun-
desrepublik und Frankreich über die 
EWG-Währungspolitik in der gegen-
wärtigen Währungskrise und beson-
ders über die Haltung gegenüber dem 
in die Krise geratenen Dollar.

traten die Gebrechen des kapitalisti-
schen Systems seit dem Ende des 
zweiten Weltkrieges so zahlreich her-
vor wie in diesem Jahr, selten gab 
es so viele ökonomische Krisenerschei-
nungen, die alle Länder dieses Sy-
stems erfaßt haben und seine Labili-
tät und historische Überlebtheit zum 
Ausdruck bringen. Zugleich zeigte 
sich erneut, daß sich der Kapitalismus 
in seinem Wesen nicht verändert hat, 
daß nur der Kampf gegen dieses Sy-
stem seine Folgen für die Werktätigen 
beseitigen kann.

Da die Monopole in allen Ländern die 
Folgen von Stagnation und Krise nicht 
selbst tragen, sondern stets auf die 
Werktätigen abwälzen wollen, trat 
eine Verschärfung der sozialen Kon-
flikte ein: In allen kapitalistischen 
Ländern hat sich die Zahl der Arbeits-
losen erhöht (gegenüber dem Vorjahr 
im Durchschnitt um 20 Prozent), wäh-
rend die Zahl der offenen Stellen im 
allgemeinen stark zurückgegangen ist. 
Im Herbst 1971 waren in den wichtig-
sten kapitalistischen Industrieländern 
etwa 10 Millionen Werktätige arbeits7 
los. Insgesamt waren die Arbeitsplätze 
seit Jahren nicht mehr so unsicher wie 
gegenwärtig. Die Vergrößerung der 
industriellen Reservearmee führte zur 
Verstärkung des Lohndrucks durch die 
Monopole, gegen den sich die Werk-
tätigen entschlossen zur Wehr setzen.

Im ersten Punkt heißt es: „Im Zeit-
raum des Fünfjahrplanes 1971 bis 1976 
dürfen keine Preiserhöhungen bei Ver-
braucherpreisen für Konsumgüter er-
folgen." Der zweite Punkt legt fest, 
daß „die Versorgung der Bevölkerung 
mit Waren in den unteren und mitt-
leren Preisgruppen in den entspre-
chenden Sortimenten und Qualitäten 
zu gewährleisten" ist. Punkt drei be-
auftragt den Minister und Leiter des 
Amtes für Preise, den Minister für 
Handel und Versorgung, den Minister 
der Finanzen und den Vorsitzenden 
der Arbeiter-und-Bauern-Inspektion, 
eine „strenge Kontrolle über die Ein-
haltung der gesetzlichen Bestimmungen 
auf dem Gebiet der Verbraucherpreise 
auszuüben". Zugleich wird die Auf-
gabe gestellt, eine breite Massen-
kontrolle über die Einhaltung dieser 
Verordnung zu organisieren. Schließ-
lich wird im vierten Punkt erklärt: 
„Verstöße gegen die gesetzlichen Be-
stimmungen auf dem Gebiet der Preise 
werden streng geahndet."

Der Direktor für Ökonomie des VEB 
Leipziger Baumwollspinnerei, Dieter 
Ritschel, meint: „Ich halte diese Maß-
nahmen gerade aus meiner Sicht für 
notwendig und gerechtfertigt. Aus 
unserer täglichen Arbeit wissen wir, 
daß bei der exakten Kalkulation man-
cher Preise doch noch nicht mit der 
gebührenden Verantwortung verfahren 
wurde. Audi in unserem Betrieb müßte 
in diesem Sinne noch einiges getan 
werden. Das Leitungskollektiv kam 
überein, das Thema Preise sofort in 
der nächsten Zusammenkunft der 
Direktion zu beraten. In diesem Be- 
sdiluß wird richtig gesagt, daß jeg-
liche Preismanipulation unterbunden 
werden muß."

zu haben, daß Fragen, die das Leben 
stellt, im Interesse der Menschen an-
gepackt werden."

Dieser Beschluß wurde von der Bevöl-
kerung der DDR sehr begrüßt. Davon 
zeugt eine große Fülle von zustimmen-
den Meinungen und Erklärungen. Die 
Bezirkstagsabgcgordnete Hannelore 
Czech, Leiterin der Vertragskontrolle 
im CENTRUM-Warenhaus Neubran-
denburg, erklärte z. B.: „In den Tagen 
der Vorbereitung der Wahlen zur 
Volkskammer führten wir viele Ge-
spräche und berieten auch oft mit den 
Kunden. Dabei kam auch die Preis-
gestaltung bei einzelnen Verbrauchs-
gütern zur Sprache. Die Maßnahmen 
des Politbüros und des Ministerrales 
beweisen, daß Vorschläge und Mei-
nungen der Bevölkerung nicht nur ent-
gegengenommen werden, sondern auch 
schnell, sachlich und entsprechend un-
seren Möglichkeiten darüber entschie-
den wird. Es ist gut, die Gewißheit

Die Streikbewegung hat 1971 einen 
bedeutenden Aufschwung erlebt. Da-
bei geht es nicht nur um die Abwehr 
der unvermindert anhaltenden Infla-
tion — in keinem der wichtigsten In-
dustrieländer sind die Verbraucher-
preise gegenüber dem Vorjahr um 
weniger als 4 Prozent gestiegen, in 
der Bundesrepublik um mehr als 6 
Prozent, in Großbritannien sogar um 
10 Prozent —, sondern auch um so-
ziale Verbesserungen und um die Si-
cherung der Arbeitsplätze. Je geschlos-
sener die Front der Werktätigen bei 
den verschiedenen Aktionen war, de-
sto größer waren auch ihre Erfolge. 
Ein Rückblick auf das Jahr 1971 macht 
mit aller Deutlichkeit klar: Selten

und Konkurrenten. Bisher gab es kei-
ne Anzeichen dafür, daß dieser schärf-
ste Ausbruch der Währungskrise bald 
eingedämmt werden kann, so wie es 
in früheren Jahren oft mit Hilfe zeit-
weiliger Kompromisse möglich war. 
Die Voraussetzungen dafür haben 
sich verschlechtert. Der USA-Impe-
rialismus, als der Weltausbeuter und 
Weltgendarm, ist immer mehr an die 
Grenzen seiner ökonomischen Möglich-
keiten gestoßen. Die Globalstrategie 
hat seine wirtschaftlichen Kräfte aus-
gehöhlt, die internationale Konkur-
renzfähigkeit der USA-Monopole ge-
schwächt. Die USA-Zahlungsbilanz 
wies allein im ersten Halbjahr ein 
Defizit aus, das mit über 8 Mrd. Dol-
lar größer war als jemals in einem 
ganzen Jahr.

konsequente Fortsetzung der Be-
schlüsse des VIII. Parteitages. Als 
Produzent von technischen Konsum-
gütern tragen wir auch Verantwortung 
für eine Reihe Konsumgüterpreise. 
Wir haben deshalb eine straffe Kon-
trolle der Preisbildung in unserem 
Kombinat festgelegt. Wir sind uns be-
wußt, daß wir zugleich große An-
strengungen unternehmen müssen, um 
das Angebot auch in den unteren und 
mittleren Preislagen zu sichern. Wir 
gehen davon aus, daß die staatliche 
Garantie stabiler Preise strenge Kon-
trolle und Mitarbeit aller nicht etwa 
überflüssig macht, sondern sie in noch 
stärkerem Maße als früher erfordert."



Mitbestimmung in Frankreich

Die Forderung nach einer Arbeiter-
kontrolle in den Betrieben geht in 
Frankreich auf das letzte Viertel des 
vorigen Jahrhunderts zurück. Ihrem 
Wesen nach zunächst noch unklar, 
führte sie im Laufe der Jahre zur 
Einrichtung gewählter Arbeitnehmer-
vertreter, die vor allem die Aufgabe 
hatten, die Forderungen der Arbeiter 
den Betriebsleitungen zu unterbreiten 
und dafür zu sorgen, daß die Tarif-
verträge und die Sozialgesetzgebung 
eingehalten wurden.

Arbeit und Aufgaben der Betriebsausschüsse
Kampf um Verbesserung von Mitbestimmungsrechten

Die Zuständigkeit der Unternehmens- 
bzw. Betriebsausschüsse liegt auf wirt-
schaftlichem und sozialem Gebiet. Auf 
wirtschaftlicher Ebene sind seine Be-
fugnisse zwar beratender Natur, je-
doch muß der Ausschuß obligatorisch 
unterrichtet und nach seiner Meinung 
gefragt werden. Bei allen Entschei-
dungen, die sich auf die Betriebsorga-
nisation, die Verwaltung und die Ar-
beitsweise beziehen und vor allem 
zu Maßnahmen, die den Umfang oder 
die Strukturierung des Personalstan-
des, der Arbeitszeit, sowie die Ein-
stellungs- und Arbeitsbedingungen der 
Beschäftigten betreffen, muß er ge-
hört werden.

vom Unternehmensleiter einberufen. 
Für die Sitzungen werden die Vertre-
ter der Arbeiter von der Arbeit frei-
gestellt. Außerdem verfügt jedes Mit-
glied über 20 vollbezahlte Arbeits-
stunden je Monat zur Ausübung sei-
nes Amtes. Die Anzahl dieser Stun-
den kann in Betriebs- oder Mantel-
tarifverträgen erweitert werden.

Bei der Beschlußfassung des Bundestages über die Neufassung des Betriebs-
verfassungsgesetzes (BetrVG) hat der Fraktionsvorsitzende der CDU, Barzel, 
großsprecherisch erklärt, in der Bundesrepublik gebe es die „beste" Mitbestim-
mung. Diese Behauptung wird nicht zuletzt dadurch infrage gestellt, daß zur 
gleichen Zeit die Unternehmer in Baden-Württemberg Tausende von Arbeitern 
aussperrten. Daß aber die Mitbestimmung der Arbeiter auch in den anderen 
Ländern der EWG Fortschritte gemacht hat, so z. B. in Frankreich mit den 
Unternehmensausschüssen, ist für die Gewerkschafter in der Bundesrepublik 
nicht ohne Interesse.

durch den Unternehmens- bzw. Be-
triebsleiter über die Durchführung des 
Produktionsprogramms, die allgemei-
ne Entwicklung des Auftragsbestan-
des und über die Beschäftigungslage 
zu informieren. Er informiert ferner 
den Ausschuß über beabsichtigte Maß-
nahmen bezüglich der Verbesserung, 
Erneuerung oder Veränderung der 
Ausrüstung oder der Produktions- und 
Arbeitsmethoden sowie über deren 
Auswirkung auf die Arbeitsbedingun-
gen und die Beschäftigungslage.

Die Anzahl der gewählten Mitglieder 
der Unternehmens- und Betriebsaus-
schüsse ist von der Größe des Unter-
nehmens bzw. des Betriebes abhän-
gig. Der Ausschuß tritt obligatorisch 
einmal im Monat zusammen und wird
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Die Unternehmens- oder Betriebsaus-
schüsse wurden jedoch erst im Jahre 
1945, nach der Befreiung, durch eine 
Verordnung des Nationalen Rates der 
Widerstandsbewegung, dem der im 
Jahre 1943 gegründete „Allgemeine 
Französische Gewerkschaftsbund (C.G. 
T.)" angehörte, ins Leben gerufen. 
Diese Verordnung, die seit 1946 durch 
mehrere Verordnungen abgeändert 
wurde, regelt gegenwärtig die Zu-
sammensetzung, die Arbeitsweise so-
wie die Zuständigkeit der Unterneh-
mensausschüsse.

Der Unternehmens- oder Betriebsaus-
schuß setzt sich zusammen aus dem 
Betriebs- bzw. Unternehmensleiter 
oder seinem Stellvertreter sowie den 
Arbeitnehmervertretern, die in gehei-
mer Wahl der von der Gewerkschafts-
organisation vorgeschlagenen Listen 
bestimmt werden. Das ist ein bemer-
kenswerter Unterschied gegenüber 
den entsprechenden Bestimmungen des 
BetrVG: Während in Frankreich die 
Arbeitnehmervertreter von der Ge-
werkschaft vorgeschlagen werden und 
sich infolgedessen ihrer Gewerk-
schaftsorganisation verbunden fühlen, 
werden bei uns die Betriebsräte auf 
allgemeinen, in den Betrieben aufge-
stellten List gewählt. Zwar geschieht 
dies in den meisten Fällen in Ver-
bindung mit den Gewerkschaften, aber 
dieser Regelung liegt doch die Ten-
denz zugrunde, die Gewerkschaften 
möglichst vom Betrieb zu trennen.

Der Unternehmer ist verpflichtet, recht-
zeitig den Ausschuß von beabsichtig-
ten Personalkündigungen in Kenntn’s 
zu setzen und ihn vierteljährlich

Von den 28 000 Betrieben mit über 
50 Beschäftigten, die dem Gesetz über 
die Bildung von Ausschüssen unter-
liegen, haben nur 11 850 einen Aus-
schuß gewählt. Das bedeutet, daß der 
CGT sich besonders der Aufgabe wid-
men will, die Zahl der Ausschüsse 
erheblich zu erhöhen. Weiter kämpft 
er darum, den Ausschüssen größere 
wirtschaftliche Befugnisse einzuräu-
men. Dabei kommt den Vertretern 
des CGT in den Unternehmens- und 
Belriebsausschüssen eine besondere 
Rolle zu. sr
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Beschlüsse der Ausschüsse werden mit 
Stimmenmehrheit der Anwesenden ge-
faßt, wobei der Vertreter des Unter-
nehmens bzw. Betriebes gegenüber 
den Vertretern der Arbeiter keinerlei 
Vorrechte genießt. Die Gewerkschaf-
ten, die im Unternehmen oder Be-
trieb vertreten sind, können einen 
Verantwortlichen in den Ausschuß 
delegieren, der mit beratender Stim-
me an der Sitzung teilnimmt. Kein 
Mitglied des Ausschusses kann ohne 
Zustimmung des Ausschusses entlas-
sen werden. Dieser Kündigungsschutz 
erstreckt sich auf sechs Monate 
nach Ausscheiden aus dem Ausschuß 
und auf drei Monate für die nicht in 
den Ausschuß gewählten Kandidaten 
der Gewerkschaftsliste. Auf seiner 
ersten Sitzung wählt der Ausschuß 
seinen Vorstand und bestellt im Fal-
le einer Aktiengesellschaft auch ei-
nen Rechnungsprüfer, der die Aufgabe 
hat, den Ausschuß bei der jährlichen 
Prüfung der Unternehmensbilanz zu 
unterstützen.

Mindestens einmal im Jahr muß die 
Unternehmens- oder Betriebsleitung 
dem Ausschuß einen Gesamtbericht 
über die Tätigkeit des Unternehmens, 
den Umsatz, die Produklionsergebnis- 
se, die Entwicklung der Lohnstruktur, 
die Investitionen sowie über die Plä-
ne für das kommende Geschäftsjahr 
erstatten. Im Gegensatz zum BetrVG 
kann sich der Unternehmer dieser 
Informationspflicht nicht etwa dadurch 
entziehen, daß er wichtige Daten zu 
„Geschäftsgeheimnissen" erklärt.

Ohne Zweifel hatte das Gesetz vom 
2. August 1949 viele Unzulänglichkei-
ten. Aber durch den Streik im Mai/ 
Juni 1968 wurden in zahlreichen Be-
trieben die notwendigen Korrekturen 
vorgenommen. Der CGT setzt seine 
Bemühungen um die Verbesserung der 
Befugnisse für die Unternehmens- und 
Betriebsausschüsse fort. Das bezieht 
sich ganz besonders auf die M'ttel, 
die den Ausschüssen von den Unter-
nehmern zur Verfügung gestellt wer-
den müssen. Zur Zeit betragen sie 
071 Prozent der gesamten Lohn- und 
Gehaltssumme. Der CGT will die Un-
ternehmer vernflichten, 3 Prozent der 
Lohn- und Gehaltssumme für die Aus-
schüsse zu bezahlen.

Was die sozialen Befugnisse betrifft, 
so bestimmt das Gesetz, daß der Un-
ternehmensauschuß die Verwaltung 
aller im Betrieb zugunsten der Ar-
beitnehmer oder ihrer Familien be-
stehenden sozialen Enrichtungen zu 
übernehmen oder zu überwachen hat. 
Das bezieht sich auf einen ganzen 
Kreis von Aktivitäten, die die Ar-
beiter oder Angestellten eines Be-
triebes direkt betreffen, und diese 
Tätigkeit der Ausschüsse gibt den Ge-
werkschaften Gelegenheit unter den 
Arbeitnehmern Initiativen zu entwik- 
keln, die u. a. Arbeitszeitverkürzun-
gen sowie ihre Bildung betreifen.
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Was ist Sicherheit?

Gewerkschaftseinheit in Italien
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Scheljepin zur Arbeiterkonferenz I 
nach Rostock?

Dem Streik der Arbeiter in den Be-
trieben folgend, entwickelt sich auf 
dem Lande die Bewegung der Bauern, 
die, gestützt auf Bauernkommissionen, 
in ihrem gemeinsamen Kampf mit den 
Arbeitern ein Bündnis gegen die Dik-
tatur in Spanien herstellen.

i

Barnet’s Buch ist kein sozialistisches 
Buch. Seine Änderungsvorschläge set-
zen deshalb nicht an der gesellschaft-
lichen Wurzel an. Er will dem mili-
tärisch-industriellen Komplex eine Ge-
genmacht aller Bürger entgegenstel-
len, die „bereit ist zu kämpfen — 
wenn nötig eine ganze Generation 
hindurch — um das Land aus diesen 
Klauen zu befreien“.

Das Buch von Richard J. Barnet be-
ginnt mit der Frage: „Was ist Sicher-
heit?". Eigentlich wäre dies der rich-
tigere Buchtitel gewesen. Denn die 
Frage und die mögliche Antwort dar-
auf treffen genau in den Kern der 
Problematik mit der sich sowohl der 
Politiker als auch der „einfache Mann 
auf der Straße" tagtäglich auseinander-
zusetzen haben.

Helmut Schmidt sind völlig identisch 
mit denen des Pentagon.

Barnet — selbst früherer Mitarbeiter 
im US-Außenministerium — setzt sich 
ausführlich mit der Theorie der Ab-
schreckung und der „glaubhaften Fä-
higkeit zum ersten Schlag" ausein-
ander, die er nicht nur völkermörde-
risch, sondern auch selbstmörderisch 
nennt. Er kommt in diesem Zusam-
menhang auf Vietnam zu sprechen: 
„Die USA können Vietnam mit ihren 
Bomben zerstören, aber sie können 
keine vietnamesische Gesellschaft her-
vorbringen, die ihnen gefällt... Den-
noch werden die Steuerzahler Jahr 
für Jahr aufgefordert, Milliarden für 
Vernichtung auszugeben, die lediglich 
den Interessen von Napalmproduzen-
ten dient."

Asturiens Bergarbeiter 
gegen Franco-Diktatur

E
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Es ist unverständlich, warum Claus 
Grossner in seinem ergänzenden Bei-
trag über den militärisch-industriel-
len Komplex in der BRD diesen Auf-
ruf als „idealistisch" abqualifiziert. 
Seine Information über die Verfilzung 
der Rüstungsindustrie mit dem politi-
schen und militärischen Bereich sind 
zwar ungemein vielseitig und interes-
sant, sein eigenes (analytisches) Re-
zept taugt aber weit weniger als 
Anleitung zum Handeln als der Auf-
ruf und die Vorschläge Barnet’s.

Hier wird die Finanznusere der Städ-
te und Gemeinden auch in der Bundes-
republik beschrieben; die Ursachen un-
seres Bildunasnotstandes und der Not-
stände im Gesundheits- und Woh-
nungswesen werden be*m Namen ge-
nannt. Sicherlich sind die Rüstungsaus-
gaben in der Bundesrepublik relativ 
noch nicht so hoch wie in den USA, 
aber die Tendenz ist d’eselbe. Und 
die „Sicherheitsvorstellungen" eines

Barnet ist weit davon entfernt, eine 
neue Sicherheitsphilosophie zu liefern. 
Aber er beschreibt exakt und ein-
leuchtend, wie Sicherheit nicht sein 
kann. Er beschreibt es am amerika-
nischen Modell. Aber fast alles, was 
in diesem Buch für die USA gilt, trifft 
auch für die Bundesrepublik zu. Nicht 
nur wegen der verhängnisvollen Ten-
denz, „the american way of life" in 
fast allen Lebensbereichen auf die 
Bundesrepublik zu übertragen, son-
dern auch wegen der zahlreichen wirt-
schaftlichen Verflechtungen und einer 
Art Bündnistreue, die uns politisch 
weitgehend handlungsunfähig macht.

„Der amerikanische Steuerzahler hat 
seit 1946 mehr als eine Billion Dollar 
für die nationale Sicherheit aufwen-
den müssen. Die Regierung in 
Washington verbraucht mehr als 70 
Cent von jedem Etatdollar für vergan-
gene, gegenwärtige und künftige 
Kriege. Die Amerikaner stecken also 
mehr Geld in die Kriegsmaschinerie, 
als die Regierung in Washington, die 
Regierungen der einzelnen Bundes-
staaten und die örtlichen Gemeinde- 
und Stadtverwaltungen insgesamt für 
Gesundheitswesen, Krankenhäuser, 
Erziehung, Altersversorgung Pensio-
nen, staatliche Wohlfahrtsprogramme, 
Beihilfen aller Art, für Arbeitslosen-
unterstützung, Sozialversicherung, 
Wohnungsbau, Sanierung von Städten 
und Gemeinden sowie für die Unter-
stützung der Landwirtschaft ausgeben. 
Von jedem Steuerdollar bleiben gan-
ze 11 Cent für die Verbesserung der 
amerikanischen Gesellschaftsstruktur 
übrig."

Barnet’s Buch ist deshalb ein Buch 
für Deutsche. Wie sehr dies zutrifft 
ist bereits im einleitenden Absatz 
erkennbar:

Die asturischen Bergarbeiter stehen 
seit dem vergangenen Oktober in ei-
nem harten Streik, bei dem es nicht 
nur um die Verbesserung ihrer Le-
bensverhältnisse geht, vielmehr rich-
tet er sich gegen die Unterdrückungs-
methoden der Franco-Diktatur. Diesem 
Streik voraus ging der Ausstand der 
Madrider Bauarbeiter und der SEAT- 
Arbeiter von Barcelona. Unterstützt 
wurden diese Kämpfe der spanischen 
Arbeiter durch Solidaritätsstreiks in 
Katalonien, die ein erhebliches Aus-
maß angenommen haben.

Die Führungsgremien der drei größten 
italienischen Gewerkschaften, des All-
gemeinen Italienischen Gewerkschafts-
bundes (CGIL), des Italienischen Ge-
werkschaftsbundes (CISL) und der 
Italienischen Union der Arbeit (UIL), 
führten in Florenz eine zweite ge-
meinsame Beratung über ihren Zusam-
menschluß zu einer Einheitsgewerk-
schaft durch. Dabei wurde vorgeschla- 
gen, daß alle drei Gewerkschaften 
im September 1972 Kongresse durch-
führen sollen, um ihre eigenen Or-
ganisationen aufzulösen und Anfang 
1973 eine einheitliche Gewerkschafts-
organisation in Italien zu gründen. Die 
Beratungsteilnehmer stellten fest, daß 
diese neue Gewerkschaftsorganisation 
antifaschistischen Charakter haben und 
die Einheit aller Werktätigen anstre-
ben soll.

Alles in allem: ein Buch, das sowohl 
wegen seiner Preiswürdigkeit als auch 
wegen seiner informierenden, ver-
ständlichen und engagierten Darstel-
lung Pflichtlektüre für jeden politisch 
Interessierten sein sollte. H. Bader

Richard J. Barnet: „Der amerikanische Rüstungswahn oder: Die 
Ökonomie des Todes", Rowohlt Taschenbuch-Verlag, Reinbek, 
1971, 3,80 DM.

Das Internationale Sekretariat des Stän-
digen Komitees der Arbeiterkonferen-
zen der Ostseeländer, Norwegens und 
Islands hat sich in seiner letzten Sit-
zung Anfang Dezember in Rostock mit 
den Vorbereitungsarbeiten zur 15. Ar-
beiterkonferenz beschäftigt. Für das 
Hauptreferat wurde beschlossen, einen 
namhaften Vertreter der sowjetischen 
Gewerkschaften einzuladen, und es 
besteht die Aussicht, daß nach Walter 
Ulbricht und Herbert Warnke mit dem 
Vorsitzenden des Zentralrates der 
sowjetischen Gewerkschaften, Schel-
jepin, eine weitere bekannte Persön-
lichkeit der internationalen Gewerk-
schaftsbewegung das Hauptreferat hal-
ten wird. Die 15. Arbeiterkonferenz 
wird unter dem Hauptthema „Für ein-
heitliche Aktionen der Gewerksdiafter 
Europas für Frieden, Demokratie und 
sozialen Fortschritt — gegen den 
Imperialismus" stehen.

Barnet zitiert ein Wort von Präsident 
Eisenhower während der letzten Ta-
ge seiner Amtszeit: „Wenn ich eines 
gelernt habe, dann ist es dies: Es ist 
nicht möglich, den Wunsch eines Lan-
des nach absoluter Sicherheit zu be-
friedigen; der Versuch, dieses Ziel 
durch Waffen zu erreichen, treibt ein 
Land sehr leicht in den Bankrott, so-
wohl moralisch als auch ökonomisch. 
Der Militär-Apparat, selbst nicht pro-
duktiv, muß sich notwendigerweise 
der Energie, Produktivität und Gei-
steskraft des Landes bedienen; und 
wenn er zuviel davon beansprucht, 
schwächt er unsere Stärke insgesamt."



Wann Kindergeld für alle?Terminkalender
Familienlastenausgleich wenig verbessert

iililllliiiiliiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiililiiiliiiw

J« eigener Sache

Liebe NACHRICHTEN-Leser!

SPD-Bundestagsfraktion Bö

IIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIN

Zu guter Letzt:

N
i. A. Heinz Seeger

12/7124

NACHRICHTEN-Verlags- 
Gesellschaft mbH.

VGI Frankfurt am Main

■ September
9. ordentlicher Gewerkschaftstag 
der IG Chemie - Papier - Keramik 
in Dortmund.

25. Juni bis 1. Juli
9. ordentlicher Bundeskongreß des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes in 
Westberlin.

24. bis 30. September
9. ordentlicher Gewerkschaftstag 
der IG Bau-Steine-Erden in Mainz.

Und das nennt sich „Vermögensbil-
dung in Arbeitnehmerhand".

geld in der Höhe von 40 DM für das 
erste und 50 DM für das zweite Kind. 
Bundeskanzler Brandt hat zwar in sei-
ner Regierungserklärung vom Oktober 
1969 eine Reform des Familienlasten-
ausgleichs angekündigt und das Ka-
binett inzwischen unter Einbeziehung 
der Steuervergünstigungen konkrete 
Vorstellungen entwickelt, doch wurde 
der ganze Komplex mit der Steuer-
reform verbunden und damit zumin-
dest bis 1974 „vertagt“.

höherer Gewalt
Nachdruck nur

Im Jahre 1971 waren der Zeitschrift 
neben den vier ständig erscheinenden 
„Informationen“ drei Sonderbeilagen 
zu wichtigen gewerkschaf Apolitischen 
Anlässen beigelügt. Außerdem betrug 
die Seitenzahl der NACHRICHTEN für 
sechs Nummern des Jahrgangs 1971 
24 statt 20 Seiten, und in Zukunft wird 
sie regelmäßig 24 Seiten Umfang ha-
ben.

11. bis 14. April 1972
4. Internationale Automationsta-
gung der IG Metall in Oberhau-
sen.

7. bis 17. Juli
In diesem Zeitraum soll die XV. 
Arbeiterkonferenz von Gewerk-
schaften der Ostseeländer, Nor-
wegens und Islands in Rostock 
stattfinden.

NACHRICHTEN-Beilage
Dieser Ausgabe der NACHRICHTEN 
liegen die „Informationen zur Wirt-
schaftsentwicklung und Lage der Ar-
beiterklasse" bei.

Da trotz ständigem Stabilitätsgerc«'; 
der verantwortlichen Politiker in Bor 
auch künftig Preise und Mieten w- 
ter steigen, weil dagegen keine ene 
gischen Maßnahmen ergriffen werder 
sollte auch das Kindergeld dynair? 
siert und jährlich der wirtschaftliche 
Entwicklung angepaßt werden.

Mit einer Änderung des Bundeskin-
dergeldgesetzes hat der Bundestag die 
Einkommensgrenze für den Anspruch 
auf Zweitkindergeld von jetzt 1100 
DM auf 1500 DM Monatseinkommen 
(brutto) ab 1. Januar 1972 erhöht. Da-
mit soll verhindert werden, daß Fa-
milien, die ein Zweitkindergeld be-
ziehen, dieses Kindergeld lediglich 
wegen einer Verbesserung des Ein-
kommens entzogen werden kann.

Der Verlag und das Redaktionskolle-
gium hoffen, daß Sie für die Preis-
erhöhung Verständnis haben und 
auch in Zukunft den NACHRICHTEN 
Ihre Aufmerksamkeit schenken.

Im übrigen bleibt es bei den bekann-
ten sozialen Ungerechtigkeiten und 
Härten des Familienlastenausgleichs 
in der Bundesrepublik: Für die ersten 
Kinder gibt es nach dem Bundeskin-
dergeldgesetz auch für den niedrig 
bezahlten Hilfsarbeiter keinen Pfennig, 
während im öffentlichen Dienst auch 
hochbezahlte Minister und Staatsse-
kretäre für das erste Kind eine Kin-
derzulage erhalten. Für die zweiten 
Kinder wird auch nach Änderung des 
Bundeskindergeldgesetz nur dann ein 
Kindergeld gezahlt, wenn entweder 
die Einkommensgrenze nicht über-
schritten wird oder mindestens drei 
Kinder zur Familie gehören. Und die-
ses Zweitkindergeld beträgt nur lä-
cherliche 25 DM. Ebenso werden wei-
terhin die Großverdiener durch die 
Kindersteuerfreibeträge mehr begün-
stigt als die Arbeiter und Angestell-
ten.

28. Mai bis 3. Juni
7. ordentlicher Gewerkschaftstag 
der Gewerkschaft Öffentliche 
Dienste, Transport und Verkehr 
in Westberlin.

Eine Reform des Familienlastenaus-
gleichs wäre jedoch sofort und ohne 
Verknüpfung mit der Steuerreform 
möglich, denn auch andere steuerli-
che Maßnahmen — wie die Einfüh-
rung des Konjunkturzuschlags — sind 
ohne Rücksicht auf die seit Jahren 
vorbereitete Steuerreform durchge- 
führl worden. So könnte auch jetzt 
ohne Verzögerung die Forderung der 
Gewerkschaften nach Wegfall der 
Steuervergünstigungen für Kinder und 
dafür Zahlung des Kindergeldes ab 
erstem Kind erfüllt werden.

NACHRICHTEL
ZUR WIRTSCHAFTS-UND SOZIALPOLITIK!

In einer Pressemitteilung der Post-
gewerkschaft anläßlich des 10. ordent-
lichen Gewerkschaftstages wurde u. a. 
folgende „Erfolgsmeldung" veröffent-
licht: „Zahlung vermögenswirksamer 
Leistung in Höhe von 13 DM . . ."

Mit Beginn des neuen Jahres sieht 
sich der Verlag gezwungen, das Jah-
res-Abonnement für die Zeitschrift 
NACHRICHTEN von 14 DM auf 17 DM 
zu erhöhen. Die Erhöhung der Be-
zugsgebühren war notwendig, weil die 
gestiegenen Herstellungskosten von 
dem bisherigen Abonnementspreis 
nicht mehr gedeckt wurden. Dazu 
kommt, daß die Zeitschrift, wie Sie ge-
wiß schon selbst festgestellt haben, 
qualitativ verbessert worden und über-
dies auch an Umfang gewachsen ist.

Die SPD-Bundestagsfraktion hatte 
schon 1964 bei den -Beratungen zum 
neuen Bundeskindergeldgesetz den 
Antrag gestellt, die Einkommensgren-
ze für das Zweitkindergeld ganz zu 
streichen. 1963 forderte bereits der 
Deutsche Gewerkschaftsbund Kinder-

Verlag und Redaktion der NACH-
RICHTEN wünschen Ihnen, liebe 
NACHRICHTEN-Leser, geruhsame Fei-
ertage und ein erfolgreiches, friedli-
ches Jahr 1972.

Ti.-Lf;
Die NACHRICHTEN zur Wirtschafts- und So-
zialpolitik erscheinen monatlich In der NACH 
RICHTEN-Verlags-GmbH mit vierteljährlicher 
Beilage „Informationen zur Wirtschaftsent-
wicklung und Lage der Arbeiterklasse* (März, 
Juni, September, Dezember — nur für Abon-
nenten).
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